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Mord in Paris 

In Paris sind in der Nacht 
vom 9./10. Januar drei Ak¬ 
tivistinnen der kurdischen 
Freiheitsbewegung durch 
Schüsse ermordet worden. 
Seite 6 


DKP-Bildungsthema 

Teil 1 des Themas „Lenins Im¬ 
perialismustheorie und neu¬ 
ere Entwicklungen des Kapi¬ 
talismus“ in dieser und der 
nächsten Nummer der UZ. 
Seite 70 


Klamme Kassen 
der Kommunen 

Die Kürzungen im Kölner 
Haushalt führen zu Strei¬ 
chungen, deren Klassencha¬ 
rakter offensichtlich sind. 
Seiten 12/13 
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D as Oberlandesgericht Mün¬ 
chen hat Anfang Januar der 
mutmaßlichen Naziterroris¬ 
tin Beate Zschäpe Hafterleichterun¬ 
gen gewährt, weil es davon ausgeht, 
dass die terroristische Vereinigung 
NSU sich durch den Suizid von Uwe 
Böhnhardt und Uwe Mundlos erledigt 
habe. Nun ist ein Fortbestehen des 
NSU zwar gegenwärtig nicht mit hin¬ 
reichender Sicherheit anzunehmen - 
aber sich darauf festzulegen, es habe 
stets nicht mehr als drei Terroristen 
gegeben, wirkt extrem verfrüht. Zur 
Taktik des NSU gehörte schließlich 
die weitgehende Geheimhaltung sei¬ 
ner Existenz. 

Der Prozess gegen Zschäpe wird vo¬ 
raussichtlich im Frühjahr stattfinden. 
Er wird große mediale Aufmerksam¬ 
keit erhalten - genauso wie ein ganz 
anders gelagertes Verfahren: Das Ver¬ 
botsverfahren gegen die NPD. Mit bei¬ 
den Verfahren macht der Rechtsstaat 
gewissermaßen dem Rechtsextremis¬ 


mus schlechthin den Prozess - diese 
Botschaft wird der Öffentlichkeit ver¬ 
kauft. Sie ist leider manipulativ, weil in 
beiden Fällen bezweifelt werden muss, 
dass „der Rechtsstaat“ sie mit der ge¬ 
botenen Ernsthaftigkeit betreibt. 
Man blicke zurück: Im Jahr 2010 und 
2011 war immer wieder einmal über 
einen neuen Anlauf zum NPD-Ver¬ 
bot diskutiert worden. Die Bundesre¬ 
gierung hat es klar abgelehnt, auch in 
den Ländern gab es für das Vorhaben 
keine Mehrheit. Das änderte sich nach 
dem Auffliegen des NSU. Binnen ei¬ 
nes Jahres sind die Bundesländer (bis 
auf Hessen) umgeschwenkt und for¬ 
dern jetzt ein Verbotsverfahren, Bun¬ 
desregierung und Bundestag werden 
sich aller Wahrscheinlichkeit nach an¬ 
schließen. 

Dabei ist die NPD dieselbe geblieben 
wie vor dem Auffliegen der NSU. Es 
gibt keinerlei neue Erkenntnisse über 
ihre notorische Verfassungsfeindlich¬ 
keit, ihre politische Bedeutung oder 


ihre Gefährlichkeit. Wenn es ihr jetzt 
trotzdem an den Kragen geht, hat das 
in erster Linie eine Alibifunktion: Die 
Akteure der bürgerlichen Demokratie 
wollen zeigen, dass sie es ernst meinen 
im Kampf gegen Rechts. Das müssen 
sie zum einen, weil die Öffentlichkeit 
von den NSU-Morden schockiert ist, 
zum anderen, weil sie selbst viel tie¬ 
fer drin stecken als sie zugeben wol¬ 
len. Eine kluge Verteidigung wird im 
Prozess gegen Zschäpe alles daran 
geben, die Verstrickung staatlicher 
Ämter in den NSU-Sumpf zu thema¬ 
tisieren, so wie es auch schon diver¬ 
sen Untersuchungsausschüssen und 
Recherchen zumindest partiell gelun¬ 
gen ist. Damit droht sich die ohnehin 
schon große Blamage für den Staats¬ 
apparat noch zu verschlimmern. Dies 
zumindest ansatzweise zu neutralisie¬ 
ren, könnte eine Funktion des NPD- 
Verbotsverfahrens werden. Die NPD 
wird in gewisserWeise zum Bauernop¬ 
fer des Verfassungsschutzes, der nach 


der Devise „Haltet den Dieb“ von sei¬ 
ner eigenen Verantwortung ablenkt. 
Die SPD hat dieser Tage noch eins 
draufgesetzt und angekündigt, bis 
Ende Januar selbst einen Verbotsan¬ 
trag zu formulieren, statt ihre Energie 
auf ein abgestimmtes Vorgehen des 
ganzen Parlaments zu konzentrieren. 
Der SPD geht es nun um ihre Eigen¬ 
profilierung. 

Es ist Wahlkampf, und da dürften uns 
noch viele solcher taktischen Mätz¬ 
chen erwarten. 

Für die Erfolgsaussichten des Ver¬ 
botsverfahrens bedeutet das freilich 
nichts Gutes. Zu groß ist die Gefahr, 
dass das Verfahren sehenden Auges 
erneut in den Sand gesetzt wird, eben 
weil es nicht ernsthaft betrieben wird. 
Das fängt schon bei den V-Leuten an: 
Es fehlt bis heute an jeder rechtsver¬ 
bindlichen Erklärung darüber, dass 
das gesammelte Belastungsmaterial 
„V-Leute-frei“ ist. Selbst da, wo das 
behauptet wird, gilt die entsprechende 
Versicherung nur bis zum Jahr 2003. 
Wesentliche strategische Elemente 
der NPD - das „Vier-Säulen-Konzept“ 
u.a. - stammen aber aus älterer Zeit. 
Wenn daran V-Leute mitgeschrieben 
haben, tut sich hier ein erhebliches 
Prozessrisiko auf. 

Das Belastungsmaterial enthält, so¬ 
weit ich das nach einer ersten Durch¬ 
sicht sagen kann, eine Fülle von Fak¬ 
ten, die die antidemokratische Stoß¬ 
richtung der NPD belegen. Es enthält 
aber auch Hinweise auf ein verengtes 
Bild der sammelnden Verfassungs¬ 
schutzämter: Denn so viel man der 
NPD auch vorwerfen muss - dass sie 
auch außerparlamentarisch, auf der 
Straße und auf Schulhöfen agiert, ist 
nicht als solches verwerflich. Das De¬ 
mokratiefeindliche an der NPD ist 
nicht die Form, sondern der Inhalt. 
Und nicht jede inkriminierte Äuße¬ 
rung von Nazifunktionären ist unbe¬ 
dingt als verfassungsfeindlich zu be¬ 
werten. Ich betone das, weil auch der 
Partei „Die Linke“ gerne vorgehalten 
wird, außerparlamentarisch aktiv zu 
sein. Ohnehin müssen Linke damit 
rechnen, dass während des Verbots¬ 
verfahrens die „Extremismus“-Theo¬ 
rie fröhliche Urständ feiert. Das muss 
nicht nur defensiv abgewehrt werden: 
Vielmehr gilt es „von links“ stets dar¬ 
auf hinzuweisen, dass Rassismus auch 
in der „Mitte der Gesellschaft“ vor¬ 
kommt. Ulla Jelpke 


Frankreich führt wieder Krieg in Afrika 

„Hilfeersuchen“ des malischen Staatschefs 


Seit dem 11. Januar fliegt die franzö¬ 
sische Luftwaffe massive Angriffe auf 
die Positionen islamistischer Kampf¬ 
einheiten im Norden Malis. 

Zunächst ging es bei der neuen fran¬ 
zösischen Militärintervention in Af¬ 
rika angeblich nur darum, den Vor¬ 
marsch der Islamisten, die seit dem 
Frühjahr letzten Jahres im Norden 
die Macht übernommen hatten, zu 
stoppen und die Stadt Konna an der 
Demarkationslinie zwischen den bei¬ 
den Landesteilen, etwa 50 Kilometer 
nördlich vom regionalen Hauptort 
Mopti, wieder zurückzuerobern. 

Seit Sonntag jedoch wurde die Mili¬ 
täroperation auf Angriffe tief in das 
„Hinterland“ der Rebellen in Nord¬ 
mali zu den Städten Gao, Tombuctu 
und Kidal, mehr als 600 bzw. 1000 Ki¬ 
lometer nördlich von Konna, ausge¬ 
dehnt. Frankreichs Verteidigungsmi¬ 
nister Le Drian nannte die „Liquidie¬ 
rung“ der bewaffneten islamistischen 
Gruppen im gesamten Nordteil des 
Landes als Ziel. 


Bereits am letzten Wochenende waren 
weit mehr als 100 Tote, darunter ein 
Dutzend Angehörige der malischen 
Armee und mehr als 60 „Rebellen“ 
sowie ein französischer Hubschrau¬ 
berpilot, aber nach Angaben von 
Menschenrechtsorganisationen auch 
Zivilisten, darunter mehrere Kinder, 
Opfer dieses Vorgehens geworden. 
Obwohl die französische Armee an¬ 
geblich keine Bodentruppen einsetzen 
will - wie schon vor zwei Jahren bei 
der Intervention in Libyen - lande¬ 
ten laut „Le Monde“ bereits am 10.1. 
nicht näher bezeichnete „ausländische 
Soldaten“ auf dem Militärstützpunkt 
Sevare bei Konna, und auch in Malis 
Hauptstadt Bamako landeten mehre¬ 
re hundert französische Soldaten aus 
Cöte dTvoire und Tschad, die zu Wo¬ 
chenanfang durch Truppen aus Frank¬ 
reich selbst verstärkt wurden, 
Inzwischen haben die Regierungen 
Großbritanniens, der USA und Däne¬ 
marks ihre Unterstützung für das fran¬ 
zösische Vorgehen zugesagt. Auch die 


deutsche Bundesregierung erklärte 
ihre Unterstützung, wenn auch ohne 
direkten Einsatz von „Kampftrup¬ 
pen“. Die EU hat die Entsendung von 
200 „Militärberatern“ zugesagt, zu de¬ 
nen auch deutsche Bundeswehrange¬ 
hörige gehören sollen. 

Frankreichs sozialdemokratischer 
Staatspräsident Hollande rechtfertig¬ 
te das plötzliche militärische Vorge¬ 
hen Frankreichs - nachdem noch im 
Dezember von einer friedlichen Re¬ 
gelung durch Verhandlungen geredet 
worden war - mit dem Argument, dass 
er einem „Hilfeersuchen“ des amtie¬ 
renden malischen Interimsstaatschefs 
nachkam und es sich allein um einen 
Kampf gegen „islamistische Terroris¬ 
ten“ handle. Ohne Frankreichs Ein¬ 
greifen wäre angeblich auch der Süd¬ 
teil Malis und die Hauptstadt Bamako 
in zwei bis drei Tagen von den „Isla¬ 
misten“ erobert worden. 

Diese Erklärung greift allerdings er¬ 
kennbar zu kurz und trägt den Stem¬ 
pel propagandistischer Kriegsführung. 


Auch wenn es islamistischen Funda¬ 
mentalisten in Nordmali tatsächlich 
gelungen ist, sich in einigen Regio¬ 
nen an die Spitze einer Rebellion ge¬ 
gen die Zentralregierung in Bamako 
zu stellen, liegen die Ursachen dafür 
sicher nicht allein in religiösen oder 
ethnischen Gegensätzen. Es ist daher 
auch nicht zu erwarten, dass die mili¬ 
tärische Unterdrückung mit Hilfe der 
ehemaligen Kolonialmacht Frankreich 
tatsächlich zu einer „Befriedung“ und 
Wiederherstellung der „territorialen 
Integrität“ und „nationalen Einheit“ 
Malis führen kann. 

Nicht zu vergessen ist, dass die Nord¬ 
gebiete Malis in den letzten Jahren 
auch als potentielle Erdöllager und 
Regionen mit kostbaren Rohstoffres¬ 
sourcen die Begehrlichkeiten interna¬ 
tional agierender Großkonzerne und 
imperialistischer Staaten weckten, ins¬ 
besondere auch bei französischen Un¬ 
ternehmen. 

Pierre Poulin 


Thema der Woche 


Zehntausende 
beim Gedenken an 
Rosa und Karl 

Mehr als im vergangenen Jahr (die 
Veranstalter, aber auch die Polizei 
zählten mehr als 10 000), demonstrier¬ 
ten vom Frankfurter Tor unter roten 
Fahnen. Sie ließen sich von der Provo¬ 
kation des Gegenbündnisses „Rosa & 
Karl“, dessen Demonstration ab 
11 Uhr am Olof-Palme-Platz begann 
und zu den Gedenkorten für Rosa und 
Karl am Berliner Landwehrkanal im 
Tiergarten (Berlin-Mitte) führte, nicht 
beeindrucken. 



Die kämpferische Luxemburg-Lieb- 
knecht-Demonstration begann kurz 
nach 10 Uhr unter der Losung „Lu¬ 
xemburg, Liebknecht, Lenin - Nichts 
und niemand ist vergessen. Aufstehen 
und widersetzen“ am Frankfurter Tor. 
Deutlich sichtbar im Zug: SDAJ und 
DKP. (Siehe den ausführlichen Be¬ 
richt auf Seite 9) 

Einzeln oder in Gruppen kamen auch 
in diesem Jahr mehrere Zehntausend 
am vergangenen Sonntag im Rahmen 
des stillen Gedenkens zur Gedenk¬ 
stätte der Sozialisten in Berlin-Fried¬ 
richsfelde um Blumen niederzulegen. 
Bereits am Tag zuvor gab es vielfältige 
Aktionen, Treffen und Veranstaltun¬ 
gen linker Organisationen. 

Rund 1 800 Besucher hatte die 14. Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“ im Haus der Berliner Urania. 
Vertreter von Jugendorganisationen 
trafen sich am Rande der Konferenz. 
Die SDAJ beriet mit anderen über 
Arbeiterjugendpolitik und führte am 
Abend ihr Verbandstreffen in der 
Urania durch. 

Auch auf der Liebknecht-Luxemburg- 
Lenin-Veranstaltung der DKP im 
Münzenbergsaal im ND-Gebäude am 
Mehringplatz war die Stimmung toll. 
Der Berliner Landesvorsitzende Rai¬ 
ner Perschewski begrüßte die Genos¬ 
sinnen und Genossen zur LLL-Feier, 
dem Jahresauftakt der DKP, Betti¬ 
na Jürgensen, Vorsitzende der DKP, 
verwies auf aktuelle und kommende 
politische Herausforderungen. Björn 
Schmidt, Vorsitzender der SDAJ über¬ 
brachte die Grüße der Jugendorgani¬ 
sation. Viel Beifall gab es für die Rede 
von Maite Mola, Sekretärin für Inter¬ 
nationale Beziehungen der Kommu¬ 
nistischen Partei Spaniens, Vize-Vor¬ 
sitzende der Europäischen Linken. 
Dirk Wilke und Peter Schenzer be¬ 
geisterten mit ihrer Musik die Anwe¬ 
senden. 

Seite 5, Seite 9 


Jugendpolitischer 
Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013, 
11.00 Uhr -17.00 Uhr im 
Freizeitheim Linden 
Windheimstraße 4 
30451 Hannover 

Siehe Seiten 5 und 8! 


Spendenquittungen der DKP 

Der Bundeskassierer der DKP bedankt 
sich herzlich bei allen Spenderinnen, 
die im vergangenen Jahr mit ihrer 
Überweisung an den Parteivorstand 
beigetragen haben, die Handlungs¬ 
fähigkeit der DKP zu sichern. In den 
kommenden Tagen werden die Spen¬ 
denquittungen für das Jahr 2012 zur 
Vorlage an das Finanzamt erstellt und 
verschickt. In zwei Wochen wird das 
abgeschlossen sein. 

Falls eine benötigte Spendenbeschei¬ 
nigung dann noch nicht eingetroffen 
sein sollte, bitten wir, sie beim Partei¬ 
vorstand der DKP,Tel. 020117 78 89 90, 
anzufordern. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Der Mensch geht vor Profit 


Ihre Neujahrsansprache hat Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel (CDU) ge¬ 
schickt genutzt, um den Bürgern Was¬ 
ser in den Sekt zu gießen. So sagte 
sie unter anderem: „Liebe Mitbür¬ 
gerinnen und Mitbürger, 2013 wird 
ein Jahr vieler 50. Jahrestage. Vor 50 
Jahren wurde der Silvester-Klassiker 
„Dinner for One“ in Hamburg auf¬ 
gezeichnet. Es fand der 1. Spieltag 
der Fußball-Bundesliga statt. (...). 
Am Anfang sind es oft nur wenige, 
die vorausgehen, einen Stein ins Rol¬ 
len bringen und Veränderung mög¬ 
lich machen. (...) Auch heute gibt es 
in unserem Land viele Mutige und 
Hilfsbereite. (...). Es sind Gewerk¬ 
schafter und Unternehmer, die ge¬ 
meinsam für die Sicherheit der Ar¬ 
beitsplätze arbeiten....) So wurde es 
möglich, dass wir in diesem Jahr die 
niedrigste Arbeitslosigkeit und die 
höchste Beschäftigung seit der Wie¬ 
dervereinigung hatten. Das bedeu¬ 
tet für viele hunderttausend Fami¬ 
lien, eine sichere Zukunft zu haben 
und Anerkennung zu erfahren. Und 
das bedeutet für unsere jungen Men¬ 
schen die Sicherheit, eine Ausbildung, 
einen Arbeitsplatz und damit einen 
guten Start ins Leben zu haben.“ 
Dreister geht es nimmer, Frau Kanz¬ 
lerin. An ganz andere Jahrestage 
müsste erinnert werden, z.B. der Tag 
der Machtübertragung an die Fa¬ 
schisten und die dann folgende Zer¬ 
schlagung der Arbeiterbewegung. 
Und von wegen sichere Zukunft. Die 
Realität hinter der geschönten Ar¬ 
beitsmarktstatistik sieht leider so aus: 
jeder fünfte Beschäftigte (20,6 %) 
muss für einen Billigstlohn arbeiten; 
mehr als die Hälfte aller Erwerbstä¬ 
tigen bis 24 Jahren arbeitet befristet 
oder ist in Leiharbeit beschäftigt und 
rund 2,2 Millionen jüngere Arbeiter¬ 
innen im Alter zwischen 20 bis 34 
Jahren (15 % dieser Altersgruppe) 
haben keinen Berufsabschluss. Milli¬ 
onen Frauen und Männer haben gar 
keine Arbeit. 

Fakt ist: Sie und ihre Einflüsterer 
wollen, dass der deutsche Staat noch 
marktkonformer - sprich asozialer 
wird. Laut Informationen des SPIE¬ 
GEL basteln Bedienstete von Finanz¬ 
minister Schäuble an einem umfang¬ 
reichen Sparpaket mit dem Titel „Mit¬ 
telfristige Haushaltsziele des Bundes“ 
für die Zeit nach der Bundestagswahl. 
Die ministerialen Rotstift-Akrobaten 
schlagen darin z.B. vor, den ermäßig¬ 
ten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent 
zu streichen. Dieser wird unter ande¬ 
rem auf Lebensmittel, Bücher oder Ti¬ 
ckets im Nahverkehr erhoben. Allein 



damit ließen sich 23 Milliarden Euro 
Mehreinnahmen erzielen. Zusätzlich 
soll der Zuschuss zum Gesundheits¬ 
fonds um 10 Prozent gekürzt werden. 
Ein Aufschlag auf die Einkommen¬ 
steuer, beschönigend „Gesundheits- 
Soli“ genannt, soll künftig dazu bei¬ 
tragen die „Gesundheitskosten“ im 
Griff zu halten. Und der vorzeitige 
Ruhestand soll „unattraktiver“ ge¬ 
macht werden. Dazu soll der jährli¬ 
che Abschlag von 3,6 Prozent von der 
Rente, der bei einem vorzeitigen Aus¬ 
stieg aus dem Arbeitsleben erfolgt, auf 
6,7 Prozent erhöht werden. Selbst die 
Witwenrente soll sinken. Und dabei 
wird es nicht bleiben. 

Und zeitgleich kommt Philipp Rösler 
mit seinem Positionspapier, in dem 
deutlich wird, zu welchen weiteren 
sozialen Schweinereien er und seine 
Gefolgschaft für die Profitinteressen 
des Kapitals fähig sind. So fordert er 
die weitere Flexibilisierung des Ar¬ 
beitsmarktes. Man brauche Erleichte¬ 
rungen für befristete Beschäftigungs¬ 
verhältnisse, „auch durch Lockerung 
des Vorbeschäftigungsverbots sowie 
eine beschäftigungsfreundliche Aus¬ 
gestaltung des Kündigungsschutzes“, 
heißt es im Positionspapier des Wirt¬ 
schaftsministers. Damit gemeint ist, 
dass die erforderliche Neuregelung 
der Kündigungsfristen nach dem Ur¬ 
teil des Europäischen Gerichtshofs 
zur Altersdiskriminierung nicht be¬ 
schäftigungsfeindlich - gemeint ist 
profitschmälernd - ausgestaltet wer¬ 
den. Außerdem erteilt der FDP-Vor¬ 
sitzende jeder Form eines Mindest¬ 
lohns eine klare Absage. 

Und da mahnt uns Kanzlerin Mer¬ 
kel doch tatsächlich zur Geduld. Die 
aber werden wir nicht haben, son¬ 
dern wir kämpfen für den schnellst¬ 
möglichen Beginn einer Wende zum 
demokratischen und sozialen Fort¬ 
schritt. Wie sagte die Kanzlerin doch 
so richtig: „Am Anfang sind es oft nur 
wenige, die vorausgehen, einen Stein 
ins Rollen bringen und Veränderung 
möglich machen.“ Der Mensch geht 
vor Profit - oder vor den Hund(t)! 


Achtung - Dringend: 

EU will Privatisierung der Wasserrechte 


Die EU-Kommission will den Markt 
für die Privatisierung der Wasser¬ 
rechte freigeben. Monitor berich¬ 
tete darüber am 13. 12. 2012 unter 
dem Titel „Geheimoperation Was¬ 
ser: Wie die EU-Kommission Wasser 
zur Handelsware machen will“ (sie¬ 
he: www. wdr. de/tv/monitor/sendun- 
gen/2012/1213/wasser.php5). 

Am 24. Januar 2013 findet die Ab¬ 
stimmung der Konzessionsrichtlinie 
im federführenden Binnenmarktaus¬ 
schuss statt. Voraussichtlich im April 
2013 erfolgt die Verabschiedung im 
Plenum. Es zeichnet sich ab, dass 
die Richtlinie nicht abgelehnt wer¬ 
den wird. Sofern öffentliche Wasser¬ 
wirtschaftsunternehmen eine priva¬ 
te Beteiligung haben, müssen diese 
Unternehmen Konzessionen für die 
Trinkwasserversorgung europaweit 
ausschreiben. Auf rein öffentliche 
Unternehmen trifft dies nicht zu. 


Aber anscheinend sehen sich öffent¬ 
liche Wasserversorger gezwungen zu 
verkaufen, um damit die Trinkwasser¬ 
versorgung den Konzernen mit allen 
Konsequenzen preiszugeben. Portu¬ 
gal wurde bereits dazu gezwungen 
und muss jetzt den 4-fachen Wasser¬ 
preis bezahlen. 

Privatisierung bedeutet, der Wasser¬ 
preis kann zukünftig vom Börsenkurs 
abhängen. Die Qualität wird nicht 
mehr nach gängigen Richtlinien be¬ 
stimmt, sondern die Großkonzerne 
selbst kontrollieren. Bis Mitte Janu¬ 
ar müssen 1 Mio. Unterschriften ein¬ 
gesammelt sein, um das Vorhaben zu 
stoppen, das auch von ver.di und den 
europäischen Gewerkschaften unter¬ 
stützt wird. 

Beteiligung an der Unterschriften¬ 
aktion siehe unter: www.right2wa- 
ter.eu/de 


Berichtigung 

ln der UZ von letzter Woche, Nr. 3 vom 
11. Januar 2013, veröffentlichten wir auf 
dieser Seite den Beschluss der 11. Partei¬ 
vorstandstagung „Arbeitszeit verkürzen! - 
Für die 30-Stunden-Woche - Für ein neu¬ 


es Normalarbeitsverhältnis!“. Wir haben 
versäumt in diesem Zusammenhang zu er¬ 
wähnen, dass dieser Beschluss als Antrag 
des Parteivorstandes an den 20. Parteitag 
der DKP weitergeleitet wird. 


Warnstreik bei Delphi in Langenlonsheim 

Amerikanischer „Investor“ will Arbeitsplätze platt machen 


Alle Räder standen still, als die IG Me¬ 
tall am 9. Januar 2013 rund 300 Beschäf¬ 
tigte von Delphi Automotive Systems 
in Langenlonsheim bei Bad Kreuznach 
zum Warnstreik aufrief. Damit ging der 
Kampf um die Erhaltung von ca. 350 
Arbeitsplätzen bei dem Automobilzu¬ 
lieferer in die nächste Runde. Anlass 
war, dass die Geschäftsführer montags 
zuvor bei den Tarifverhandlungen um 
einen Sozialtarifvertrag, wohl auf Wei¬ 
sung der Konzernzentrale in den USA, 
kein Angebot machten. „Don‘t cross 
the picket line“ stand auf einem Trans¬ 
parent, dessen Foto den Herrschaften 
gemailt wurde, damit sie auch ohne 


Dolmetscher verstünden, dass in Lan¬ 
genlonsheim gekämpft werde. Der Wil¬ 
le der Beschäftigten, ihre Arbeitsplätze 
zu verteidigen, zeigt sich auch im Orga¬ 
nisationsgrad von jetzt 93 %. 

Im November war der Belegschaft per 
Aushang mitgeteilt worden, dass an Sil¬ 
vester 2013 Schluss mit dem Standort 
sei. Darauf reagierte sie schon im De¬ 
zember mit einem Warnstreik und De¬ 
monstrationen vor dem Werk, vor der 
regionalen Niederlassung von BMW als 
Hauptkunden und in der Bad Kreuz- 
nacher Innenstadt. Unterstützt wurden 
sie u.a. von über 40 Kollegen von Del¬ 
phi im elsässischen Illheim, die wie ihre 
Kolleginnen und Kollegen in Villepin- 
te bei Paris auch gegen beabsichtigte 
Profitmaximierung des multinationalen 
Konzerns kämpfen. Es glaubt auch nie¬ 
mand, dass nach Schließung der Pro¬ 
duktion längerfristig die 70 Arbeits¬ 
plätze in der Entwicklungsabteilung 
an der Nahe bleiben werden. Mit den 
Beschäftigten einer Behinderten Werk¬ 
statt in Bad Kreuznach und örtlichen 
Dienstleistern wären ca. 350 Menschen 
und ihre Familien direkt betroffen. 

Die IG Metall kämpft nach den Worten 
ihres Bevollmächtigten Edgar Brak- 
huis um den Erhalt der Arbeitsplätze. 
Deshalb will man u.a. den Kapitalisten 
jede Entlassung so teuer machen, dass 
es richtig weh tue, und fordert drei Mo¬ 
natsgehälter Abfindung pro Beschäf¬ 
tigungsjahr. Wenn das Management 


nicht wolle, dass beim Hauptkunden 
BMW wegen des Fehlens elektrischer 
Schalter aus Langenlonsheim dem¬ 
nächst die Bänder still stünden, dann 
sollten sie im ersten Schritt auf alle 
betriebsbedingten Entlassungen und 
das Auslaufen befristeter Verträge bis 
Ende 2013 verzichten. 

Eine Delegation des Betriebsrats des 
Automobilzulieferers Harman/B ecker 
aus dem pfälzischen Schaidt berichtete 
von ihrem seit 2010 bis heute erfolg¬ 
reichen Kampf um die Erhaltung ihres 
Werkes. Auch hier wollte ein amerika¬ 
nischer „Investor“ Arbeitsplätze platt 
machen. Neben Vertretern aus Me¬ 


tallbetrieben in der Region nahmen 
Betriebsräte und IG-BCE-Vertrau- 
ensleute vom Kreuznacher Michelin- 
Reifenwerk und ver.di-Mitglieder von 
der Telekom in Bad Kreuznach teil. 
Der Ortsbürgermeister von Langen¬ 
lonsheim, Michael Cyfka erklärte sich 
auch Namens des Gemeinderats und 
der ebenfalls anwesenden Verbandsge¬ 
meindebürgermeisters solidarisch. Die 
designierte Ministerpräsidentin von 
Rheinland-Pfalz, Malu Dreyer SPD, 
wurde aufgefordert, sich in den Kon¬ 
flikt einzuschalten. Delphi habe in den 


letzten Jahren Landesbürgschaften er¬ 
halten, dafür müsse das Land auch die 
Gegenleistung in Form von Arbeits¬ 
plätzen einfordern. 

Empört waren die Streikenden, als be¬ 
kannt wurde, dass Leiharbeitern der 
Firma Trenkwalder von ihrer Verleihfir¬ 
ma untersagt worden sei, an der Streik¬ 
versammlung teil zu nehmen. Der 
Kollege Uwe Zabel vom IGM-Bezirk 
Frankfurt erkannte einen Vertreter die¬ 
ser Firma am Rande der Versammlung 
und stellte ihn öffentlich zur Rede. Der 
bestritt diesen Versuch, Grundrechte 
arbeitender Menschen einschränken 
zu wollen. Sollte der Vorwurf stimmen, 
wollen Betriebsrat und IG Metall ver¬ 
hindern, dass künftig noch Leiharbei¬ 
ter dieser Firma bei Delphi eingesetzt 
werden. Die Trenkwalder International 
AG mit Sitz in München wirbt damit, in 
19 Ländern 70 000 Menschen an 15 000 
Auftraggeber zu vermieten. 

Die DKP Bad Kreuznach befürchtet 
im Falle einer Schließung von Delphi 
eine weitere Entindustrialisierung und 
Verarmung der Region. Bei den Vor¬ 
gängern von Delphi arbeiteten früher 
fast 1 000 Beschäftigte, in den 3 größ¬ 
ten Industriebetrieben der Stadt Bad 
Kreuznach fast 7 000, heute noch 2 500. 
Neueste Veröffentlichungen belegten, 
dass mit 16,3 % jeder sechste Einwoh¬ 
ner schon unter Hartz IV falle, der 
zweithöchste Wert in Rheinland-Pfalz 
nach 17,1 % in Pirmasens. In den Zah¬ 
len nicht enthalten sind die Bezieher 
von Arbeitslosengeld I, für die auf die 
Stadt bezogen keine Statistik vorliegt. 
Mit 25,2 % sind zudem im Landkreis 
Bad Kreuznach nach Angaben des 
DGB mehr als ein Viertel aller Voll¬ 
zeitbeschäftigten Niedriglöhner. Es 
gibt also über die Betroffenheit der 
Kolleginnen und Kollegen von Delphi 
und ihrer Familien hinaus tausend gute 
Gründe, in den kommenden Monaten 
vielfältige Formen der Solidarität zu or¬ 
ganisieren. Volker Metzroth 


Nachtrag 

Unmittelbar nach Ende des Warnstreiks 
wurden die Tarifverhandlungen fortgesetzt. 
Der von den Delphi-Kolleginnen und Kol¬ 
legen mit der IG Metall gemachte Druck 
brachte erste Erfolge. Laut IG Metall Bad 
Kreuznach (www.igmetall-bad-kreuznach. 
de/) musste das Management Folgendes 
vertraglich zusichern: 

★ bis 31.8.2013 darf es keine betriebsbe¬ 
dingten Kündigungen geben 

★ ab dem 1.9.2013 bis 31.12.2013 sind 
Kündigungen nur mit Zustimmung der IG 
Metall möglich 

★ Übernahme aller Auszubildenden 

★ Einstellung von sechs Azubis in 2013 

★ Verlängerung aller befristeten Arbeitsver¬ 
träge bis Ende 2013 

Im Gegenzug verzichtet die IG Metall auf 
weitere Streikaktionen bis Ende April 2013. 


Belegschaft und Gewerkschaft haben da¬ 
durch u.a. verhindert, dass bis Ende 2013 
das Personal „ausgedünnt“ wird und dass 
es zu Spaltungen zwischen bereits Entlas¬ 
senen und noch Beschäftigten kommen 
könnte. 

Vor allem aber wissen alle, auch die be¬ 
fristet Beschäftigten, dass bis Ende 2013 
zunächst mal ihre Existenz gesichert ist. 
Das sind gute Ausgangsvoraussetzungen 
für den weiteren Kampf um den Erhalt des 
Delphi-Werks in Langenlonsheim mit allen 
jetzt vorhandenen Arbeitsplätzen. 

Die Verhandlungen über den Sozialtarif¬ 
vertrag werden jetzt ohne Zeitdruck fort¬ 
gesetzt. Wenn es im Mai zu betrieblichen 
Aktionen im Rahmen der Lohntarifrunde 
kommt, können dann die Kämpfe um mehr 
Lohn und um sichere Arbeitsplätze mitein¬ 
ander verbunden werden. 



Widerstand gegen Arbeitsplatzvernichtung 

Metso-Konzernleitung will Arbeiter mit dem „Nokia-Syndrom“ infizieren 


Mit dem „Nokia-Syndrom“ - Vernich¬ 
tung und Verlagerung von Arbeitsplät¬ 
zen in Billiglohnländer - hat die Kon¬ 
zernleitung des finnischen Technolo¬ 
giekonzerns Metso Corporation ihren 
Angriff auf die Belegschaft des Düs¬ 
seldorfer Tochterunternehmens Metso 
Lindemann GmbH gestartet. 

Hier arbeiten im Stadtteil Lierenfeld 
363 Beschäftigte. Sie stellen in erster 
Linie Recyclingmaschinen her. Die 
Beschäftigten in der Pförtnerloge am 
Gatherweg wurden bereits ausgelagert. 
50 bis 60 weitere Arbeitsplätze sollen 
nun nach Rumänien verlagert werden. 
Dort sind die Löhne niedriger. Gemun- 
kelt wird, dass es einen Einsparungs¬ 
effekt von mehreren Millionen Euro 
geben soll. Diese Rechnung aber, so 
Betriebsrats vor sitzender Rainer Kol¬ 
venbach, sei beweisbar falsch. 
Kolvenbach ging in die Offensive: Eine 
Unternehmensberatung sollte ein al¬ 
ternatives Konzept zur Kostensenkung 
erstellen. Einsparpotential auch hier 
in Millionenhöhe. Dieses Verfahren 
könnte im Endeffekt allerdings tödlich 
enden, denn sogar eine Offerte für die 


Selbstmedikation fruchtete nicht: Auf 
das Angebot, auf Lohn zu verzichten, 
wurde nicht einmal reagiert. Schon 
jetzt glaubt man daher nicht, dass es 
bei den 60 Arbeitsplätzen bleibt, die 
verschwinden sollen. Besondere Kritik 
auch von Nihat Öztürk, Erster Bevoll¬ 
mächtigter der IG Metall Düsseldorf: 
Das „Nokia-Syndrom“ arbeitet nicht 
nur mit der Verlagerung der Arbeits¬ 
plätze. Es bedient sich dabei erneut der 
Subventionen der EU. 

DKP-Solidarität für 
Betriebsrat und IC Metall 

Die DKP Düsseldorf solidarisierte sich 
mit den engagierten Kolleginnen und 
Kollegen bei Metso Lindemann Düs¬ 
seldorf, die sich gegen die vom Kon¬ 
zern geplante Vernichtung ihrer Ar¬ 
beitsplätze zur Wehr setzen! 

In dem Schreiben heißt es: „Die Ver¬ 
nichtung von Arbeitsplätzen in Düs¬ 
seldorf und ihre Verlagerung in Bil¬ 
liglohnländer ist bekanntlich kein 
Einzelfall. Für Düsseldorf erinnern 
wir an die Zerschlagung der Gerres- 
heimer Glashütte, einst die größte der 


Welt, für NRW an die Verlagerung von 
Nokia. 

In diesen Unternehmen haben die Kol¬ 
leginnen und Kollegen durch ihre Ar¬ 
beit für schwarze Zahlen gesorgt. Die 
Profitrate war allerdings den Konzern¬ 
spitzen, die letztlich immer den Akti¬ 
onären verpflichtet sind, nicht hoch 
genug. Soziale und ethische Aspekte 
spielen am Ende keine Rolle mehr. Es 
ist fast ein alter Hut: Diese Systematik 
ist dem Kapitalismus eigen. So ist es 
nicht verwunderlich, dass die Zerschla¬ 
gung von Arbeitsplätzen und ihre Ver¬ 
lagerung in Billiglohnländer auch noch 
von der EU subventioniert wird. Wir 
verurteilen das mit Nachdruck. In der 
Vernichtung der Arbeitsplätze sehen 
wir zugleich einen unverantwortlichen 
Angriff auf die Sozialstruktur und Ar¬ 
beitswelt im Stadtbezirk und darüber 
hinaus für Düsseldorf. Wir verurteilen 
das mit Nachdruck! 

Wir wünschen allen Kolleginnen und 
Kollegen, dass sie zusammen mit der IG 
Metall diese unverschämten Angriffe auf 
die Arbeitsplätze erfolgreich ab wehren! 
Viel Erfolg dabei!“ Uwe Koopmann 
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F ür mehr als 12 Millionen abhängig 
Beschäftigte werden im Laufe die¬ 
ses Jahres neue Tarifverträge abge¬ 
schlossen. Daher wurde rechtzeitig zum 
Jahreswechsel die Diskussion um die 
„richtigen“ Lohnerhöhungen eröffnet. 
Und auch diesmal übertrafen sich wie¬ 
der Minister, Unternehmensfunktionä¬ 
re und kapitalhörige Wissenschaftler 
beim scharfen Blick in die Glaskugel. 
Ein paar aktuelle Zitate dazu: „Mode¬ 
rate Lohnerhöhungen seien möglich, 
aber man sollte in wirtschaftlich un¬ 
ruhigen Zeiten Maß halten und nicht 
übertreiben“ (Wolfgang Schäuble). 
„Wir bräuchten eine flexible, differen¬ 
zierte und produktivitätsorientierte 
Lohnpolitik“ (Dieter Hundt). „Es gebe 
einen gesamtwirtschaftlichen Vertei¬ 
lungsspielraum von 2 Prozent“, meint 
Wirtschaftsweise Wolfgang Franz. Es 
scheint aber nur so, als hätten sie alle 
an Silvester zu tief ins Glas geschaut. 
In Wirklichkeit sind es die sattsam be¬ 
kannten Sprüche aus den Phrasen¬ 
dreschmaschinen der um ihre Profite 
bangenden Kapitalisten. 

Die Gewerkschaften orientieren un¬ 
terschiedlich: 

Von der IG Metall wurde der alte Ta¬ 
rifvertrag in der Holz- und Kunststoff¬ 
industrie fristgerecht zum Jahresende 
2012 gekündigt. Der neue soll rückwir¬ 
kend ab 1. Januar 2013 gelten, für zwölf 
Monate. Der Arbeitgeberverband der 
holz- und kunststoffverarbeitenden In¬ 
dustrie Westfalen-Lippe hält die Tarif¬ 
forderung der IG Metall nach fünf Pro¬ 
zent mehr Lohn und Gehalt für „maß¬ 
los übertrieben“. Die Friedenspflicht 
in der Holz- und Kunststoffindustrie 
läuft Mitte Februar aus. Die IG Metall 
ruft aber schon jetzt die Beschäftig¬ 
ten auf, während der Möbelmesse am 
18. Januar in Köln für ihre Forderung 
zu demonstrieren. Interessanterweise 
begründete die IG Metall ihre Forde¬ 
rung mit der steigenden gesamtwirt¬ 
schaftlichen Produktivität (1 Prozent), 
der Inflationsrate (2 Prozent) und der 
sogenannten (aber oft nicht in Ansatz 
gebrachte) Umverteilungskomponen¬ 
te von 2 Prozent, „damit die Schere 


Finanzminister Schäuble gab sich gene¬ 
rös. Die Bundesregierung wolle in Zu¬ 
kunft Zinsgewinne aus der Beteiligung 
an Hilfspaketen für Griechenland nicht 
länger behalten, sondern zur Stützung 
Athens einsetzen. „Der deutsche Staat 
hatte allein am ersten Griechenland- 
Programm fast 400 Millionen Euro ver¬ 
dient, indem er sich billig Geld borgte 
und es teurer an Athen weiterverlieh“, 
stellt die SZ (14. 11. 2012) fest. Man 
wolle sich nicht länger an der Not Grie¬ 
chenlands bereichern, heißt es jetzt aus 
Regierungskreisen. 

Von wegen! 

Man verdient sehr wohl weiterhin - 
an den Krediten an Griechenland, wie 
auch an den Hilfspaketen für ande¬ 
re Euro-Krisenstaaten. Kein einziger 
Euro wurde bislang den Schuldnern 
von den staatlichen Gläubigern ge¬ 
schenkt, nicht das geringste finanzielle 
Opfer von den Geberländern gebracht. 
Auch von einer drastischen Zinssen¬ 
kung für die Hilfskredite war zu Be¬ 
ginn der jüngsten Krisensitzung der 
Euro-Gruppe zu Griechenland keine 
Rede mehr. Schäuble wollte die Zin¬ 
sen plötzlich nur noch moderat sen¬ 
ken, also die niedrigen Zinsen zu de¬ 
nen die Bundesregierung die Gelder 
erhält nur teilweise an Griechenland 
weitergeben. Zudem wehrte sich die 
Bundesregierung vehement gegen ei¬ 
nen Schuldenschnitt, der auch staatli¬ 
che Gläubiger betrifft. 

Bislang hat der deutsche Staat von 
der Verschuldung der Krisenländer 
nur profitiert. Nicht nur durch direkte 
Zinsgewinne, infolge teurer Kreditver¬ 
gabe bei billiger Refinanzierung. Die 
Finanznot der Südländer führte auch 
dazu, dass die eigenen Schulden von 
Jahr zu Jahr billiger wurden. 


Mehr Geld in die Lohntüte 


Ausblick auf das Tarifjahr 2013 von Manfred Dietenberger 


von Gewinn- und Lohnentwicklung 
sich nicht weiter öffnet“. 

Auch die Metalltarifrunde 2013 läuft 
an: Der IG-Metall-Bezirk NRW - der 
größte bundesweit - will auch in dieser 
Metalltarifrunde ein gewichtiges Wort 
mitreden. Die neue Tarifkommission 
zählt 195 Mitglieder (jedes dritte ist 
zum ersten Mal dabei). Insgesamt be¬ 


schäftigt die nordrhein-westfälische 
Metall- und Elektroindustrie fast 
700 000 Menschen. Knut Giesler, der 
die Verhandlungen auf der Gewerk¬ 
schaftsseite leiten wird, appellierte 
an die Mitglieder der Tarifkommissi¬ 
on, schon jetzt „mit den Kolleginnen 
und Kollegen zu diskutieren“. Alle Be¬ 
schäftigten sollten laufend informiert 
und an der Tarifrunde beteiligt wer¬ 
den. Davon hänge der Erfolg der Tarif¬ 
verhandlungen ab. Der geltende Tarif¬ 
vertrag für die Metallbranche läuft am 
30. April 2013 aus. Damit endet auch 
die Friedenspflicht und ab 2. Mai sind 
die ersten Warnstreiks möglich. Am 
13. März werden alle regionalen Ta¬ 
rifkommissionen der IG Metall be¬ 
schließen, welche Forderung sie stel¬ 
len. Diese Diskussion muss aber ab 


heute schon begonnen werden, denn 
IG-Metall-Bezirksleiter Knut Giesler 
erklärte, er habe kein Interesse daran, 
„Forderungsweltmeister“ zu werden. 
Um glaubwürdig zu bleiben, sollten 
Forderung und Ergebnis nicht allzu 
weit auseinanderliegen, meinte er. 
Giesler scheint die Höhe der IGM- 
Forderung sehr von der aktuellen kon¬ 


junkturellen Lage abhängig machen zu 
wollen. Klar ist auch noch nicht, ob es 
am Verhandlungstisch nur um mehr 
Geld oder auch um sogenannte qua¬ 
litative Forderungen gehen wird. Hin¬ 
zu kommt: Die Tarifrunden Stahl und 
Metall überschneiden sich. Verhand¬ 
lungsführer der IG Metall ist für bei¬ 
de Branchen IG-Metall-Bezirksleiter 
Knut Giesler. Er machte deutlich, dass 
für ihn der Stahlabschluss keine Vor¬ 
entscheidung für den Metallabschluss 
sei. 

Anders die Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG), sie strebt 
für die Tarif runde 2013 Lohnerhöhun¬ 
gen zwischen 5 und 6 Prozent an. Eine 
entsprechende Empfehlung habe der 
Hauptvorstand Ende November 2012 
beschlossen. Die Laufzeit der Tarifver¬ 


träge sollte bei zwölf Monaten liegen. 
Zudem will die NGG in allen Bran¬ 
chen einen tariflichen Mindestlohn 
von 8,50 Euro pro Stunde durchsetzen. 
Die Empfehlung ist die Grundlage für 
die Forderungen der Tarifkommissi¬ 
onen in den einzelnen Branchen und 
Regionen. Die NGG vertritt die Inter¬ 
essen von etwa 550 000 Beschäftigten 
im Ernährungsgewerbe so¬ 
wie von rund 1,7 Millionen 
Mitarbeitern im Hotel- und 
Gaststättengewerbe. Noch 
hoffnungsvoller stimmt die 
Forderungshöhe von ver.di. 
Die Bundestarifkommissi¬ 
on im öffentlichen Dienst 
beschloss für die Länder¬ 
tarifrunde 2013 6,5 Prozent 
mehr Geld plus einer sozia¬ 
len Komponente. 
Tarifrunden während ei¬ 
nem Bundestagswahljahr 
sind besonders politisch. 
Der DGB Vorsitzende 
Sommer erklärte, er werde 
2013 zum „Jahr einer neuen 
Ordnung der Arbeit“ ma¬ 
chen. „Es ist an der Zeit, 
dass endlich Reformen für 
die Arbeitnehmer gemacht 
werden, statt gegen sie. Wir 
werden mobilisieren, da¬ 
mit es nach der Bundestagswahl kei¬ 
ne Bundesregierung mehr wagt, zu 
zögern, die bestehenden Missstände 
auf dem Arbeitsmarkt zu beseitigen.“ 
Anfang September will der DGB ei¬ 
nen Wahlaufruf veröffentlichen. Sei¬ 
tens der etablierten Parteien war zu¬ 
letzt vor allem die CDU immer wieder 
demonstrativ auf die Gewerkschaften 
zugegangen. Die Folge war wohl die 
Teilnahme zahlreicher Spitzengewerk¬ 
schafter auf dem CDU-Bundespartei- 
tag im Dezember in Hannover oder 
der Auftritt von IG-Metall-Chef Bert- 
hold Huber bei der CDU-Vorstands¬ 
klausur in Wilhelmshaven. Und nun 
auch das noch: Der DGB-Bundesvor¬ 
stand hatte für den 15. und 16. Januar 
Repräsentanten von Parteien zu seiner 
Klausursitzung eingeladen. Themen 



Krisenprofiteur deutscher Staat 

Wie die Bundesregierung Milliardengewinne aus der Schuldenkrise zieht 


Fast 100 Milliarden 
Euro Zinsgewinne 

Mit zunehmender Ausfallgefahr bei 
Staatsanleihen der Problem-Länder, 
flüchteten immer mehr Anleger in die 
angeblich sicheren deutschen Staats¬ 
anleihen, mit der Folge, dass aufgrund 
des Nachfragebooms nach deutschen 


Schuldenverwaltung, die Staatsschul¬ 
den schrittweise auf niedrigere Zinsen 
umzuschichten; d.h. jede auslaufende 
Tranche kann durch eine zinsgünstigere 
ersetzt werden. Dieser Umschuldungs¬ 
prozess sparte dem deutschen Staat 
zig-Milliarden an Zinsen. So zahlten 
die deutschen Staatsschuldner (Bund, 


kommt man zu folgendem Ergebnis 
(Tabelle). 

Der deutsche Staat hat sich also im Ver¬ 
lauf der Finanz- und Schuldenkrise bis 
einschließlich 2011 insgesamt 65 Mil¬ 
liarden Euro an Zinsen erspart, die er 
hätte zahlen müssen, wenn die Zinsen 
auf dem Niveau von 2007 geblieben 


Zinsgewinne durch zinsgünstigere Umschuldung 


Jahr 

Schulden 

Gesamtstaat 

Mrd. Euro 

2007 


1582 

2008 


1649 

2009 


1767 

2010 


2057 

2011 


2089 

Gesamt 




Zins- 


Effektive 


Ausgaben 


Verzinsung 


Mrd. Euro 

66,2 

in % 

4,18 


67,3 


4,08 


63,7 


3,6 


60,1 


2,92 


60,0 


2,87 


Zinsen bei 

4,18% (2007) 

Mrd. Euro 

Zinsgewinn 

Mrd. Euro 


66,2 

0,0 


68,9 

1,6 


73,9 

10,2 


86,0 

25,9 


87,3 

27,3 



65,0 


Quelle: Deutsche Bundesbank 


Staatstiteln, Zinsen und Renditen auf 
historisch niedrigstem Stand angelangt 
sind. Für Bundesanleihen mit zehnjäh¬ 
riger Laufzeit muss der deutsche Fi¬ 
nanzminister derzeit nur 1,37 % Zin¬ 
sen zahlen, der Zinssatz für fünfjähri¬ 
ge Staatsanleihen liegt bei knapp 0,4 % 
und Kurzläufer werden mit null Prozent 
emittiert. Das Top-Rating der Bundes¬ 
republik ermöglichte niedrigste Zinsen 
für die eigene staatliche Kreditaufnah¬ 
me, das Downgrading der Problemlän¬ 
der ließ dort die Zinsen immer weiter 
ansteigen (vgl. auch Conrad Schuhler, 
EURO-ZONE, in: isw-report 90. S. 6 f.). 
Das hat für den gigantischen deutschen 
Schuldenberg, mit 2,1 Billionen Euro 
der höchste in ganz Europa, gewalti¬ 
ge Auswirkungen. Denn es ermöglicht 
dem Finanzminister und der Bundes- 


Länder, Kommunen) 2007 für 1.582 
Milliarden Gesamtschulden insgesamt 
66,2 Milliarden Euro an Zinsen, was ei¬ 
ner durchschnittlichen Verzinsung von 
4,18 % entspricht. 2011 war die Staats¬ 
schuld auf 2.089 Milliarden Euro ange¬ 
stiegen; dafür waren aber nur noch 60,0 
Milliarden Euro Zinsen zu berappen. 
Mit anderen Worten: Für eine um ein 
Drittel höhere Staatsschuld (+ 32,0 %) 
mussten fast zehn Prozent (9,4 %) we¬ 
niger Zinsen bezahlt werden. Die hal¬ 
be Billion zusätzlicher Schulden hat 
die Öffentliche Hand nicht nur nichts 
gekostet, sie hat ihre Haushalte durch 
einen geringeren Schuldendienst sogar 
noch entlastet. 

Rechnet man die seit 2008 erzielten 
Zinseinsparungen zusammen, dann 


wären. 2012 kommen nochmal etwa 30 
Milliarden Euro dazu, was dann einen 
Zinsgewinn von fast 100 Milliarden 
Euro bedeutet. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis - mit ei¬ 
nem anderen Rechenansatz - kommt 
das Kieler Institut für Weltwirtschaft. 
Das Institut hat errechnet, dass allein 
der Staat für die in den vergangenen 
dreieinhalb Jahren - bis Mitte 2012 - 
ausgegebenen Anleihen fast 70 Mil¬ 
liarden Euro weniger an Zinsen zah¬ 
len muss, als das bei dem Zinsniveau 
zwischen 1999 und 2008 fällig gewesen 
wäre. „Insbesondere weil die Zinsbelas¬ 
tung im laufenden wie im kommenden 
Jahr deutlich sinken dürfte, rechnen wir 
mit einem ausgeglichenen Haushalt für 
2013“ sagte Jens Boysen-Hogrefe, Fi¬ 
nanzexperte beim Kieler Institut (zi¬ 


der Gespräche waren unter anderem 
die inhaltliche Aufstellung des DGB 
zur kommenden Bundestagswahl so¬ 
wie aktuelle politische Themen wie 
die Entwicklungen in der Wirtschaft- 
und Finanzkrise. Warum, so fragt man 
sich, hat der DGB-Bundesvorstand 
ausgerechnet die CDU-Vorsitzende 
und Kanzlerin Angela Merkel und 
den SPD-Kanzlerkandidaten Peer 
Steinbrück eingeladen und warum ist 
am Rande der Klausur ein Treffen mit 
dem baden-württembergischen Minis¬ 
terpräsident Winfried Kretschmann 
arrangiert worden? Gehört er doch 
zu den grünen Spitzenpolitikern, die 
am offensten für eine schwarz-grüne 
Koalition empfänglich sind. Die Ein¬ 
ladungen an die „Dreier-Bande“ lässt 
befürchten, dass der DGB entwe¬ 
der von einer großen Koalition oder 
aber von Schwarz-Grün ausgeht und 
scheinbar damit auch gut leben könn¬ 
te. Die ausgesprochene Einladung zum 
Gespräch an die Partei „Die Linke“, an 
einen anderen Ort und zu einer ande¬ 
ren Zeit, ist wohl nichts als ein Alibi 
und zeigt, dass der DGB eine „linke“ 
Mehrheit, also Rot-Rot-Grün nicht für 
eine erstrebenswerte Option hält. Der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer, 
aber auch der IG-Metall-Vorsitzende 
Berthold Huber, scheinen einer gro¬ 
ßen Koalition besonders zugetan. So 
Sommer im Tagesspiegel: „Wir hat¬ 
ten Glück, dass eine große Koalition 
regierte, als uns die letzte Krise er¬ 
wischt hat.“ Und Huber sagte in der 
FAZ: „Wahr ist, dass wir in der Krise 
ab 2008 von der Politik der damaligen 
großen Koalition profitiert haben.“ 
Die abhängig Beschäftigten tun gut 
daran, sich aktiv in die Lohn- und Po¬ 
litikdebatte ihrer Gewerkschaften ein¬ 
zuschalten und nicht zu warten, bis ihre 
Vorstände eigenmächtig eine Forde¬ 
rungshöhe einfach in die „Welt“ (oder 
ein anderes bürgerliches Medium set¬ 
zen) - noch bevor die entsprechenden 
Tagungen der zuständigen Tarifkom¬ 
missionen überhaupt stattgefunden 
haben. 


tiert nach FTD, 14.6.2012). Allerdings 
unter der Prämisse, dass die Euro-Krise 
nicht eskaliert und Deutschland nicht 
einen Teil seiner Kredite abschreiben 
muss. Das ist auch einer der Gründe, 
weshalb die Bundesregierung so rigo¬ 
ros einen Schuldenerlass ablehnt, der 
auch staatliche Darlehen an Griechen¬ 
land betrifft. 

Weginflationierung der Schulden 

Der billige Zins auf deutsche Staats¬ 
anleihen hat noch eine weitere Wir¬ 
kung. Er ermöglicht es, einen Teil der 
Staatsschuld gewissermaßen wegzuin- 
flationieren. Denn mit Zinssätzen von 
1,37 % und weniger für Bundesanlei¬ 
hen und einer Inflationsrate von gut 
zwei Prozent, werden neu aufgenom¬ 
mene Kredite um ca. ein Prozent jähr¬ 
lich entwertet; das heißt die Schulden 
können mit billigerem Geld zurückge¬ 
zahlt werden. Von einigen Ökonomen 
wird das sogar als Strategie zum Abbau 
der Staatsschulden angedacht; sie be¬ 
fürworten dazu eine Inflationsrate von 
vier bis fünf Prozent (vgl. WiWo, 10. 9. 
2012). Der Preis dafür wäre die kalte 
Enteignung der Sparer und Kleinanle¬ 
ger, deren Ersparnisse dahinschmelzen 
würden. 

Die unterschiedliche Zinsentwicklung 
in der Eurozone wird zu einem weite¬ 
ren Auseinanderdriften der Euroländer 
führen, zu einer Umverteilung von den 
schwächeren zu den stärkeren Staaten. 
Während Kernländer wie Deutschland, 
Niederlande, Österreich und Finnland 
mit den niedrigen Zinsen ihre Haushal¬ 
te teilweise sanieren können, geraten 
die Peripherieländer immer stärker in 
den Schulden-Zins-Strudel. 

Fred Schmid, Institut für sozial-ökologische 

Wirtschaftsforschung (isw) 
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Vorsicht! Kann Spuren von 
Billiglohn enthalten 

Am 22. und 29. Januar wird im Jenaer 
Amtsgericht ein Prozess gegen 11 Per¬ 
sonen stattfinden, denen Sachbeschä¬ 
digung vorgeworfen wird. Sie sollen 
im Zuge eines Stadtrundganges weiße 
Fußspuren in Jena hinterlassen haben 
und dafür nun je 360 Euro zahlen. Beim 
Stadtrundgang im April 2011 wurden 
Orte der prekären Beschäftigung in 
Jena aufgesucht. In der „Leuchtturm¬ 
stadt“ Ostdeutschlands sieht es für vie¬ 
le Lohnabhängige nicht rosig aus. Be¬ 
fristete Verträge und unbezahlte Über¬ 
stunden sind beispielsweise an der Uni 
Alltag und der Vorstandsvorsitzende 
der Friseur Masson AG hält 3,81 Euro 
für einen fairen Stundenlohn. Ange¬ 
stellte der Friseurkette müssen also 
nach einer 40-Stunden-Woche noch mit 
Hartz IV aufstocken, um ihren Grund¬ 
bedarf zu decken. 

Der Oberbürgermeister der Stadt Jena, 
Dr. Schröter (SPD), weiß zwar um die¬ 
se Probleme, aber er erstattete Straf¬ 
anzeige gegen die Beteiligten an dem 
politischen Stadtrundgang. Ihm ist die 
saubere Fassade der Stadt anscheinend 
wichtiger als deren Bewohner. 

Wer die Angeklagten unterstützen 
möchte, kann am 22. und 29. Januar 
zum Sitzungssaal 8 des Jenaer Amtsge¬ 
richtes kommen. Die Sitzung beginnt 
10 Uhr. Aktuelle Informationen gibt es 
unter http://ira.blogsport.de. 

Über die Rote Hilfe Jena kann man die 
Angeklagten unterstützen. 

Landesamt für 
Verfassungsschutz 
Sachsen im Zwielicht 

Zu den Informationen der „Frei¬ 
en Presse“ über weitere Unterstützer 
des NSU in Sachsen hat Kerstin Kö¬ 
ditz, Obfrau der Partei „Die Linke“ im 
NSU-Untersuchungsausschuss, erklärt, 
dass der Bericht unterstreiche, dass das 
Netzwerk der Helfer des NSU in Sach¬ 
sen offenkundig wesentlich größer ge¬ 
wesen ist, als uns die Behörden und 
vor allem das Landesamt für Verfas¬ 
sungsschutz glauben machen wollen. 
Er zeige zugleich, dass etliche Helfer 
noch heute im Freistaat in aktive Neo¬ 
nazigruppen eingebunden sind. Und er 
nähre vor allem den Verdacht, dass das 
Landesamt für Verfassungsschutz de¬ 
ren Bedeutung in der Vergangenheit 
geleugnet hat, um von seinem eigenen 
Versagen über Jahre abzulenken. 
Wenn der Personalausweis des füh¬ 
renden Chemnitzer Neonazis Eric F. 
im Brandschutt gefunden wird, dann 
sei darauf hinzuweisen, dass es sich 
um eine Person aus dem inneren Zir¬ 
kel des so genannten „Freien Netzes“ 
handelt. Der Jenaer Ralf W., zu dem F. 
vielfältige Verbindungen hatte, ist nicht 
nur Mitangeklagter im Prozess gegen 
Beate Zschäpe, sondern ebenfalls Füh¬ 
rungskader des „Freien Netzes“. In der 
Wohnung des mutmaßlichen Zwickau- 
er Terrorhelfers Andre E. fand sich eine 
Spendendose des dortigen Ablegers 
des „Freien Netzes“. Zu den Personen, 
mit denen E. 2006 eine Kameradschaft 
in Zwickau gründen wollte, gehörte ein 
späterer örtlicher Führer des „Freien 
Netzes“. Frau Köditz weist außerdem 
darauf hin, dass mit dem Altenburger 
Thomas G. ein Mitbegründer des „Frei¬ 
en Netzes“ immer wieder im Umfeld 
des NSU auftaucht. 

Die Linksfraktion im Landtag habe 
immer wieder das Verbot des „Freien 
Netzes“ gefordert. Das Landesamt für 
Verfassungsschutz habe dagegen im¬ 
mer wieder behauptet, das „Freie Netz“ 
sei lediglich eine Internetplattform mit 
Lokalseiten. Wenn jetzt öffentlich wer¬ 
de, dass Gespräche abgehört worden 
sind, aus denen hervorgeht, dass ge¬ 
meinsam Veranstaltungen organisiert 
wurden und auch Propagandamaterial 
beschafft wurde, dann zeige dies, dass 
das Landesamt für Verfassungsschutz 
die Öffentlichkeit in die Irre geführt 
und den Landtag belogen habe. Zu die¬ 
sem skandalösen Verhalten werde Olaf 
Vahrenhold, Vizepräsident des Landes¬ 
amtes, in seiner nächsten Vernehmung 
vor dem Untersuchungsausschuss am 
21. Januar umfänglich Auskunft geben 
müssen. Treffen diese Vorwürfe zu, sei 
Vahrenhold als der verantwortliche Be¬ 
amte in seinem Amt nicht mehr trag¬ 
bar. 


Auf dem rechten Auge blind? 

Kritik des Auschwitz-Komitees an einer gebräuchlichen Metapher 


FrankfurlerRundschau 

“«SST Ta^t - «moP *«■*•■* W « 


RECHTS BLIND 


Der Fall des Terror-Trios ist voller Widersprüche 
und setzt den Verfassungsschutz unter Druck 



Ausschnitt aus der tablet-Ausgabe der FR. 


D as Auschwitz-Komitee in der 
Bundesrepublik Deutschland 
e.V. hat festgestellt, dass in der 
Medienberichterstattung über die Ver¬ 
brechen der Mordorganisation „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) 
und das damit zusammenhängende 
skandalöse Agieren staatlicher Ins¬ 
titutionen sehr häufig die Metapher 
„auf dem rechten Auge blind“ verwen¬ 
det wird. Als ein Beispiel von vielen sei 
die Überschrift eines Kommentars in 
der „taz nord“ vom 17.12.2 012 genannt: 
„Das rechte Auge war blind“ 

Die Verfasser und Verfasserinnen der 
Texte verfolgen in der Regel das eh¬ 
renwerte Ziel, den betreffenden staat¬ 
lichen Institutionen den Spiegel vorzu¬ 
halten, damit sie ihr Verhalten ändern. 
Die Metapher „auf dem rechten Auge 
blind“ ist jedoch nicht geeignet, die¬ 
ses Ziel zu befördern und zudem dis¬ 
kriminierend. Daher lehnt das Ausch¬ 
witz-Komitee die Verwendung dieser 
Metapher ab und fordert insbesondere 
(aber nicht nur) Medienschaffende auf, 
sie zu vermeiden. 

Zum einen wird blinden und sehbehin¬ 
derten Menschen durch die Verwen¬ 
dung der genannten Metapher pau¬ 
schal Unfähigkeit zur Erfassung po¬ 
litischer Zusammenhänge unterstellt 
oder gar - wenn auch ungewollt - eine 
rechte Gesinnung zugeschrieben. Blin¬ 
de und sehbehinderte Menschen fühlen 
sich dadurch diskriminiert und in ihrer 
Würde verletzt. 

Blinde Menschen wurden während der 
NS-Zeit unterschieden nach so genann¬ 
ten „Erbkranken“ und solchen, die aus 
anderen Gründen erblindet waren 
(„Kriegsblinde“, Unfallopfer etc.). So 
wurden z.B. Hebammen verpflichtet, 
blind geborene Säuglinge zu melden. 
Bei den als „erbkrank“ klassifizierten 
blinden Menschen war dieser Umstand 
ein Kriterium zur Zwangssterilisierung 
nach dem 1933 erlassenen „Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses“. 
Im weiteren Verlauf der nationalsozi¬ 


alistischen „Erbgesundheits“-Politik 
wurden als „erbkrank“ kategorisierte 
blinde Menschen im Rahmen der Ak¬ 
tion T4 in Tötungsanstalten verbracht 
und dort ermordet. Es verbietet sich, 
blinde und sehbehinderte Menschen 

Begriffe wie „Blindheit“ 
biologisieren und entpo¬ 
litisieren das Problem des 
Neonazismus bzw. des ge¬ 
sellschaftlichen und politi¬ 
schen Umgangs damit 


durch den Gebrauch diskriminieren¬ 
der Redewendungen in ihrer Würde 
zu verletzen. 

Darüber hinaus ist der Begriff „Blind¬ 
heit“ ungeeignet, gesellschaftliche und 


politische Sachverhalte zu beschreiben. 
Blindheit und Sehbehinderung gehö¬ 
ren in der Regel zu den unabänderli¬ 
chen Lebensumständen, während rech¬ 
te Gesinnung und politisches Handeln 
bewusste Entscheidungen und verän¬ 
derbar sind. Im Fall des NSU geht es 
um eine Fehlwahrnehmung bzw. ein 
Nicht-wahr-haben-Wollen und daraus 
resultierendes fatal falsches Handeln in 
Bezug auf rassistisch motivierte Mor¬ 
de. Durch die metaphorische Verwen¬ 
dung von Begriffen wie „Blindheit“ in 
diesem Zusammenhang wird das Prob¬ 
lem Neonazismus bzw. des gesellschaft¬ 
lichen und politischen Umgangs damit 
biologisiert und entpolitisiert. Wie weit 
diese sprachliche Biologisierung gehen 
kann, zeigt beispielhaft ein Kommentar 
in der „Frankfurter Rundschau“ vom 9. 
11.2012, in dem die Metapher „auf dem 
rechten Auge blind“ besonders aus¬ 
führlich entfaltet wird: „Waren sie [die 


Sicherheitsbehörden] auf dem rechten 
Auge blind, waren sie blind auf beiden 
Augen, war die Blindheit gewollt, be¬ 
fohlen oder angeboren?“ Politische 
Wahrnehmung und politisches Han¬ 
deln sind niemals angeboren. 

Auf die Verwendung der Metapher 
„auf dem rechten Auge blind“ kann 
ohne Weiteres verzichtet werden. Es 
ist kein Problem, auf andere Redewen¬ 
dungen zurückzugreifen wie z.B. „man¬ 
gelnde Wahrnehmung“ oder „Nicht- 
wahr-haben-Wollen“. 

Aus diesen Gründen fordert das Ausch¬ 
witz-Komitee in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V. nachdrücklich dazu 
auf, die politische Metapher „auf dem 
rechten Auge blind“ gänzlich zu ver¬ 
meiden. 

Hannelore Witkofski und Marius Giese, 
Hamburg, den 08.01.2013 
Auschwitz-Komitee in der 
Bundesrepublik Deutschland e.V. 


„Wiederherstellung des Grundrechts auf Meinungs- und 

Versammlungsfreiheit“ 

Wahlprüfsteine der VVN für die Wahlen zum Niedersächsischen Landtag 2013 



Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes (VVN) wurde nach der 
Befreiung der Konzentrationslager und 
der Niederwerfung des Deutschen Fa¬ 
schismus durch die Truppen der Alli¬ 
ierten von überlebenden Widerstands¬ 
kämpfern und Opfern des faschisti¬ 
schen Terrorregimes gegründet. Ihre 
programmatische Grundlage ist der 
„Schwur von Buchenwald“, den 21 000 
überlebende Häftlinge vieler Nationen 
nach ihrer erfolgreichen Selbstbefrei¬ 
ung dort abgelegt hatten: 

Wir stellen den Kampf erst ein, wenn 
auch der letzte Schuldige vor den Rich¬ 
tern der Völker steht! 

Die Vernichtung des Nazismus mit sei¬ 
nen Wurzeln ist unsere Losung. 

Der Aufbau einer neuen Welt des Frie¬ 
dens und der Freiheit ist unser Ziel. 
Die VVN verstand sich von Anfang 
an als weltanschaulich und parteipoli¬ 
tisch neutral. Sie blieb es auch, als sie 
sich später für jüngere antifaschistische 
Aktivisten zum Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN/BdA) öffnete. Gerade das 
berechtigt sie aber, vor parlamentari¬ 
schen Wahlen mit Forderungen, An¬ 
liegen und Fragen an die Kandidaten 
und die sie tragenden Parteien in Form 
von „Wahlprüfsteinen“ heranzutreten. 
Zur bevorstehenden Wahl zum Land¬ 
tag von Niedersachsen soll dies in Form 
von Forderungen zu wichtigen Themen 
der Landespolitik aber auch zu bundes¬ 
politischen Fragen, auf die die Landes¬ 
regierung im Bundesrat Einfluss neh¬ 
men kann, geschehen: 

i) Geschichtspolitik 

Unterstützung von lokalen Initiativen/ 
Projekten zur Aufarbeitung der NS- 
Geschichte und Unterstützung regio¬ 


naler und überregionaler Initiativen/ 
Projekte zu den Themen 

a) Zwangsarbeit mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Geschichte heute 
noch aktiver Großkonzerne; 

b) der Aufarbeitung der Justizgeschich¬ 
te; 

c) Polizei und Justiz nach dem Krieg, 
personelle und juristische Kontinuitä¬ 
ten: Verfolgung von Antifaschistinnen, 
Antifaschisten und Gegnerinnen und 
Gegner der Wiederbewaffnung im 
„Kalten Krieg“, Fortdauer der Diskri¬ 
minierung von Minderheiten (Sinti, 
Homosexuelle); 

d) Faschismus und Wissenschaft. 

2) Neofaschismus 

a) Konsequente Unterstützung eines 
Verfahrens zum NPD-Verbot. 

b) Konsequente Verfolgung neofaschis¬ 
tischer Gewalttaten und Propaganda¬ 
delikte. 

c) Umfassende Dokumentation solcher 
Delikte aus den vergangenen Jahren. 


d) Opferschutz und -Entschädigung. 

e) Unterstützung aller zivilgesellschaft¬ 
lichen Initiativen gegen Rassismus und 
Neofaschismus. 

f) Konsequente Abkehr von der 
Gleichsetzung von Neofaschismus und 
Antifaschismus mittels der Extremis¬ 
mus-These. 


3) Wiederherstellung 
des Grundrechts auf 
Meinungs- und Versamm¬ 
lungsfreiheit durch Schaffung 
eines demokratischen Ver¬ 
sammlungsrechts. 


4) Asylrecht 

a) Bundesratsinitiative zur Wiederher¬ 
stellung des Grundrechts auf politi¬ 
sches Asyl insbesondere durch Besei¬ 
tigung der Beschränkungen durch das 
„Schengen-Abkommen“. 


b) Beseitigung der diskriminierenden 
Bestimmungen für Asylsuchende: Ab¬ 
schaffung des „Gutscheinsystems“, der 
Residenzpflicht und der Ghettoisie- 
rung in besonderen Lagern. 

c) Erleichterung der sozialen Integrati¬ 
on durch Angebote von Sprachkursen 
und Arbeitsrecht. 

d) Schaffung eines Systems der Rechts¬ 
beratung, Unterstützung von zivilge¬ 
sellschaftlichen Initiativen. 

e) Stopp der verantwortungslosen 
und - angesichts der Politik des Völker¬ 
mords durch den Deutschen Faschis¬ 
mus auf dem Balkan - geschichtslosen 
Politik der Abschiebung von Roma! 

5) Bildung und Wissenschaft 

a) Erleichterung der Integration von 
Kindern aus Migrantenfamilien durch 
vorschulische und schulische Förde¬ 
rung, Ausbau von Ganztagsangeboten 
etc. 

b) Verstärkte Förderung von Initiativen 
für eine „Schule ohne Rassismus“. 

c) Überarbeitung von Schulbüchern, 
Medien und Lehrplänen im Hinblick 
auf Faschismus, Widerstand und die 
Verfolgung von Demokraten, Antifa¬ 
schisten und Rüstungsgegnern wäh¬ 
rend des „Kalten Krieges“. 

d) Friedenserziehung, keine Werbever¬ 
anstaltungen der Bundeswehr an den 
Schulen! 

e) Verstärkte Förderung der wissen¬ 
schaftlichen Voraussetzungen für die¬ 
se Aufgaben an den Universitäten und 
Hochschulen. 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
Landesvereinigung Niedersachsen e.V. 
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Vom Beschluss zur Umsetzung 

Der Jugendpolitische Ratschlag der DKP 


Im November 2011 wurde auf der Parteivorstandstagung 
der DKP über den Themenschwerpunkt „Jugendpolitik“ 
beraten. Neben dem Referat der Leiterin der Jugendkom¬ 
mission wurden Beiträge zu verschiedenen Bereichen der 
Jugendpolitik von jungen Genossinnen gehalten. Der Bun¬ 
desvorsitzende der SDAJ, Björn Schmidt, hat in einem aus¬ 
führlichen Beitrag seinen Standpunkt und Forderungen 
der SDAJ dargelegt. Im Anschluss an die Diskussion hat 
der Parteivorstand die Durchführung eines „Jugendpoli¬ 
tischen Ratschlags der DKP gemeinsam mit der SDAJ im 
Frühjahr 2012“ und die Organisierung einer „Bildungspo¬ 
litischen Konferenz“ im Herbst 2012 beschlossen. Im Früh¬ 
jahr 2012 teilte die SDAJ mit, dass sie u. a. aufgrund der 
Vorbereitung des Bundeskongresses den Jugendpolitischen 
Ratschlag frühestens nach dem Parteitag der DKP ab März 
2013 mit durchführen kann. Die Jugendkommission der 
DKP schloss sich dieser Auffassung an und organisierte zu¬ 
nächst die Beratung zur Bildungspolitik. Der Parteivorstand 
hat daraufhin in seiner Mai-Sitzung 2012 beschlossen, den 
Ratschlag im Januar 2013 - auf jeden Fall vor dem Partei¬ 
tag - durchzuführen. Dies sollte nun als DKP-Veranstaltung 
geschehen, die SDAJ aber um eine Teilnahme gebeten wer¬ 
den. Der vorgeschlagene Termin wurde nun akzeptiert. Es 
begann die Debatte um die inhaltliche Ausrichtung. Zwei 
unterschiedliche Konzeptionen lagen vor: Eine ging von 
einem Treffen überwiegend von Funktionsträgerinnen der 
DKP und SDAJ aus, die über gemeinsame Grundlagen zur 
Jugendpolitik Klarheit verschaffen und gemeinsame Forde¬ 
rungen entwickeln sollte. Die andere hatte den Ansatz, auf 
dem Ratschlag möglichst viele unterschiedliche Stimmen 
aus Jugendorganisationen und Gewerkschaften zu hören 
und sich aus verschiedenen Themenbereichen über die Si¬ 
tuation der Jugend - insbesondere der Arbeiterjugend - zu 


informieren. Erst in einer nächsten Veranstaltung sollten die 
konkreten Forderungen und Schritte zu deren Umsetzung 
entwickelt werden. Das Sekretariat hat den zweiten Ansatz 
beschlossen. Es gab eine „Stellungnahme“ der Genossinnen 
Patrik Köbele und Wera Richter, die sich gegen diesen Be¬ 
schluss richtete; auf Antrag wurde erneut der Jugendpoliti¬ 
sche Ratschlag auf die Tagesordnung des Parteivorstandes 
gesetzt - im November 2012 wurde das Konzept bestätigt. 
Dieser findet nun am 26. Januar 2013 in Hannover statt. 
Es wird Information und Austausch zu folgenden Schwer¬ 
punktthemen geben: Jugend in Betrieb und Gewerkschaft/ 
Übernahme, Rechte der studierenden Jugend und ihre be¬ 
rufliche Zukunft, migrantische Jugendliche in Betrieb und 
Universiät, Jugend und kommunale Mitbestimmung, Jugend 
und prekäre Beschäftigung und/oder in Warteschleifen. 
Insgesamt haben aus zehn verschiedenen Organisationen 
Mitglieder ihre Bereitschaft zur Teilnahme auf dem Podi¬ 
um angekündigt. Neben der SDAJ werden auch folgende 
Vertreterinnen dabei sein: SDS, DIDF, ver.di-Jugend, IG- 
Metall-Jugend, Bund der Alevitischen Jugend, Verband der 
kurdischen Studierenden, kommunale Jugendparlamentsver- 
treterln, IG-Bau und GEW. Wir gehen davon aus, dass der 
Ratschlag allen, die sich über die Situation, Probleme, die 
Forderungen und den Widerstand der Jugend informieren 
wollen, dazu die Möglichkeit bietet und dass außerdem eine 
konstruktive Debatte auch über unterschiedliche Ansätze 
der verschiedenen Organisationen stattfinden wird. Ob da¬ 
raus gemeinsame Forderungen und Widerstand entstehen 
können, wird der Ratschlag zeigen. Der Ratschlag richtet 
sich bewusst nicht nur an Jugendliche, sondern an alle, die 
die Situation der Jugendlichen in diesem Land kennenlernen 
wollen und dazu aktiv werden wollen. 

Bettina Jürgensen 


Die Selbstverbrennung 

Der SPD-Kanzlerkandidat, seine Beinfreiheit und seine Geldsorgen 


Foto: spd-finow 



-j 

Auch hier sind wieder nur 
die Roten zu gebrauchen. 
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In der SPD wird dem Kanzlerkandidaten zunehmend mit dem Zaunpfahl zugewinkt. 


Es gibt bisher kein Beispiel in dieser 
Republik, dass einer, der Bundeskanz¬ 
ler werden möchte, sich selbst um fast 
alle Chancen gebracht haben könnte. 
Nun gibt es ihn. Der Mann heißt Peer 
Steinbrück. Er ist der von Altkanzler 
Helmut Schmidt ausgesuchte SPD- 
Kandidat für das Bundeskanzleramt ab 
2013. Leider ist er binnen drei Mona¬ 
ten in jedes von ihm selbst aufgestellte 
Fettnäpfchen getreten. 

Die Fettnäpfchen wird jeder politisch 
Interessierte inzwischen kennen. Es 
begann die Sache mit den Nebenver¬ 
diensten des Bundestagsabgeordne¬ 
ten und ihrer Höhe. Zunächst wollte 
er wegen seiner Frau keine Angaben 
über die Höhe machen. Dann musste 
er die Dinge offenlegen. Es folgte sei¬ 
ne, übrigens schon vor Jahren gemach¬ 
te Aussage, dass ein Sparkassendirek¬ 
tor in Nordrhein-Westfalen mehr ver¬ 
diene als der Bundeskanzler bzw. die 
Bundeskanzlerin. Es folgte sein Hin¬ 
weis auf einen so genannten „Frau¬ 
enbonus“, von dem die gegenwärti¬ 
ge Kanzlerin zehre. Der SPD-Mann 
heuerte für sein Wahlkampfteam als 
Internet-Berater einen Mann an, der 
schon für Heuschrecken-Unterneh- 
men gearbeitet hat. Dann sickerte in 
die Öffentlichkeit, dass er als Mitglied 
des Aufsichtsrates von ThyssenKrupp 
angeboten habe, sich politisch für Ra¬ 
batte bei den Stromkosten einzuset¬ 
zen. Und schließlich vermied er zum 
Leidwesen der sozialdemokratischen 
Ministerpräsidentin von Nordrhein- 
Westfalen, Hannelore Kraft, auch 
nicht, dass die in Bonn noch ansäs¬ 
sigen Ministerien nach Berlin umzu¬ 
siedeln seien. Es folgte Entsetzen im 
Land und in der Bundesstadt! Auf die 
weiteren Fettnäpfchen, die der Mann 
zweifelsohne aufstellen wird, warten 
wir gespannt. 

Auch die Häme, mit der ihn seine poli¬ 
tischen Kontrahenten und die Medien 
bedachten, sind bekannt. „Blödmann“ 
titelte eine Berliner Tageszeitung. Über 
einen „armen Kerl“ berichtete die 


Frankfurter Allgemeine Zeitung. Über 
ihren zwölften Mann flachst Dietmar 
Bartsch von der Partei „Die Linie“, de¬ 
ren Zuspruch gegenwärtig anzuwach¬ 
sen scheint. Und ein Unionsabgeord¬ 
neter spottet: „Wir könnten ihn zum 
Mitarbeiter des Monats machen.“ Im 
Spiegel lesen wir über „Merkels bes¬ 
ten Mann“ , dass den jeder dritte SPD- 
Anhänger nicht mehr für den richtigen 
Kandidaten hält. 

Dabei schien es eine Art von Befrei¬ 
ungsschlag zu werden nach einer viele 
Monate andauernden Diskussion über 
einen SPD-Kanzlerkandidaten, aller¬ 
dings mit einem merkwürdigen demo¬ 
kratischen Prozedere. Zuerst nominier¬ 
te, der Meinung von Schmidt folgend, 
Parteichef Gabriel den Kanzlerkandi¬ 
daten. Dem schloss sich das Parteiprä¬ 
sidium ebenso an wie ein erst danach 
einberufener außerordentlicher Partei¬ 
tag der SPD. Nach seiner Benennung 
Anfang Oktober zählte Peer Stein¬ 
brück, Meinungsumfragen zufolge, zu 
den populärsten Politikern. Er konn¬ 
te 59 Prozent Zustimmung verbuchen 
und lag nur knapp hinter Frau Merkel. 
Schon nach der Diskussion über seine 
Vertragshonorare sackte er auf 48 Pro¬ 
zent Zustimmung ab. Inzwischen ran¬ 
giert er gleichauf mit CSU-Chef See¬ 
hofer bei 36 Prozent und noch hinter 
Guido Westerwelle, während Kanzlerin 
Merkel momentan 65 Prozent Zufrie¬ 
denheitspunkte verbucht. 

Der Kandidat, der sich selbst zu ver¬ 
brennen scheint, zieht auch seine Partei 
mit in die Tiefe. Im Deutschlandtrend 
der ARD kommt die SPD derzeit auf 
29 Prozent. In einer Umfrage von Forsa 
im Aufträge der Illustrierten Stern liegt 
sie momentan sogar nur bei 25 Prozent 
und nähert sich dem katastrophalen 
Wahlergebnis der SPD von 2009, wo 
sie mit Kanzlerkandidat Steinmeier 23 
Prozent der Stimmen erreichte. 

Das „Geld“ scheint eine wichtige 
Triebfeder des Herrn Steinbrück zu 
sein. Als er 2005 als Ministerpräsident 
die nordrhein-westfälische Landtags¬ 


wahl vergeigte und sang- und klang¬ 
los in den Armen seines Parteifreun¬ 
des Müntefering Trost fand, bezog er 
die so genannten Übergangsgehälter 
für einen abservierten Ministerpräsi¬ 
denten. Er war mit Müntefering völlig 
übereinstimmend der Meinung: Oppo¬ 
sition ist Mist. So schlüpfte er 2005 als 
„Finanzminister“ . in die Regierung der 
von Frau Merkel geführten großen Ko¬ 
alition und erhielt ein „ordentliches“. 
Ministergehalt. Müntefering und Stein¬ 
brück sagten, allen anderen Wahl¬ 
kampfschwüren zum Trotz: „Hauptsa¬ 
che regieren“ . Man könnte auch sagen: 
Hauptsache, die Kohlen stimmen! 
Dann, 2009, nach der Abwahl der gro¬ 
ßen Koalition, entstand für Steinbrück 
eine „finanzielle Notlage“. Man stel¬ 
le sich vor: Ein gut bezahlter Minister¬ 
präsident, wird ein gut bezahlter Bun¬ 
desminister und verkommt zu einem 
„schlechtbezahlten“. Bundestagsab¬ 
geordneten. Doch da dachte sich der 
Raffinierte die Sache mit den honorier¬ 
ten Vorträgen aus und kam mit mindes¬ 
tens 1,6 Millionen zusätzlich zu seinen 
Abgeordnetendiäten bestens über die 
Runden - als einfacher Bundestagsab¬ 
geordneter. Nun strebt er die Erobe¬ 
rung des Bundeskanzleramtes an - kein 
Wunder, dass die Vergütung für unse¬ 
ren Peer über dem Gehalt eines Spar¬ 
kassendirektors liegen muss. 

Bisher ist von Peer Steinbrück über 
Erwerbslose, Geringverdienende 
oder Arme nichts zu hören oder zu le¬ 
sen. Das ist auch nicht die Welt, in der 
sich der immer nach Geld strebende 
Kanzlerkandidat aufhält. Da darf sich 
keiner durch die jetzt in Gang gesetz¬ 
ten Wahlkampfversprechen täuschen 
lassen. „Ich bin“, sagt der Kandidat 
in diesen Tagen im Aufträge seiner 
Wahlkampfleitung, „für bezahlbare 
Mieten, Bildung, faire Renten, gute 
Arbeit und Lohngleichheit von Män¬ 
nern und Frauen.“ Mal ehrlich: soll 
man sich von so einem hinters Licht 
führen lassen? 

Rolf Priemer 


Wir werden leben und wir 
werden siegen 

Von der XVIII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der Tageszeitung „junge Welt“ 


Am Vortag der LL-Demonstration 
richtete die parteiunabhängige „junge 
Welt“, unterstützt von Gewerkschaf¬ 
ten, Organisationen und linken Medi¬ 
en wie den „Marxistischen Blättern“, 
in der Berliner „Urania“ die wiede¬ 
rum gut besuchte Jahresauftakt-Kon¬ 
ferenz der kämpferischen und klassen¬ 
bewussten Linken im deutschsprachi¬ 
gen Raum aus. Am großen flankieren¬ 
den Buch-, Zeitschriften-, DVD- und 
CD-Markt beteiligten sich auch der 
CommPress Verlag und die Redaktion 
der UZ. Die SDAJ war nicht nur als 
Ausrichter der Arbeiterjugendkonfe¬ 
renz mit den Forderungen nach unbe¬ 
fristeter Übernahme und dem Verbot 
der Leiharbeit aktiv, die einen hohen 
Prozentsatz von Jugendlichen trifft. Sie 
war auch ein unentbehrlicher Mitor¬ 
ganisator und suchte mit einer kleinen 
Spontandemonstration in der Nähe 
des Wittenbergplatzes, Passanten ge¬ 
zielt auf Veranstaltungen aufmerksam 
zu machen. 

Am Vor- und Nachmittag interessierten 
sich rund 1 800 Teilnehmer für Vorträ¬ 
ge und anschließende Austausche zu 
antiimperialistischen und antifaschis¬ 
tischen Erfahrungen, Analysen und 
Aktivitäten unter dem Blickwinkel in¬ 
ternationaler Solidarität. 

Gleich zu Beginn wurde der drei in Pa¬ 
ris erschossenen kurdischen Aktivistin¬ 
nen gedacht. Eine später gemeinsam 
verabschiedete So¬ 
lidaritätsadresse 
verurteilte den An¬ 
griff auf die kurdi¬ 
sche Befreiungs¬ 
bewegung und ins¬ 
besondere auf die 
kurdische Frauen¬ 
bewegung schärfs- 
tens. Damit ist der 
Hinweis verbunden, dass Razzien, 
Antiterrorverfahren und Verbote seit 
Jahrzehnten in Europa - besonders in 
Deutschland und Frankreich - ein Kli¬ 
ma schufen, in dem schon 1993 der kur¬ 
dische Jugendliche Halim Dener von 
einem deutschen Polizeibeamten straf¬ 
los erschossen werden konnte. Ein ge¬ 
meinsamer Gruß für baldige Genesung 
galt dem schwer erkrankten venezola¬ 
nischen Präsidenten Hugo Chävez, der 
gleichzeitig zur Teilnahme an der XIX. 
Rosa-Luxemburg-Konferenz eingela¬ 
den wurde. „Venezuela ist auch für die 
arbeitenden Menschen in Deutschland 
und in Europa ein Beispiel für den ein¬ 
geschlagenen Entwicklungsweg zum 
Aufbau einer sozialistischen Gesell¬ 
schaft. Aus diesem Grund fühlen wir 
uns unabhängig von unserer jeweili¬ 
gen Nationalität in dieser Situation 
mit dem Volk von Venezuela solida¬ 
risch verbunden und rufen ihm und den 
Menschen in der ganzen Welt zu: Wir 
sind Chavez, wir werden leben und wir 
werden siegen!“ Solidarischer Applaus 
antwortete ebenso auf die verlesene 
Botschaft der Cuban Five und auf die 
gesonderte Manifestation für die politi¬ 
schen US-Häftlinge Mumia Abu- Jamal, 
Sundiata Acoli (seit 40 Jahren), David 
Gilbert (seit 1981) und Oscar Lopez 
Rivera (seit 32 Jahren). „Wir lassen 
uns nicht einschüchtern!“, betonte ein 


Vertreter des Marschs der Flüchtlinge 
in Berlin. Ihr Kampf richtet sich gegen 
Residenzpflicht, gegen eine gefängnis¬ 
artige Unterbringung Asylsuchender in 
Lagern und gegen Abschiebungen. 
„Wer hat Angst vor wem?“ In diesem 
Konferenzblock referierten der US- 
amerikanische Publizist Dan Berger 
über den industriellen Komplex, der 
mit der Ausbeutung von politischen 
Gefangenen in den USA Profite er¬ 
wirtschaftet, sowie der chilenische Ge¬ 
werkschafter und KP-Funktionär Car¬ 
los Insunza Rojas, Koordinator des öf¬ 
fentlichen Sektors. Während er davon 
berichten konnte, wie der Kampf der 
Schüler und Studenten das Gesicht 
Chiles allmählich verändert, befinden 
sich fast 40 Jahre nach Salvador Allen¬ 
des Ermordung viele andere lateiname¬ 
rikanische Länder in einem „postneo¬ 
liberalen Zyklus“. Eine Schreckens¬ 
bilanz des seit Jahrzehnten in seiner 
Heimat Kolumbien anhaltenden mör¬ 
derischen Bürgerkriegs zog der im Exil 
lebende Journalist Hernando Calvo 
Ospina. attac-Ehrenpräsident Ignacio 
Ramonet befasste sich als Direktor 
von Le Monde Diplomatique en Es- 
pahol eingehend auch am venezolani¬ 
schen Beispiel mit der Rolle der Medi¬ 
en für moderne Staatsstreiche, denen 
das sozialistische Kuba seit über einem 
halben Jahrhundert erfolgreich wider¬ 
steht. Auch mögliche Gegenstrategien 
linker Medien waren 
ein Thema. 

„Der Feind steht 
links“ lautete das 
Motto der diesjähri¬ 
gen Podiumsdiskus¬ 
sion, an der sich u a. 
der stellvertretende 
DKP-Vorsitzende 
Patrick Köbele be¬ 
teiligte. Moderiert wurde sie von jW- 
Chefredakteur Arnold Schölzel. Die 
Hamburger Rechtsanwältin Gabrie¬ 
le Heinecke (bekannt aus dem Oury- 
Jalloh-Prozess), die Publizistin Susann 
Witt-Stahl, die Aktivistin der inter¬ 
nationalen Plattform gegen Isolation 
Sandra Bakutz und der Linke-Frakti¬ 
onsvorsitzende im Landtag Thüringen, 
Bodo Ramelow, diskutierten über die 
Verbandelung bundesdeutscher Si¬ 
cherheitsbehörden mit Neofaschisten 
im Kontext mit der Mordserie des „Na¬ 
tionalsozialistischen Untergrunds“ und 
über die Umwertung bzw. Aufweichung 
klassengebundener Definitionen, ganz 
besonders des Faschismus. 

In den Konferenzablauf eingestreu¬ 
te „Extras“ rundeten den Tag ab. So 
sprach der französische Schriftsteller 
Ramön Chao über Cervantes’ Roman¬ 
klassiker „Don Quijote de la Mancha“ 
als Widerstandsgeschichte und deren 
Transformation in eine frühbürgerli¬ 
che Groteske. Ihre kritische Reflexion 
greift auch im neoliberalen Zeitalter. 
Gina Pietsch trug eine gekürzte Fas¬ 
sung des Kommunistisches Manifestes 
vor, und dies bereitete auch den alles 
bekräftigenden Schlusspunkt vor: In 
die von Jan Degenhardt angestimmte 
„Internationale“ . fiel das Auditorium 
kämpferisch ein. 


Hilmar Franz 



„Der Feind steht 
links “ lautete das 
Motto der 
diesjährigen 
Podiumsdiskussion. 


Gutbesuchte Podiumsdiskussion bei der RL-Konferenz. 
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Eine „Hinrichtung“ als Provokation 

Zehntausende demonstrierten gegen brutalen Mord an drei kurdischen Frauen in Paris 


Protest gegen Putins 
Adoptionsverbot 

Am Wochenende haben in Moskau 
und Petersburg Tausende gegen das 
Verbot der Adoption russischer Wai¬ 
senkinder durch US-Bürger demons¬ 
triert. Das Adoptionsverbot ist Teil ei¬ 
nes Sanktionsgesetzes, das die beiden 
russischen Parlamentskammern im De¬ 
zember als Antwort auf die „Magnit- 
ski-Liste“ der USA beschlossen haben. 
Diese Liste sieht Sanktionen gegen rus¬ 
sische Amtsträger vor, die am Tod des 
Anwalts Sergej Magnitski in russischer 
U-Haft mitschuldig sein sollen. Diese 
Koppelung hat zweifellos einen faden 
Beigeschmack. 

Das Adoptionsverbot wird auch als 
„Dima-Jakowlew-Gesetz“ bezeichnet 
als Erinnerung an den Tod des kleinen 
russischen Jungen dieses Namens, den 
sein neuer amerikanischer Vater neun 
Stunden lang bei Gluthitze im Auto 
auf einem Parkplatz eingesperrt hatte. 
Es soll dies aber längst nicht der ein¬ 
zige Fall der Misshandlung russischer 
Adoptivkinder in den USA sein. Die 
Entscheidung in der Duma wurde fast 
einstimmig getroffen, außer den Ab¬ 
geordneten der Kreml-Partei „Einiges 
Russland“ haben auch die der anderen 
im Parlament vertretenen Parteien dem 
Gesetz zugestimmt. 

Die KPRF hatte dabei ihre Entschei¬ 
dung mit der Forderung nach einem 
generellen Verbot der Adoption russi¬ 
scher Kinder durch Ausländer verbun¬ 
den. Es ist in der Tat fragwürdig, dass 
Russland, dessen Bevölkerung noch 
schneller zusammenschmilzt als in 
Ländern wie Deutschland und anderen 
und für das sich daraus ernste Proble¬ 
me für die Zukunft abzeichnen, jähr¬ 
lich viele hundert Kinder in die USA, 
nach Spanien und in andere westliche 
Staaten „exportiert“. Die Kommunis¬ 
ten verlangen, dass alle notwendigen 
Bedingungen dafür geschaffen werden 
müssen, dass russische Waisenkinder 
sich in Russland entwickeln und ent¬ 
falten können. Diese Forderungen fin¬ 
den auch bei Abgeordneten anderer 
Fraktionen Unterstützung. Putin hat 
inzwischen entsprechende Maßnah¬ 
men zur Erleichterung von Adoptio¬ 
nen durch Bürger Russlands und zur 
Unterstützung der Kinderheime ange¬ 
kündigt, allerdings zunächst noch all¬ 
gemein. W.G. 

Baustopp für Ilisu-Staudamm 

Mit einem unerwarteten Urteil ver¬ 
hängte das Oberste Verwaltungsgericht 
der Türkei einen BauStopp für den um¬ 
strittenen Ilisu-Staudamm im Südosten 
des Landes. Das Gericht folgte damit 
der Klage der türkischen Architekten- 
und Ingenieurskammer, dass bei dem 
Projekt die Umweltgesetzgebung nicht 
eingehalten wurde. 

Für das Projekt war keine Umweltver- 
träglichkeitsprüfung nach türkischem 
Gesetz erfolgt. Bereits 2011 hatte daher 
das Oberste Gericht der Architekten- 
und Ingenieurskammer Recht gegeben, 
doch reagierte die türkische Regierung 
darauf mit einem Erlass, der das Ilisu- 
Projekt und weitere Staudammarbei¬ 
ten von Umweltverträglichkeitsprüfun- 
gen ausnahm. 

ln Syrien droht Hunger 

Der Bürgerkrieg in Syrien sorgt nach 
UN-Angaben für immer mehr Leid un¬ 
ter der Zivilbevölkerung. Knapp zwei 
Jahre nach Beginn des Aufstandes sei¬ 
en vier Millionen Syrer auf humanitä¬ 
re Hilfe aus dem Ausland angewiesen, 
teilte das UN-Büro zur Koordinierung 
humanitärer Hilfe (OCHA) mit. Au¬ 
ßerdem verschärft sich nach Angaben 
des Welternährungsprogramms die 
Nahrungsmittelkrise. 

Nur 1,5 von 2,5 Millionen Bedürftigen 
könnten mit Lebensmitteln versorgt 
werden. Etwa eine Million Syrer seien 
von Hunger bedroht. Viele unsichere 
Konfliktzonen könnten von den Hel¬ 
fern nicht erreicht werden. 
Großbritannien will nach Worten von 
Außenminister William Hague eine 
Lockerung der EU-Sanktionen ge¬ 
gen Syrien vorschlagen. London hät¬ 
te dann mehr Spielraum, Assad-Geg- 
ner mit Waffen auszurüsten. Bislang 
gilt ein angeblich „striktes Embargo“. 
Hague kündigte an, Großbritannien 
werde „die syrische Opposition“ mit 
zusätzlichen 2,5 Millionen Euro un¬ 
terstützen. 


Mehrere zehntausend Menschen ha¬ 
ben am vergangenen Wochenende in 
Marseille und Paris gegen die brutalen 
Morde an drei kurdischen Frauen pro¬ 
testiert und die rasche Aufklärung der 
Bluttat, die Bestrafung der Täter und 
Auftraggeber sowie die Streichung der 
PKK (Kurdische Arbeiterpartei) von 
der Liste der „terroristischen Organisa¬ 
tionen“ der EU gefordert. Zur Kundge¬ 
bung in Paris am Samstag waren auch 
zahlreiche Kurden aus Deutschland 
und anderen EU-Staaten gekommen. 
Die drei Aktivistinnen der kurdischen 
Freiheitsbewegung sind in der Nacht 
vom 9./10. Januar im Büro des Kur¬ 
dischen Informationszentrums in Pa¬ 
ris durch Schüsse in Kopf und Nacken 


Eines der letzten Interviews 
von Fidan Dogan 

Nachstehend veröffentlichen wir ein 
Interview, das eines der Mordopfer, 
nämlich die Leiterin des Pariser Infor¬ 
mationszentrums, vor einigen Monaten 
der Zeitung der französischen kom¬ 
munistischen Jugendbewegung MJCF, 
„Avant-Garde“, gegeben hatte. Es ent¬ 
hält eine der letzten öffentlichen Dar¬ 
stellungen Fidan Dogans zum Kurden- 
Konflikt, das nun als Rückblick auf die 
Hintergründe und Zusammenhänge 
des Mordanschlags dienen kann. 

Auszüge: 

Frage: Recep Erdogan, Premierminis¬ 
ter der Türkei seit 2003, hatte behaup¬ 
tet, eine politische Lösung für die Kur¬ 
den-Frage finden zu wollen. Doch weit 
davon entfernt, ist die Situation in der 
Region heute sehr gespannt und die Re¬ 
pression verstärkt sich. Wo steht man in 
der Politik von Ankara zu Kurdistan? 

Fidan Dogan: Im Jahr 2004, als Er¬ 
dogan an die Macht kam, kündigte 
er an, dass er die Kurden-Frage lösen 
wolle. Er war der erste türkische Re¬ 
gierungschef, der sagte, dass er Irrtü- 
mer anerkenne und der Geschichte 
gerecht werden wolle. Er hatte sein 
Projekt „kurdische Öffnung“ genannt. 
Aber tatsächlich war Erdogan mit der 
Schwierigkeit konfrontiert, einen kur¬ 
dischen politischen Gesprächspartner 
zu finden. Dieser Gesprächspartner 
wäre die PKK gewesen. Sehr schnell 
hat Erdogan sein Projekt in „demokra¬ 
tische Öffnung“ umgetauft, um nicht 
mehr von der Kurden-Frage sprechen 
zu müssen. 

Dann, als im Jahr 2009 bei den Gemein¬ 
dewahlen die BDP („Partei des Frie¬ 
dens und der Demokratie“) die Zahl 
der von ihr geleiteten Bürgermeiste¬ 
reien von 56 auf 100 vergrößerte, be¬ 
schloss Erdogan massive Verhaftungs¬ 
operationen. Hunderte Mitglieder der 
BDP wurden eingesperrt, darunter die 
Bürgermeister der größten Städte der 
Region ... 


Am 17. Februar werden in Ecuador ein 
neuer Präsident, die 137 Abgeordneten 
der Nationalversammlung und die fünf 
Abgeordneten zum Andenparlament 
gewählt. Letzterem gehören außerdem 
Kolumbien, Bolivien und Peru an. 
Nach den aktuellen Umfragen ist eine 
Mehrheit für den Präsidenten Rafael 
Correa, der einmal nach der Verfas¬ 
sungsverabschiedung im September 
2008 zu einer Wiederwahl antreten 
darf, schon im ersten Wahlgang mög¬ 
lich. Weit abgeschlagen liegen die 
weiteren sieben Kandidaten - alles 
Männer - kaum im zweistelligen Pro¬ 
zentbereich. Letztlich haben nach den 
Querelen um die Wahlzulassungsfor- 
malitäten (siehe UZ vom 28. Septem¬ 
ber) der rechtsgerichtete Ex-Banker 
Guillermo Lasso (CREO), der Bana¬ 
nenmagnat und Dauerkandidat Äl- 
varo Noboa (PRIAN), Ex-Präsident 
Lucio Gutierrez (PSP), der evangeli¬ 
sche Pastor Nelson Zavala (PRE), die 
bürgerlichen Norman Wray (Ruptura) 
und Mauricio Rodas (SUMA) sowie 


bzw. Kopf und Bauch getötet worden. 
Es handelt sich um die 32-jährige Lei¬ 
terin des Informationszentrums, Fidan 
Dogan, Vertreterin des Kurdischen Na¬ 
tionalkongresses in Frankreich, sowie 
die Mitbegründerin der Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK Sakine Cansiz 
und die Jugendaktivistin Leyla Soyle- 
mez. Alle drei hatten in Frankreich den 
Status anerkannter politischer Flücht¬ 
linge. Fidan Dogan hatte im Rahmen 
ihrer Informationsarbeit auch persön¬ 
lichen Kontakt mit dem französischen 
Staatspräsidenten Hollande, wie dieser 
in einer Erklärung bekannt gab, in der 
er den Anschlag verurteilte. 

Über die Täter gab es bislang noch 
keine gesicherten Informationen. Der 


Erdogan versucht, bei seinen Visiten 
ein beispielhaftes Bild von der Türkei 
zu verkaufen. Aber es kann in keiner 
Weise von Rechten der Völker in der 
Türkei gesprochen werden. Was wir 
erleben, ist die Diktatur von Erdogan. 
Die Verhaftungen gehen bis heute wei¬ 
ter und erreichen eine Zahl von 7000 
politischen Häftlingen, und wir könn¬ 
ten leicht bei noch viel mehr sein. Die 
AKP-Regierung (Partei Erdogans, die 
im türkischen Parlament die Mehrheit 
hat) ist davon überzeugt, dass dieser 
Weg es ermöglicht, die Kurden-Fra¬ 
ge auszuradieren. Aber wir haben die 
Kriege und Staatsstreiche in der Türkei 
erlebt und wir haben immer gekämpft 

Frage: Wie erklärt sich die Machtent¬ 
faltung und Gewalt dieser Repression, 
obwohl die kurdischen Organisationen 
eine politische Lösung des Konflikts su¬ 
chen? 

Fidan Dogan: Die PKK hat ein Dut¬ 
zend Mal zum Waffenstillstand aufge¬ 
rufen. Aber die türkische Antwort war 
immer das Militär. Die PKK will eine 


der Kandidat der „Plurinationalen 
Linkskoordinierung“, Alberto Acos- 
ta, die Kandidatur einreichen können. 
Chancen gegen Correa in eine zweite 
Wahlrunde (am 7. April) zu kommen, 
haben vermutlich nur die drei Erstge¬ 
nannten. 

Im April 2009 hatte Correa 52 Prozent 
erhalten; der 2003 vom Volk gestürz¬ 
te Lucio Gutierrez 28 Prozent, Älvaro 
Noboa gut 11 Prozent. Guillermo Las¬ 
so steht in der Tradition der Christ¬ 
lich-Sozialen Partei, die seit jeher die 
Interessen des Kapitals und der kon¬ 
servativen Küstenregion vertreten hat, 
aber in den letzten Jahren arg gerupft 
wurde. Rafael Correa hingegen ist im 
Lande im besten Sinne umstritten - bei 
denen beliebt, die für eine demokrati¬ 
sche Umgestaltung des Landes strei¬ 
ten, und bei denen verhasst, die um 
ihre Besitzstände oder angesichts der 
häufigen präsidialen verbalen Ausfäl¬ 
le ganz schlicht um die guten Sitten 
fürchten. Und auch bei der Linken po¬ 
larisiert die Person Correa: die Kom- 


türkische Regierungschef Erdogan ver¬ 
suchte, noch ehe Einzelheiten bekannt 
wurden, die Version von einer „inner¬ 
parteilichen Abrechnung“ innerhalb 
der PKK in Umlauf zu bringen, obwohl 
er dafür keinerlei Anhaltspunkte nen¬ 
nen konnte. Er forderte die französi¬ 
sche Regierung zur Aufklärung des 
Verbrechens auf und nutzte die Gele¬ 
genheit zugleich, um Staatspräsident 
Hollande zu einer Erklärung aufzufor¬ 
dern, warum er persönliche Kontakte 
zu einer „terroristischen Organisation“ 
unterhalten habe. 

Von kurdischer Seite wird zu Recht 
von einer „Hinrichtung“ der drei Kur¬ 
dinnen und einer damit verbundenen 
politischen Provokation ausgegangen, 


friedliche Regelung des Konflikts und 
fordert nicht die Unabhängigkeit. Sie 
schlägt eine demokratische Autonomie 
in der Region vor. Respektierung der 
kulturellen und politischen Rechte und 
Bildung in der Muttersprache. Das sind 
für alle Völker anerkannte Grundrech¬ 
te - außer für die Kurden. 

Aber man muss wissen, dass Kurdistan 
eine Region ist, die sehr reich an Öl, an 
Wasser und an Gas ist. Wirtschaftlich 
ist das eine nicht zu umgehende Re¬ 
gion und die westlichen Großmächte 
sind Alliierte der Türkei eben aus die¬ 
sem Grund. Die Kurden und ihr Kampf 
zur Verteidigung ihrer Rechte sind Op¬ 
fer der ökonomischen Interessen dieser 
Staaten ... 

Die jungen Kurden in der Türkei glau¬ 
ben nicht mehr an die Demokratie. 
Ihre Bürgermeister versuchen, ihrer 
Stadt zu dienen und kämpfen für sie, 
aber dann werden sie unter ihren Au¬ 
gen verhaftet. Sie sehen deshalb kei¬ 
nerlei legalen Weg mehr für sich. Da 
muss man sich nicht fragen, warum es 
eine Guerilla gibt. Es ist die repressive 
Antwort der Regierung, die die jungen 


munistische Partei (PCE) steht hinter 
Correa und seiner Mitte-Links-Bewe- 
gung PAIS, während die „Marxistisch- 
Leninistische KP Ecuadors“ sich mit 
der aus der Indigenenbewegung ent¬ 
standenen Partei Pachakutik um den 
ehemaligen Präsidenten der Verfas¬ 
sunggebenden Versammlung und frü¬ 
heren Umweltminister Correas, Alber¬ 
to Acosta, geschart hat. 

Angesichts der weit und breit nicht ab¬ 
zusehenden Spannung ist derzeit die 
Einmischung des bösen Onkels aus 
dem Norden in die Wahlen das gro¬ 
ße Thema. Dessen Botschafter Adam 
Namm ließ verlautbaren, dass die USA 
„Ecuador und den demokratischen 
Prozess respektieren und sich niemals 
in einen Wahlprozess einmischen“ wür¬ 
den. Na also, dann hat das letzte Jahr¬ 
hundert doch getäuscht. 

Die Spekulationen um die USA drehen 
sich um eine Untersuchung des chileni¬ 
schen Journalisten Patricio Mery Bell, 
der von einer - aus Drogengeldern 
stammenden - CIA-Finanzierung von 


die mit größter Wahrscheinlichkeit 
„aus der Tiefe des türkischen Staates“, 
das heißt aus dem geheimen Netzwerk 
von faschistischen Kräften mit Kreisen 
im Militär und im Staatsapparat sowie 
türkischen Geheimdienstkreisen ver¬ 
übt wurde. Ziel des blutigen Terroran¬ 
schlags soll es sein, damit die seit letz¬ 
ten November in Gang gekommenen 
Gespräche zwischen türkischen Regie¬ 
rungsvertretern und der PKK-Führung 
unter dem noch immer auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali gefangen gehaltenen 
PKK-Vorsitzenden Öcalan über eine 
Beendigung des bewaffneten Kampfes 
und eine friedliche Lösung des Kurden- 
Konflikts zu sabotieren. 

Georg Polikeit 


Kurden dazu bringt, sich der Guerilla in 
den Bergen anzuschließen ... 

Frage: Welche Hebel für Veränderungen 
gibt es also? 

Fidan Dogan: Zuerst müssen die euro¬ 
päischen Staaten ihre Wirtschaftsinter¬ 
essen beiseite lassen ... Die Unterstüt¬ 
zung für Ankara muss aufhören, denn 
sie ist von Nachteil für die Lösung des 
Kurden-Problems. Die Kurden sind 
Opfer dieser Allianz (des Westens) 
mit der türkischen Regierung. Das 
Kurden-Problem ist ein Problem für 
alle Mitgliedstaaten des Europa-Rats, 
in dem die Türkei zusammen mit 47 an¬ 
deren Staaten Mitglied ist. Man kann 
nicht sagen, dass dies ein Problem der 
Türkei sei und es also die Türkei re¬ 
geln muss ... Die Beziehungen mit der 
Türkei können nicht weiterhin allein 
auf die ökonomischen Interessen aus¬ 
gerichtet sein. Priorität hat die Einstel¬ 
lung der Unterstützung für die türki¬ 
sche Regierung durch den Verkauf von 
Waffen ... 


88 Millionen US-Dollar ausgeht. Be¬ 
reits im November hatten Aussagen 
eines ehemaligen britischen Diploma¬ 
ten, wonach seitens der CIA über 80 
Millionen Dollar für eine Niederlage 
des ecuadorianischen Präsidenten zur 
Verfügung stünden, für Aufsehen ge¬ 
sorgt. Angaben der mexikanischen Zei¬ 
tung „Proceso“ bestätigen derweil den 
chilenischen Journalisten: etwa 87 Mil¬ 
lionen Dollar würden über ein Drogen¬ 
händlernetz vorwiegend aus Chile und 
Bolivien kommen, aber auch ecuado- 
rianische und kolumbianische Kartelle 
seien möglicherweise involviert. Darü¬ 
ber hinaus gebe es Geldzuweisungen 
über die US-Entwicklungshilfebehör- 
de US AID; unmittelbar weitergegeben 
durch so genannte Nichtregierungsor¬ 
ganisationen an Oppositionsparteien. 
Ziel sei es, die Opposition zu einen 
und einen Medienkrieg gegen Correa 
zu entfachen. Wenn dem so ist, dann 
ist die Strategie zumindest im ersten 
Punkt grandios gescheitert. 

Günter Pohl 


Viel Geld und noch mehr Kandidaten gegen Correa 

Ecuador wird im Februar für Kontinuität stimmen 
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Franzosen sagen: 
Klassenkampf ist eine Realität 

Die Wahrnehmung einer klassengespaltenen Gesellschaft hat zugenommen 


tische Gesellschaft gleichberechtigter 
Bürger“ und zunehmender „Individu¬ 
alisierung“ der Gesellschaft behauptet 
worden. Die jetzigen Umfrageergebnis¬ 
se ergaben für viele überraschend eine 
deutliche Widerlegung dieser Thesen. 
Besonders ins Gewicht fällt dabei, 
dass die „Realität des Klassenkampfs“ 
heute von 20 Prozent mehr Menschen 
bejaht wurde als 1967, als nur 44 Pro¬ 
zent der Befragten zustimmten. Bei 
den 18-24-Jährigen lag die Bejahung 
bei 62 %, 14 % mehr als bei den ent¬ 
sprechenden Jahrgängen 1967, bei den 
25-34-Jährigen bei 70 %, 27 % mehr 
als 1967. 

Allerdings verweist der IFOP-For- 
schungsdirektor Jeröme Fouquet zu 
recht darauf, dass die Bejahung der 
„Realität des Klassenkampfes“ nicht 
mit einer bewussten Bejahung des 
Klassenkampfes im marxistischen 
Sinn verwechselt werden darf. Das re¬ 
ale Vorhandensein von Klassenkampf 
zu bejahen, muss nicht bedeuten, dass 
man dies auch für positiv oder unter- 
stützenswert hält. Hierin liegt vermut¬ 
lich auch eine Erklärung dafür, dass die 
Prozentsätze des Ja bei den „Besser¬ 
verdienenden“ und Angehörigen der 
„Mittelschichten“ sogar höher lagen 
als bei den Arbeitern (Arbeiter 63 % 
-16 % Zuwachs zu 1967). 

Auch die Bejahung der Frage, ob man 
sich selbst einer Klasse zugehörig fühlt, 
bedeutet nicht, dass sich der 
oder die Betreffende bewusst 
der Arbeiterklasse zugehö¬ 
rig fühlt. Möglich ist die Be¬ 
jahung dieser Frage auch, 
wenn man sich selbst als zu 
den Mittelschichten oder zu 
den „Gutverdienern“ zählt. 
Immerhin haben aber auch 
53 Prozent der befragten Ar¬ 
beiter und 57 Prozent der An¬ 
gestellten und Angehörigen 
von Zwischenschichten, also 
jeweils die Mehrheit, bejaht, 
dass sie sich selbst einer sozi¬ 
alen Klasse zugehörig fühlen. 

Für IFOP-Direktor Fouquet 
gab es in einem Interview zu 
den Befragungsergebnissen 
keinen Zweifel: „Die Wahr¬ 
nehmung einer in Klassen 


gespalteten Gesellschaft“ sei nach wie 
vor „operativ“. Im Schlussteil der Stu¬ 
die wurde kommentiert, die Ergebnisse 
zeigten, „dass die sozialen Antagonis¬ 
men als in der französischen Gesell¬ 
schaft präsent erscheinen - besonders 
im Kontext der Krise und der Vergrö¬ 
ßerung der Ungleichheiten bei der Ent¬ 
lohnung“. 

In der Tat widerspiegeln die Zahlen of¬ 
fenbar ein mehrheitlich in der Bevöl¬ 
kerung vorherrschendes und gegen¬ 
über früheren Jahrzehnten gewachse¬ 
nes Bewusstsein von der Vergrößerung 
der sozialen Ungleichheiten angesichts 
der Anhäufung immer größerer Milli¬ 
ardenvermögen in den Händen einer 
verschwindend kleinen Minderheit von 
Superreichen, während gleichzeitig Mil¬ 
lionen Menschen in immer schlechter 
bezahlte und auf kurze Zeit befriste¬ 
te unsichere Jobs mit Minilöhnen ab¬ 
gedrängt werden. Gleichzeitig werden 
sie von rigorosen „Sparprogrammen“ 
geschröpft, während die reichen Ver¬ 
mögensbesitzer sich mit Erfolg einer 
Bezahlung der von ihnen verursachten 
Krise entziehen können. Es dürfte kaum 
bestreitbar sein, dass hierin Ansätze für 
die Entwicklung eines spontanen Be¬ 
wusstsein von Klassenunterschieden 
und gegensätzlichen Klasseninteressen 
liegen, die in der IFOP-Umfrage deut¬ 
lich erkennbar wurden. 

Pierre Poulain 

Klassenkampf... 


Es gibt nun mcf 
Oben und Unten 

'ben,meifl Kleiner 




Politik mit den Menschen 
für die Menschen 

Gespräch mit Oldrich Bubenicek (KSCM) 

In unserem Nachbarland Tschechien fanden vor kurzem Regionalwahlen statt. 

In den Regierungsbezirken des Landes wurden die Bezirksvertretungen und die 
Regierungschefs neu gewählt. Die Kommunistische Partei Böhmen und Mähren 
(KSCM) konnte bei diesen Wahlen ihren Stimmanteil insgesamt erhöhen. Im Be¬ 
zirk Usti nad Labern wurde sie von 27 Prozent der Wählerinnen und Wähler zur 
stärksten politischen Kraft bestimmt und stellt den Regierungschef (Bezirkshaupt¬ 
mann). Mit ihm führte die UZ das folgende Gespräch. 


Linke Sammlung in Afghanistan 

Der Gründungskongress einer neuen Partei wird vorbereitet 


„Sind Sie der Ansicht, dass der Klas¬ 
senkampf in Frankreich zum gegen¬ 
wärtigen Zeitpunkt eine Realität ist?“ 
64 Prozent der befragten Französin¬ 
nen und Franzosen, also eine starke 
Mehrheit, haben diese Frage mit Ja 
beantwortet. Das ist das Ergebnis ei¬ 
ner repräsentativen Meinungsumfra¬ 
ge, die das Meinungsforschungsins¬ 
titut IFOP am Jahresende 2012 im 
Auftrag der kommunistischen Tages¬ 
zeitung „Humanite“ durchgeführt hat. 
Nur 25 Prozent antworteten mit Nein, 
11 Prozent gaben keine Antwort. 
Auch die Frage, ob sie sich selbst zu ei¬ 
ner sozialen Klasse zugehörig fühlen, 
wurde von einer Mehrheit der Befrag¬ 
ten, nämlich 56 Prozent bejaht, wäh¬ 
rend 35 Prozent verneinten (Original: 
http://www. ifop. com/media/poll/2105- 
l-studyjile.pdf). 

Das „Institut Frangais d‘Opinion Pub¬ 
lique“ (IFOP - „Französisches Institut 
der öffentlichen Meinung“) ist eines 
der ältesten renommierten französi¬ 
schen Institute für Meinungsforschung. 
Es legt Wert auf die Feststellung, dass 
es streng nach wissenschaftlichen Kri¬ 
terien arbeitet. Viele Firmen nehmen es 
für Marketing- und Konsumentenana¬ 
lysen in Anspruch. Es führt aber auch 
für Auftraggeber unterschiedlichster 
politischer Richtung Umfragen zu po¬ 
litischen und gesellschaftspolitischen 
Fragen durch. Auch die deutsche Bot¬ 
schaft in Paris hatte sich Anfang 2012 
für eine Analyse zum „Bild Deutsch¬ 
lands in Frankreich“ seiner bedient. 
Seine Ergebnisse sind also frei von je¬ 
dem Verdacht einer versteckten Partei¬ 
lichkeit für linke Ansichten. 

Die Umfrage zum Klassenkampf ist in 
der Zeit vom 20.12.2012 bis 4.1.2013 
bei einem repräsentativen Querschnitt 
von 2000 Französinnen und Franzo¬ 
sen ab 18 Jahren durchgeführt worden, 
quotiert nach Geschlecht, Alter, Beruf 
und regionaler Verteilung der Bevöl¬ 
kerung. 

Auch in Frankreich war in den vergan¬ 
genen Jahren seit 1980 von den Ideo¬ 
logen des Kapitals mit einigem Erfolg 
das „Verschwinden der Arbeiterklas¬ 
se“ und die „Überwindung des Klassen¬ 
kampfs“ durch die Umwandlung der 
Klassengesellschaft in eine „demokra- 


Vor neun Monaten gründete sich die 
Koalition der demokratischen und 
progressiven Parteien und Organisati¬ 
onen Afghanistans. Am 5. Januar 2013 
tagte der Oberste Rat und beriet, wie 
die weitere Zusammenarbeit gestaltet 
werden soll. Das Hauptziel ist die Or¬ 
ganisierung einer landesweiten einheit¬ 
lichen Partei. 

Zunächst ging es um die Klärung von 
Missverständnissen und um die Annä¬ 
herung der jeweiligen politischen Posi¬ 
tionen und um die Erarbeitung gemein¬ 
samer politischer und ideologischer Po¬ 
sitionen. 

Den turnusmäßigen Vorsitz hat zurzeit 
Abdullah Nayebi, Vorsitzender der Be¬ 
wegung der Zukunft Afghanistans. In 
seinem Referat betonte er, dass alle 
sieben Parteien und Organisationen 
den Willen haben, den Gründungs¬ 
kongress einer landesweiten demo¬ 
kratischen Partei jetzt vorzubereiten. 
In Kürze wird dazu ein Seminar zum 
Thema „Die Partei und die Besonder¬ 
heiten einer modernen demokratischen 
Partei“ veranstaltet. 

Der Anspruch an diese neue Partei 
ist festgelegt. Sie soll mit dem Leben 
der Bevölkerung verbunden sein. Sie 
will die Interessen und Bedürfnisse 
der Menschen in den Mittelpunkt stel¬ 
len und die innerparteilichen Struktu¬ 
ren demokratisch, offen und transpa¬ 
rent gestalten. Die Partei soll weltan¬ 
schaulich ausgerichtet sein, so Genosse 
Nay ebi. Dabei gilt es auch, negative Er¬ 
fahrungen wie ideologischen Dogma¬ 


tismus und Bekenntnispolitik zu über¬ 
winden. 

Diese neue Partei benötigt eine ideo¬ 
logische Grundlage und die wissen¬ 
schaftliche Weltanschauung als Theo¬ 
rie. „Erst wenn die Gesellschaft Klas¬ 
sengegensätze aufgelöst hat, wird die 
Notwendigkeit des Klassenkampfes 
erlöschen“ - so Nayebi. 

Die neue Partei will sich auf die Arbei¬ 
terklasse und alle werktätigen Schich¬ 
ten orientieren, um die Herrschaft der 
Reaktion und die Ausbeutung letztend¬ 
lich zu überwinden. Die Herrschaft der 
Nato heute bedeutet Armut, Hunger, 
Analphabetismus, Krankheit und Dut¬ 
zende weitere Katastrophen für die Be¬ 
völkerung. 

Zurzeit werden die Mitglieder der Ko¬ 
alition befragt und um eine Meinung 
zur zukünftigen Partei gebeten. Das ist 
auch Ausdruck einer demokratischen 
Form des innerparteilichen Lebens. 
Diese Vorgehensweise beruht auch auf 
die kritische Auseinandersetzung mit 
der Vergangenheit der linken Kräfte 
im Land. 

Zur aktuellen Entwicklung in Afgha¬ 
nistan wird eingeschätzt, dass kurzfris¬ 
tig nach dem möglichen Abzug großer 
Teile der Nato die Instabilität im Lan¬ 
de zunehmen kann und andere Länder 
wie Pakistan, Russland, China, Iran und 
arabische Länder die Situation für sich 
ausnutzen könnten. Besondere Prob¬ 
leme sind darüber hinaus das Wirken 
der „mittelalterlichen“ Reaktion, der 
Drogenmafia und der Kräfte des Jihad. 


In Vorbereitung auf die Präsidenten¬ 
wahlen 2014 zeigen sich diese Ausei¬ 
nandersetzungen bereits jetzt. Die Si¬ 
tuation kann deutlich instabiler wer¬ 
den, das macht auch die Demension 
und die historische Verantwortung 
der demokratischen Bewegung aus, 
so Nayebi. Die neu aufzubauende 
Partei muss mehrheitsfähig werden, 
um diese umfassenden Herausforde¬ 
rungen und Aufgaben zu lösen. Die 
Partei muss ideologisch, politisch und 
organisatorisch unabhängig sein, sie 
darf sich in keiner Weise korrumpie¬ 
ren lassen, z.B. durch die alte Reak¬ 
tion. 

Nayebi kündigte in naher Zukunft 
eine Beratung von Kadern und Akti¬ 
visten der Koalition an. Dort soll eine 
Plattform der Koalition als Grundlage 
eines neuen Programms beraten und 
die Weichen für den Gründungskon¬ 
gress gestellt werden. Die Koalition 
will dazu in Vorbereitung auch weitere 
Kräfte gewinnen und einbeziehen, so 
die „Partei des nationalen Fortschritts 
der Heimat“, die eingeladen wurde, den 
weiteren Prozess mit zu gestalten. Wei¬ 
ter kündigte er an, dass er für die Ko¬ 
alition am 36. Parteitag der KP Frank¬ 
reichs teilnehmen und dort auch eine 
Rede halten wird. 

Linke Kräfte, auch die Friedensbewe¬ 
gung, könnten hoffentlich bald auch ei¬ 
nen neuen Partner im Kampf zur Be¬ 
endigung des Krieges in Afghanistan 
haben. 

Heinz Stehr 


UZ: Lieber Genosse Bubenicek, Zu¬ 
nächst herzliche Gratulation zu dem 
hervorragenden Wahlergebnis, das ihr 
erreicht habt. Leite bitte unsere Glück¬ 
wünsche auch an alle Mitgliedern der 
KCSM deines Wahlbezirks weiter. Denn 
der Erfolg basiert ja auf dem kollektiven 
Wirken aller Mitglieder der Partei. 

Ihr habt bei der Wahl einen enormen 
Stimmengewinn erzielt. Mit welchen po¬ 
litischen Inhalten habt Ihr erreicht, dass 
27 Prozent der Wähler der KCSM ihre 
Stimme gaben? 

Oldrich Bubenicek: Das hervorragen¬ 
de Wahlergebnis hat mehrere Ursa¬ 
chen. Einerseits die langjährige und 
ehrliche Arbeit der kommunistischen 
Vertreter im Bezirk auf allen Ebenen, 
die Arbeit der Abgeordneten und auch 
unseres Senators und Europaabgeord¬ 
neten. Dazu gehört ein hervorragendes 
Wahlprogramm mit Forderungen, die 
den Interessen der großen Mehrheit 
der Einwohner des Bezirks entspre¬ 
chen. Einfluss hat auch die Politik der 
Regierung des Herrn Petr Necas. 

UZ: Welche politischen Forderungen 
habt ihr in den Mittelpunkt eures Wahl¬ 
kampfes gestellt und welche ersten Auf¬ 
gaben daraus wollt ihr umgehend an- 
gehen? 

Oldrich Bubenicek: Unser Wahlpro¬ 
gramm weist einige Prioritäten auf. Es 
handelt sich um das Gesundheitswesen, 
das Schulwesen und denVerkehr. Dazu 
kommt die Reduzierung der hohen Ar¬ 
beitslosigkeit, die sich seit langem um 
13 Prozent bewegt und die höchste in 
der Tschechischen Republik ist. Hier 
hat aber der Bezirk nur beschränkte 
Möglichkeiten. 

Den Grundstock des Gesundheitswe¬ 
sens im Bezirk bilden fünf Bezirkskran¬ 
kenhäuser. Diese sind in einer bezirk¬ 
lichen Gesundheits-Aktiengesellschaft 
verbunden. Die Pflege wird durch städ¬ 
tische und private- Krankenhäuser er¬ 
gänzt. Der Bezirk Üstf nad Labern stellt 
sich gegen Tendenzen der Krankenkas¬ 
sen kleine Krankenhäuser zu schließen, 
und fordert, die gegenwärtige Zahl der 
Krankenhausbetten zu bewahren. Im 
Schulwesen legen wir großen Wert auf 
die technischen Fächer in Fachschulen. 
Wir haben großes Interesse an einer 
guten Zusammenarbeit mit der Uni¬ 
versität Jan Evangelista Purkyne, der 
einzigen im Bezirk. Im Verkehrswesen 
wollen wir ein breites Netz des Bus- 
und Personenzugverkehrs, das auch 
dünn besiedelte Gebiete berücksich¬ 
tigt. Erste Schritte der neuen Führung 
wurden bezüglich der Gesundheits-Ak¬ 
tiengesellschaft eingeleitet, die bessere 
ökonomische Ergebnisse bringen sol¬ 
len und eine hochwertige Gesundheits¬ 
pflege garantieren. 

UZ: Eine vielleicht nicht einfache Frage: 
Die politische Realität zeigt, dass zu den 
nach einer Wahl im Koalitionsvertrag 
festgelegten politischen Gemeinsamkei¬ 
ten zwischen Koalitionspartnern neue 
politische Entscheidungen hinzukom¬ 
men. Wenn es hier zu unüberbrückba¬ 
ren Meinungsverschiedenheiten kommt, 
wie reagiert ihr dann? Anpassen oder 
sich nicht beugen? Den Wählern sagen, 
dass eine unsoziale Politik mit Kommu¬ 
nisten nicht machbar ist? 

Oldrich Bubenicek: In der neuen Be¬ 
zirksvertretung sind fünf Parteien tätig, 
davon sind zwei linksgerichtet, eine der 
Mitte und zwei rechte. Bei den Nach¬ 
wahlverhandlungen erklärten alle Par¬ 
teien, dass sie das Wahlergebnis res¬ 
pektieren. Zwei zeigten Interesse an 
einer Zusammenarbeit. Beide rechts¬ 
gerichteten Parteien erklärten, dass sie 
als Opposition arbeiten wollen. Nach 
langen Verhandlungen entschied die 
KSCM, eine Koalition mit den Sozi¬ 
aldemokraten einzugehen. Im Vertrag 
ist klar beschrieben, unter welchen Be¬ 
dingungen beide Parteien Zusammen¬ 
arbeiten und wie sie mit eventuellen 



Oldrich Bubenicek (Jahrgang 1953) trat 
mit 21 Jahren in die Kommunistische 
Partei der Tschechoslowakei (KSC) 
ein. Er begann als Arbeiter in den 
Glaswerken Teplice, später stieg 
er zum Parteikader auf. Nach 1989 
wurde er zunächst Vorsitzender des 
Kreis- und später Bezirksverbands der 
neu formierten KSCM und arbeitete 
als Korrespondent für die parteieige¬ 
ne Tageszeitung „Halo noviny“. Der 
Vater dreier Kinder wohnt in Bilina, 
wo er seit 1990 dem Stadtparlament 
angehört. 

Meinungsverschiedenheiten umgehen 
wollen. Die Kommunisten sind mit ei¬ 
nem klaren Programm in die Wahl ge¬ 
gangen, davon machen wir keine Ab¬ 
striche. 

UZ: Gibt es in eurem Bezirk antikom¬ 
munistische Reaktionen, Gegner wie in 
Südböhmen? 

Oldrich Bubenicek: In anbetracht, 
dass alle Wahlparteien bei den Nach¬ 
wahlverhandlungen erklärt haben, das 
Wahlergebnis zu respektieren, ist es für 
die politischen Gegner schwierig, sol¬ 
che Aktionen zu organisieren. Ande¬ 
rerseits hat natürlich jeder das Recht, 
seine Meinung zu äußern, sofern dies 
auf legaler Grundlage geschieht. 

UZ: Es ist dem Kapital gelungen, nach 
dem zweiten Weltkrieg ein imperialisti¬ 
sches Europa zu installieren. Wie müs¬ 
sen deiner Meinung nach die marxis¬ 
tisch orientierten Parteien in diesem 
kapitalistischen Europa wirken, um so¬ 
ziale Gerechtigkeit für die lohnabhän¬ 
gig Arbeitenden zu erreichen? 

Oldrich Bubenicek: Linke Politik ist 
Arbeit mit den Menschen und für die 
Menschen. Es ist noch zu kurze Zeit 
vergangen seit dem Zusammenbruch 
des sozialistischen Systems in Europa, 
das nicht wegen seiner Ideen und Ide¬ 
ale zerfiel, sondern wegen der Formen, 
mit denen die Idee einer sozial gerech¬ 
ten Gesellschaft umgesetzt werden 
sollten. Auf allen Ebenen haben Ver¬ 
antwortliche der kommunistischen und 
Arbeiterparteien in den Staaten, wo sie 
an der Macht waren, vergessen, dass sie 
auch nach dem handeln müssten, was 
sie verkündeten. Die Bezirkswahlen in 
der Tschechischen Republik haben ge¬ 
zeigt, dass viele Wähler den Kommu¬ 
nisten wieder Vertrauen schenken. Es 
wird aber ein langer und anspruchsvol¬ 
ler Weg sein. 

Linke Politik ist Arbeit mit den Men¬ 
schen und für den Menschen. Der Zu¬ 
sammenbruch des sozialistischen Sys¬ 
tems in Europa liegt erst kurze Zeit 
zurück. Es zerfiel nicht wegen seiner 
Ideen und Ideale, sondern auch, weil 
Funktionäre der kommunistischen und 
Arbeiterparteien vergaßen, dass das 
was sie verkündeten auch realisiert 
werden musste. Die Bezirks wählen in 
der Tschechischen Republik zeigten, 
dass die Wähler den Kommunisten 
wieder ihr Vertrauen schenkten, weil 
diese sich ihren Sorgen zuwandten. Es 
wird aber ein langer und anspruchsvol¬ 
ler Weg. 

UZ: Vielen Dank für das Gespräch und 
viel Erfolg in der politischen Arbeit! 

Die Fragen stellten Gustl Ballin und Horst Brand 
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Castkolummne von Ke rem Schamberger 

Üc gül - Drei Rosen 


Sie waren Kurdinnen, sie waren Frau¬ 
en, sie waren Sozialistinnen, sie wa¬ 
ren Alevitinnen. Und sie waren für 
ihre Rechte aktiv. Jede einzige Ei¬ 
genschaft ein Grund in die Zielschei¬ 
be des türkischen Staates zu rücken. 
Sakine Cansiz „Sara“, Fidan Dogan 
„Rojbin“, Leyla Söylemez „Ronahi“ 
wurden vor einer Woche durch je¬ 
weils drei bis vier Kopfschüsse hin¬ 
gerichtet. Von wem, ist noch nicht 
geklärt, aber dass der türkische Staat 
seine Finger im Spiel hat ist mehr 
als wahrscheinlich. Die 90er Jahre, 
in denen mehr als 15 000 Menschen 
in der Türkei „verschwanden“ oder 
ermordet aufgefunden wurden, sind 
nicht vergessen. Eine Beteiligung der 
Strukturen des Staates im Staat, des 
sogenannten „Tiefen Staates“ wur¬ 
den in den darauffolgenden Jahren 
nach und nach aufgedeckt, die Täter 
sind zum großen Teil bis heute nicht 
verurteilt. 

Wer jetzt versucht die Schuld auf 
unkontrollierbare Netzwerke inner¬ 
halb des türkischen Staates zu schie¬ 
ben, verkennt eines: Auch der „Tiefe 
Staat“ ist im Endeffekt der Staat und 
deshalb ist die AKP-Regierung hier 
in die Verantwortung zu nehmen. 
Eine erste, eine würdige Antwort 
auf den Tod der drei Rosen in Paris 
wurde bereits drei Tage später ge¬ 
geben. 100 000 Menschen demon¬ 
strierten friedlich im Andenken an 
die drei Frauen in Paris. Und es wa¬ 
ren nicht nur Kurden sondern auch 
Palästinenser, Tamilen, Südafrika¬ 
ner, Franzosen, Türken und viele an¬ 
dere Menschen unterschiedlichster 
Herkunft und Religion. Denn dieses 


Attentat hat nicht nur die kurdische 
Bewegung getroffen, sondern die 
fortschrittlichen Menschen und die 
kämpfenden Frauen auf der ganzen 
Welt. 

Gülten Kisanak, die Ko-Vorsitzende 
der kurdischen linken Partei für Frie¬ 
den und Demokratie (BDP), benann¬ 
te den Anschlag auf der Abschluss¬ 
kundgebung als das was er war: Ein 
Versuch, die frisch aufgenommenen 
Friedensgespräche zwischen der kur¬ 
dischen Freiheitsbewegung und dem 
türkischen Staat zu sabotieren. 

Zu sehr verdienen vor allem auch 
deutsche Rüstungskonzerne an den 
Waffenkäufen der Türkei und zu we¬ 
nig sind die USA an einem gerechten 
Frieden im Nahen Osten und einer 
Lösung der kurdischen Frage inte¬ 
ressiert. Dass die Vereinigten Staa¬ 
ten auch die jetzt ermordete PKK- 
Mitbegründerin Sakine Cansiz im 
Fadenkreuz hatten, machen durch 
Wikileaks veröffentlichte Geheim- 
Dokumente des damaligen US-Bot- 
schafters in der Türkei, Ross Wil¬ 
son, aus dem Jahr 2007 deutlich. In 
einem Schreiben bezeichnet er sie 
als wichtiges Ziel in Europa gegen 
das „Schritte unternommen werden 
müssen“. Eine Beteiligung der US- 
Geheimdienste an den Morden ist 
somit auch nicht ausgeschlossen. 

Das beste Gedenken an die drei ge¬ 
fallenen Frauen wäre es, die erst in 
Ansätzen begonnenen Friedensge¬ 
spräche auf Augenhöhe fortzuführen. 
Dafür aber müssen Frankreich und 
auch die Türkei alles in Bewegung 
setzen, um die Wahrheit ans Licht zu 
bringen 



DKP bei der Gedenkdemonstration in Paris 


Tatsachen 


Hugo Chävez konnte am 10. Januar 
nicht - wie es eigentlich vorgesehen 
war - als alter und neuer Präsident 
Venezuelas vereidigt werden. Er er¬ 
holt sich in Havanna unter kompli¬ 
zierten Bedingungen der Genesung 
von seiner neuerlichen schweren 
Krebserkrankung. 

Die Parlamentsmehrheit hat Hugo 
Chävez 4 Bitte entsprochen, später 
vereidigt werden zu können. Die¬ 
se Möglichkeit sieht die Verfassung 
des Landes vor. Danach hat auch 
der Oberste Gerichtshof durch die 
Präsidentin der Verfassungskammer 
verlautbart, dass die Regierungs¬ 
geschäfte nicht schon deshalb un¬ 
terbrochen seien, nur weil er beim 
Ende der einen und dem Beginn 
der nächsten Amtszeit abwesend 
sei. Demnach ist eine spätere Verei¬ 
digung statthaft. 

Für die Opposition ist das natürlich 
inakzeptabel - obwohl eine verlorene 
Neuwahl gegen einen anderen Kan¬ 
didaten als Chävez für sie in der Sum¬ 
me wohl fatal wäre. In der Tat lassen 
sich die gesetzlichen Vorgaben unter¬ 
schiedlich auslegen, aber ein solcher 
Fall, wo der Wahlsieger derart schwer 
erkrankt, ist eben glücklicherweise 
auch selten. Hinzu kommt, dass die 
venezolanischen Möglichkeiten zur 
Behandlung solcher Tumore nicht 


ausreichen und der Patient in Ha¬ 
vanna ist. 

„Denjenigen, die mir den Tod wün¬ 
schen, wünsche ich ein langes Leben, 
damit sie sehen wie die Bolivariani- 
sche Revolution vorwärtsgeht, von 
Schlacht zu Schlacht und von Sieg zu 
Sieg.“ Eine christlich-nächstenlieben- 
de Handlungsanleitung in einer Situ¬ 
ation einer Polarisierung wie in Vene¬ 
zuela, wo ausgerechnet der oberste 
Antreiber der gesellschaftlichen Um¬ 
brüche gegen den Neoliberalismus 
und für Demokratie schwerkrank 
ist, ist in etwa jene, die Chävez hier 
beiden Seiten vorgibt: selbst nicht so 
zu sein, wie man der anderen Seite zu 
sein unterstellt. 

Eine politische Handlungsanleitung 
in dieser beschriebenen Lage ist auch 
jene, die er in dem Satz sagt: weiter zu 
kämpfen; notfalls - dann aber ganz 
selbstverständlich - auch ohne ihn. 
Was auch für die Opposition nicht 
einfach wäre. 

Eine materialistische Handlungsan¬ 
leitung hierbei wäre hingegen eine, 
die das Anrufen höherer Mächte - 
beiderseits betrieben - fast drei Jahr¬ 
hunderte nach der Aufklärung unver¬ 
drossen für nutzlos erklärte. 

Beten lohnt sich nämlich nicht. 

Nie. 

Günter Pohl 


Jung sein in der Krise 

Jugendpolitischer Ratschlag der DKP, 26. Januar 2013, Hannover-Linden 


Drei Teilnehmer des Jugendpolitischen 
Ratschlages der DKP haben wir ge¬ 
beten, vorab ihre Gedanken zur Lage 
der Jugend und ihre Erwartungen zu 
formulieren. Es folgen ihre Stellung¬ 
nahmen: 

Sichere Lebensplanung 
gibt es nicht 

Weltweit spüren Menschen heute die 
Krise des Kapitalismus auf ihr Leben 
einwirken. Überall muss länger gear¬ 
beitet werden und dazu werden die Tä¬ 
tigkeiten in dieser Zeit auch noch kon¬ 
tinuierlich verdichtet. Auf der anderen 
Seite sind Menschen in atypischen Ar¬ 
beitsverhältnissen die ersten, die nicht 
mehr für die in der kapitalistischen Ge¬ 
sellschaft anfallende Arbeit gebraucht 
werden. Eine Sicherheit in der Lebens¬ 
planung junger Menschen ist nicht vor¬ 
handen. Zeit und Energie, die für die 
Reproduktion notwendig sind, werden 
mehr. Die plastischsten Beispiele in der 
Lebensrealität junger Menschen sind 
dafür G8 und die Bachelor-/Master- 
Schmalspurstudiengänge (zeitlich ge¬ 
strafft und enorm verdichtet und ent¬ 
fremdet). Die Verfügung über die ei¬ 



genen Lebensumstände sinkt bzw. wird 
abgesenkt. Das ist die Krise. Dagegen 
muss sich gewehrt werden und dagegen 
wird sich gewehrt. 

Ebenfalls weltweit gehen Menschen 
auf die Straße und nehmen sich prak¬ 
tisch die Verfügung über die Lebens¬ 
umstände in ihrem direkten sozialen 
Umfeld - von Athen bis Occupy. An¬ 
knüpfungspunkte gibt es auch hierzu¬ 
lande: Von dem Bündnis „umFAIRtei- 
len“ über die anstehende Tarifrunde 
der Länder bis hin zum Widerstand ge¬ 
gen Kriegstreiber in den Schulen oder 
den Atomtod. Allein es fehlt an Zeit. 
G8-Schule und Ba/Ma-Studium grü¬ 
ßen. Die einzige plausible Perspektive 
ist die solidarische Verfügungserwei¬ 
terung an allen Orten des Lebens und 
Wirkens. Wir können den Kapitalismus 
nur überwinden, wenn wir dort, wo wir 
stehen und gehen, wo wir uns täglich 
bewegen, uns mit unserem Umfeld aus- 
tauschen und gemeinsam ein Bild von 
der Zukunft entwerfen. Einer Zukunft, 
in der Menschen vor Profiten stehen, 
Arbeit wieder in diesem Sinne gesell¬ 
schaftlich sinnvolle Tätigkeit wird und 
alle daran teilhaben können, die Welt 
lebenswerter zu machen. Dazu möchte 
ich auf dem Jugendratschlag der DKP 
in Hannover gemeinsam mit euch ei¬ 
nen kleinen Beitrag leisten. 

Kolja Criebner, ver.di, AG Betrieb und Gewerkschaft 

„Die Linke“ 


Jugend im Schockzustand 

Der Kapitalismus befindet sich in sei¬ 
ner schwersten Krise seit dem 2. Welt¬ 
krieg. Wir erleben heute auf allen ge¬ 
sellschaftlichen Ebenen tiefe Ver¬ 
werfungen, die alle Menschen gleich 
welcher Klassen, Schichten oder Mili¬ 
eus erfassen und verunsichern. 
Besonders betroffen von der Krise ist 
aber die Jugend. Nicht nur in Südeuro¬ 
pa, sondern auch in Deutschland. Wäh¬ 
rend sich im Süden die junge Genera¬ 
tion in einem krassen Kampf um die 
eigene Existenz befindet, nutzen die 
kapitalistischen Akteure aber gleich¬ 
zeitig diese extreme Krisensituation 
um einen allgemeinen Angriff auf die 
jungen Menschen in Deutschland aus¬ 
zuüben. Hinzu kommen vor allem nati¬ 
onalistische Parolen durch die von den 



Kapitalisten beherrschten Medien, um 
die Menschen zu spalten. 

Die Lage in Deutschland äußert sich 
vor allem in der prekären Beschäfti¬ 
gung und der Leiharbeit, von der vor 
allem viele junge Menschen nach der 
Ausbildung oder dem Studium betrof¬ 
fen sind. Befristete Verträge, Leihar¬ 
beit, Eingruppierung in Mindestlohn¬ 
gruppen oder Niedriglohnbereiche 
sollen hierbei nur einige Schlagwörter 
sein. 

Gleichzeitig erscheint es, als wenn die 
junge Generation sich wie im Schock¬ 
zustand befindet und kaum Interesse 
an politischen Kämpfen oder Alterna¬ 
tiven zeigt. Ausnahmen bilden hierbei 
die z. B. von der IGM geführte Kampa¬ 
gne zur unbefristeten Übernahme und 
die Massenmobilisierung von Azubis z. 
B. nach Köln in 2011. 

Die Kämpfe der Zukunft für eine ge¬ 
rechte Gesellschaft werden dabei nicht 
in Gewerkschaftsbüros oder in Vor¬ 
standsetagen geschlagen, sondern vor 
Ort bei der Basis, also am Arbeitsplatz 
und auf den Baustellen unserer Kolle¬ 
ginnen und Kollegen. Dazu gehört auch 
eine kritische aber auch solidarische 
Überprüfung und Analyse der bishe¬ 
rigen Gewerkschaftspolitik besonders 
auf lokaler Ebene und in der täglichen 
Arbeit. 

Meine Erwartungen an den Ratschlag 
sind ein reger Austausch zwischen Ge¬ 
werkschaftern und Kommunisten und 
wie man die junge Generation für den 
politischen Kampf praktisch gewinnen, 
aktivieren und mobilisieren kann. Ich 
bin sehr gespannt und freue mich schon 
mit allen Teilnehmern in intensive Ge¬ 
spräche zu kommen. 

Sebastian Zoeppel, IG Bau Bezirk Bochum/Dortmund, 
Gewerkschaftssekretär 


Spaltung im Kampf 
überwinden 

Der internationale Konkurrenzkampf 
zwischen den Ländern der EU, den wir 
zur Zeit erleben, wird vor allem auf 
dem Rücken der arbeitenden und ler¬ 
nenden Jugendlichen ausgetragen. Un¬ 
sere Rechte auf Arbeit, auf Ausbildung 
und Bildung, kurz, unsere Zukunft 
kommt unter die Räder! Die Situation 
der Jugend in ganz Europa verschlech¬ 
tert sich weiter rapide. 

Die Jugendarbeitslosigkeit steigt. Auch 
hierzulande werden Jugendliche von 
Verarmung und Perspektivlosigkeit im¬ 
mer stärker getroffen. Fast zwei Drittel 
der Jugendlichen haben Angst, keinen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu fin¬ 
den bzw. diesen zu verlieren. Angst vor 
Armut gehört für unsere Generation 
inzwischen zur Normalität. Die heutige 
Arbeiterjugend ist in einer Zeit aufge¬ 
wachsen, in der es normal ist, prekär 
beschäftigt zu sein, kaum mehr Geld zu 
haben, dass es gerade so reicht, um ei¬ 
nigermaßen über die Runden zu kom¬ 
men - wenn überhaupt. Die Banken 
und Konzerne setzen den Spaltkeil zwi¬ 
schen alt und jung an. Wir müssen uns 
ständig anhören: Was die einen haben, 
können die anderen nicht bekommen, 
sei es bei Lohn, Rente, Ausbildungs¬ 
kosten. Wir sagen: Das Kapital soll für 
die Krise bezahlen. Wir haben sie nicht 
verursacht! 

Die Spaltung der Arbeiterklasse über¬ 
winden wir im Kampf für die eigenen 
Interessen. Wir brauchen einen kämp¬ 
ferischen Kurs in Gewerkschaften, 
keine Anpassung an die Wünsche des 
Kapitals. Natürlich müssen wir an den 
Forderungen der Gewerkschaften an¬ 
setzen: Eingrenzung der Leiharbeit 
ist eine unmittelbare Kampfaufgabe 
- das ist klar. Das geht aber - wenn 



überhaupt - nur eine Zeit lang gut. Es 
braucht einen starken Riegel, nämlich 
ein Verbot der Leiharbeit. Aus diesen 
Überlegungen heraus haben wir als 
SDAJ einen bundesweiten Aufruf un¬ 
ter dem Motto „Ausbildung und Über¬ 
nahme statt Leiharbeit“ veröffentlicht. 
Diesen nutzen wir, um mit Gewerk¬ 
schafttsjugendlichen in die Diskussion 
zu kommen und gemeinsam Veranstal¬ 
tungen und Aktionen zum 1. Mai zu or¬ 
ganisieren. 

Aram A., SDAJ Niedersachsen 


Jugendpolitischer Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013 von 11.00 bis 17.00 Uhr im Freizeitheim Linden Windheimstraße 4, 

30451 Hannover 


Vertreterinnen von Jugendorganisationen 
und Interessenvertreterinnen aus Gewerk¬ 
schaften, Betrieb, Berufsschule, Universität 
und Freizeiteinrichtungen werden sich auf 
dem Jugendratschlag der DKP in Hannover 
gemeinsam beraten und sich austauschen. 
Kolleginnen aus der Gewerkschaftsjugend 
von ver.di, der IG Metall, der IG BAU, der 
GEW, aus der Jugendvertretung von VW 
Braunschweig, der SDAJ, dem SDS, dem 
Kurdischen Studentenverband, dem Bund 
der Alevitischen Jugend, der DIDF und aus 
einem Jugendparlament berichten von ihren 
Erfahrungen. 


Die DKP möchte durch diese Veranstaltung 
dazu beitragen, die Probleme der Jugend im 
Arbeitsleben, in der Universität und in der 
Freizeit darzustellen. Wir wollen nicht nur 
darüber reden, dass wir die Fragen, aber 
auch die Forderungen und Initiativen der 
Jugendlichen in unserer Gesellschaft ken¬ 
nenlernen müssen, sondern sie uns anhören, 
gemeinsam mit Jugendlichen darüber disku¬ 
tieren und Möglichkeiten eines gemeinsa¬ 
men Kampfes beraten. Der Jugendpolitische 
Ratschlag wird dazu eine gute Gelegenheit 
bieten! 


Vorläufiger Ablauf 

ab 10.00 Einlass/Anmeldung 

11.00 Eröffnung und Einleitung: Bettina Jür- 

gensen, Vorsitzende der DKP 

11.20 Statements der Gäste in thematischen 

Blöcken 

13.45 Pause 

14.30 Arbeitsgruppen zu den in den State¬ 
ments angesprochenen Fragestellungen 

16.30 Abschlussplenum 
17.00 Ende 

Für die Deckung der Kosten bitten wir um 
Spenden. 

Für einen kleinen Mittagsimbiss gegen Kos¬ 
tenbeitrag wird gesorgt. 
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Zum Kampf sind wir geboren 

Protestmanifestation im Geist von Rosa, Karl und Lenin ungebrochen 



D ie Spaltung der größten linken 
Protestmanifestation in der Bun¬ 
desrepublik, der Luxemburg- 
Liebknecht-Lenin-Demo in Berlin, 
ist ziemlich kläglich gescheitert. Am 
13. Januar, 94 Jahre nach der Ermor¬ 
dung von Rosa und Karl, zogen bis zu 
10 000 kommunistisch und antimili- 
taristisch gesinnte Teilnehmer auf der 
traditionellen Route vom Frankfurter 
Tor zum Friedhof der Sozialisten nach 
Friedrichsfelde. DKP und SDAJ waren 
wiederum in größeren Fahnenblöcken 
deutlich sichtbar. Hinter dem Leit¬ 
transparent „Luxemburg, Liebknecht, 
Lenin - Niemand ist vergessen. Auf¬ 
stehen und widersetzen“ gingen mit 
den Organisatoren auch Vertreter des 
DKP-Parteivorstands und der Kommu¬ 
nistischen Plattform der Partei „Die 
Linke“ 

Im Zug wurde mit übergroßen Bildnis¬ 
sen der kurdischen Aktivistinnen Sa- 
kine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla 
Söylemez gedacht, die Anfang Januar 
in Paris ermordet wurden. Sakine Can¬ 
siz war das letzte noch lebende Grün¬ 
dungsmitglied der verbotenen kommu¬ 
nistischen Arbeiterpartei PKK, für die 
eine solidarische Unterschriftenaktion 
lief. 

Auf zahlreichen Porträts des venezola¬ 
nischen Präsidenten wurde Hugo Chä- 
vez zitiert: „Rosa Luxemburg lebt in 
der lateinamerikanischen Revolution“. 
Die VVN-BdA mahnte: „Sozialabbau 
und Rentenklau helfen Nazi-Demago¬ 
gen“. 

Nur knapp 800 Teilnehmer zählte da¬ 
gegen zeitversetzt das alternativ-unpo¬ 
litische Bündnis der Jusos Berlin, der 
Naturfreundejugend Berlin, der DGB- 
Jugend Berlin/Brandenburg, der Fal¬ 
ken sowie von Teilen der Linksjugend 
‘solid] und der zionistischen Jugend¬ 
gruppe „HaSchomer Hatzair“ auf dem 
Weg vom Olof-Palme-Platz zu den Ge¬ 


denkorten für Rosa und Karl am Berli¬ 
ner Landwehrkanal. 

Bei diesem „emanzipatorischen Ge¬ 
denken“ waren alle möglichen alterna¬ 
tiven Losungen zugelassen - nur kein 
„reaktionäres und regressives Gedan¬ 
kengut“. Damit meinten die Veranstal¬ 
ter nicht so sehr Kriegshetze, faschis¬ 
tische Mordanschläge und Konterre¬ 
volutionen, sondern in erster Linie die 
Erinnerung an den Realsozialismus. 
Daher erklärten sie nicht nur Stalin- 
und Mao-Bilder für unerwünscht, son¬ 
dern auch sowjetische oder DDR-Fah- 
nen, ja sogar Symbole nationaler Be¬ 
freiungsbewegungen. Spassivisten aus 
den verschrieenen Reihen der „Tra¬ 
ditionalisten“ hielten ihnen dafür die 
Schilder „Noske-Jugend“ unter die 
Nase und - als Fake der „Falken Er¬ 
furt“ - das Luxemburg-Zitat von 1914: 
„Die Sozialdemokratie ist ein stinken¬ 
der Leichnam“. 


Der Parteivorstand der „Linken“, der 
nun drei „Formen des Gedenkens“ 
toleriert, hatte am frühen Morgen in 
Friedrichsfelde zusammen mit Alexis 
Tsipras, dem Vorsitzenden der griechi¬ 
schen Linkspartei Syriza, den Auftakt 
zum „stillen Gedenken“ gegeben. 

Bis zum Mittag deülierten Zehntausen¬ 
de vorwiegend ältere Menschen an den 
Gräbern rund um den Gedenkstein der 
Sozialisten. 

Am Gedenkstein für die Opfer des 
Stalinismus, den ein Kranz der „Bun¬ 
desstiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur“ zierte, erfüllte Vera Lengs¬ 
feld mit einer handfest angreifenden 
und skandierenden Garde gegen An- 
tifas und der dazwischengehenden Po¬ 
lizei einen antikommunistischen Auf¬ 
trag: „Mörder, Mörder“-Rufe richteten 
sich zuvörderst auch gegen Lenin. 

H.F. 


Bilder links (von oben nach unten): 

Schnappschuss von der Rosa-Luxem- 
burg-Konferenz der „jungen Welt“. 

Maite Mola, Sekretärin für Interna¬ 
tionale Beziehungen der Kommunisti¬ 
schen Partei Spaniens,Vize-Vorsitzende 
der Europäischen Linken, spricht auf der 
LLL-Veranstaltung der DKP. 

Dirk Wilke und Peter Schenzer bei ihrem 
Auftritt bei der DKP-Veranstaltung. 

Ein starker DKP-Block auf der Demo. 

Vor der Kranzniederlegung: Der Bot¬ 
schafter der Bolivarianischen Repu¬ 
blik Venezuela, Rodrigo Oswaldo Cha- 
ves Samudio, Bettina Jürgensen, Vosit- 
zender der DKP, Gerd Deumlich, leiten¬ 
der Redakteur der „Marxistischen Blät¬ 
ter”, und Leo Mayer, stellvertretender 
Vorsitzender der DKP (von links nach 
rechts). 

Foto (Mitte): Auf dem Friedhofsvorplatz. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


DKP-Bildungsthema: 


Lenins Imperialismustheorie und neuere Entwicklungen des Kapitalismus 


Teil i: Von der Entstehung des Kapitalismus bis zu seinem monopolistischen Stadium 


Vorbemerkung: Kommunistinnen und Kommunisten standen in jeder historischen Situation vor der 
Aufgabe neue Entwicklungen zu analysieren, um darauf aufbauend eine tragfähige politische Strategie 
zu erarbeiten. So auch heute, in einer Zeit, in der - in einer Krise, die tiefer geht als die große Krise von 
1929 und der Folgejahre - sich tiefe Umbrüche in den Formen der Produktion, der Machtausübung des 
Kapitals, im Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit, im internationalen Kräfteverhältnis dieArbeits- und 
Febensverhältnisse der Menschen ab zeichnen. (Vgl. „Politische Resolution“ des 19. Parteitages der DKP) 
Um die Entstehung des monopolistischen Kapitalismus (Imperialismus) und heutige Entwicklungen im 
Monopolkapitalismus zu verstehen ist es nötig, zunächst in die Geschichte zurückzugehen, sich einiger 
Begriffe und Zusammenhänge zu vergewissern. Die Geschichte des Kapitalismus verweist auch darauf, 
dass diese Gesellschaft im steten Wandel war und ist. Trotzdem lassen sich wesentliche Entwicklungsetap¬ 
pen und Gemeinsamkeiten aufzeigen. 

Dieses Bildungsthema umfasst zwei große Teile. 

Im ersten Teil des Bildungsthemas beschäftigen wir uns mit der Entwicklung des Kapitalismus bis zur 
Herausbildung des monopolistischen Kapitalismus. 

In einem späteren, zweiten Teil geht es um Lenins Imperialismustheorie und um jene neuen Entwicklungen, 
die die vergangenen Jahrzehnte und die Gegenwart prägen und (beispielsweise die enorme Ausweitung 
des Finanzsektors und die große Rolle, die heute die Spekulation spielt, die zwar immer ein Bestandteil 
der kapitalistischen Wirtschaft war, heute aber zu einem bestimmenden Element geworden ist und alle 
Bereiche von Wirtschaft und Politik durchdringt) die auch bei der Analyse der gegenwärtigen Krise zu 
berücksichtigen sind. 



Die Kaufleute der Hansestadt Lübeck wurden - wie in anderen Hansestädten - früh reich durch den 
Fernhandel.: 


D er Kapitalismus ist eine Gesellschaft, die 
mittlerweile eine mehrere Jahrhunder¬ 
te währende Geschichte durchlaufen hat. 
Über erste Anfänge im Rahmen der Feudalgesell¬ 
schaften in Europa über frühbürgerliche Revolu¬ 
tionen, den Sturz der Feudalherrschaft, die Her¬ 
ausbildung neuer Macht-, Eigentums- und Klas¬ 
senverhältnisse war diese Entwicklung immer mit 
stetigen ökonomischen, politischen und sozialen 
Veränderungen verbunden. 

Für Karl Marx war - im Unterschied zu anderen 
politischen Ökonomen seiner Zeit - der Kapita¬ 


Der Begriff Kapitalimus (Capitalism) 

geht auf David Ricardo zurück. Ricardo (gebo- 
ren 1771 in London, gestorben im September 
1823 in Gatcombe Park) gehörte zu jenen eng¬ 
lischen Nationalökonomen,deren Erkenntnis¬ 
se von Marx und Engels aufgegriffen wurden 
und die bei der Ausarbeitung der Marxschen 
Theorie wesentliche Anregungen gaben. 

Der Begriff Kapitalismus setzte sich im Mar¬ 
xismus und der revolutionären Arbeiterbe¬ 
wegung erst zum Ende des 19. Jahrhunderts 
(gewissermaßen als Gegenbegriff zum Sozi¬ 
alismus) durch und wurde insbesondere von 
Werner Sombart in die wissenschaftliche Dis¬ 
kussion eingeführt. 

Marx verwendete den Begriff Kapitalismus 
zur Kennzeichnung der existierenden Gesell¬ 
schaft sehr selten. Auch bei Engels ist er erst 
in seinen späten Arbeiten anzutreffen. Beide 
gebrauchen vorwiegend die Begriffe bürger¬ 
liche bzw. kapitalistische Gesellschaft - oft¬ 
mals mit dem Zusatz modern, womit der 
entwickelte Industriekapitalismus ihrer Zeit 
gemeint war. 


lismus ein historisches, demzufolge dynamisches 
und mehrere Stadien durchlaufendes ökonomi¬ 
sches und politisches System. Marx betonte, die 
objektive Entwicklungsdialektik beachtend: Die 
Gesellschaft ist kein fester Kristall, „sondern ein 
wandlungsfähiger und beständig im Prozess der 
Umwandlung befindlicher Organismus“ ( MEW, 
Bd. 23, Berlin 1968, S. 16) 

★ 

Bei allen historischen Veränderungen bis hin in 
die Gegenwart, bei allen politischen und sozialen 
Zugeständnissen an die Arbeiterklasse, die diese 
meist in harten und langwierigen Kämpfen dem 
Kapital abringen musste, blieb der Kapitalismus 


Gesellschaftsformation, 

ökonomische: 

Widerspiegelung des gesellschaftlichen Le¬ 
bens der Menschen in verallgemeinerter 
Form als System gesellschaftlicher Verhält¬ 
nisse mit einer bestimmten Struktur als ei¬ 
nem gesellschaftlichen Organismus, der alle 
wesentlichen Seiten des gesellschaftlichen 
Lebens (Produktivkräfte. Produktionsverhält¬ 
nisse als ökonomische Basis, die sozialen Be¬ 
ziehungen und den Überbau) in ihrer gesetz¬ 
mäßigen Ordnung und Wechselwirkung ent¬ 
hält und dieses dadurch als einen historisch 
bestimmten Typ der Gesellschaft fasst. 

Der Begriff der ökonomischen Gesellschafts¬ 
formation erfasst nicht die historischen Be¬ 
sonderheiten einer bestimmten Gesellschaft 
eines Landes, er enthält das Allgemeine, das 
der historisch bestimmten Gesellschaft in al¬ 
len ihren Besonderheiten gemeinsam ist. 


eine ökonomische Gesellschaftsformation, die auf 
dem privatkapitalistischen Eigentum an den Pro¬ 
duktionsmitteln, auf der privaten Aneignung der 
Ergebnisse der Produktion und der Ausbeutung 
der Lohnarbeit beruht. 

Im Programm der DKP heißt es in diesem Zu¬ 
sammenhang: „... die ökonomische Grundlage 
des Kapitalismus ist das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln. Die Klasse, die diese Mittel 
besitzt bzw. über sie verfügt, die Bourgeoisie, das 
heißt die Kapitalistenklasse, eignet sich die Er¬ 
gebnisse der Produktion an. Die Arbeiterklasse 
muss ihre Existenzmittel erwerben, indem sie ih¬ 
ren einzigen im Produktionsprozess verwertbaren 
Besitz, ihre Arbeitskraft, an die Eigentümer der 
Produktionsmittel verkauft. 

Die Lage der Arbeiterklasse lässt sich im Kapi¬ 
talismus nur durch den Kampf um bessere Be¬ 
dingungen beim Verkauf der Ware Arbeitskraft 
und um einen höheren Anteil an den durch ihre 
Arbeit geschaffenen Werten verbessern. Die Ka¬ 
pitalisten dagegen haben ein Interesse daran, den 
Arbeitslohn niedrig zu halten, um sich möglichst 
viel Mehrwert bzw. Profit aneignen zu können...“ 
Die Interessen der Arbeiterklasse und der Kapita¬ 
listenklasse sind gegensätzlich. Der Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit ist der unversöhnli¬ 
che Klassenwiderspruch der kapitalistischen Ge¬ 
sellschaft. 

„Die im Kapitalismus erzeugten Produkte sind 
das Ergebnis des Zusammenwirkens der Lohn¬ 
arbeiter im jeweiligen Betrieb und der Arbeits¬ 
teilung zwischen den Betrieben und Produktions¬ 
zweigen. Die kapitalistische Produktion ist ein ge¬ 
sellschaftlicher Prozess. 

Im Widerspruch dazu steht die private Aneignung 
der Resultate durch die Eigentümer der Produk¬ 
tionsmittel. Der Widerspruch zwischen dem ge¬ 
sellschaftlichen Charakter der Produktion und 
der privaten Aneignung der Produktionsergeb¬ 
nisse ist der Grundwiderspruch des Kapitalismus. 
Er vertieft sich mit der zunehmenden Ausdeh¬ 
nung und Vergesellschaftung der Produktion ei¬ 
nerseits und der Akkumulation des Kapitals, das 
heißt der Verwandlung von Profit in zusätzliches 
Kapital, andererseits. Dazu getrieben werden die 
Kapitalisten durch die Jagd nach immer größeren 
Profiten und durch die erbitterte Konkurrenz un¬ 
tereinander. 

Der Akkumulationsprozess des Kapitals, Wachs¬ 
tum und technischer Fortschritt können sich nur 
über wiederkehrende ökonomische und politi¬ 
sche Krisen realisieren. Damit verbunden sind 
wachsende Ungleichheit bei der Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums und - tendenziell - 
die Zunahme von Armut und Verelendung. 
Diese Verhältnisse bewirken, dass 

• die notwendige Produktion der gesellschaftli¬ 
chen Existenzbedingungen nur durch das Zusam¬ 
menwirken der beiden Grundklassen Bourgeoisie 
und Proletariat unter dem Kommando des Kapi¬ 
tals möglich ist; 

die Beziehung dieser beiden Grundklassen zu¬ 
gleich feindlich ist, weil jede dieser Klassen ihren 
Anteil am gesellschaftlichen Reichtum nur auf 
Kosten der anderen gewinnen kann; 

• ein ständiger Konkurrenzkampf zwischen den 
Eigentümern der Produktionsmittel um die größ¬ 
ten Anteile am Profit stattfindet; 

• der Zwang zur Vergrößerung des Kapitals und 
zur Produktion von Mehrwert auf erweiterter Stu¬ 
fenleiter zur ständigen Umwandlung von Profit 
in zusätzliches Kapital und zur Zentralisation des 
Kapitals führt; 

• die Arbeits- und Konsumweisen, die Technolo¬ 
gie, die sozialen Strukturen unaufhörlich umge¬ 
wälzt werden. ,Die Bourgeoisie kann nicht exis¬ 
tieren, ohne die Produktionsinstrumente, also die 
Produktionsverhältnisse, also sämtliche gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse fortwährend zu revolu¬ 


tionieren. 4 (K. Marx/F. Engels: Manifest der Kom¬ 
munistischen Partei )“ 

Der Kapitalismus entwickelt sich 
im Schoß des Feudalismus 

Das erste Stadium der Entwicklung des Kapita¬ 
lismus wurde zunächst gekennzeichnet durch das 
in Italien aufkommende Bankwesen, das sich in 
ganz Europa und darüber hinaus verbreitete so¬ 
wie durch den Fernhandel im ausgehenden Mit¬ 
telalter. 

Dieser Fernhandel hatte eine entscheidende Aus¬ 
weitung der Produktion zur Voraussetzung. Noch 
war das Handelskapital jedoch völlig selbststän¬ 
dig. 

Mit dem Fernhandel wuchs die Bedeutung der eu¬ 
ropäischen Hafenstädte und der Schifffahrt. 

Auf der Grundlage eines beschleunigten ökono¬ 
mischen Wachstums, einer forcierten Entwick¬ 
lung der Produktivkräfte - vor allem vom 13. bis 
16. Jahrhundert - entwickelten sich einige der 
ehemals rückständigen Gebiete West- und Zen¬ 
traleuropas, die Randgebiete des ehemaligen Rö¬ 
mischen Weltreiches, zum Zentrum des ökonomi¬ 
schen und politischen Fortschritts. Diese Entwick¬ 
lung vollzog sich u.a. in England. 

Wesentlich rascher als die agrarische stieg - wenn 
auch mit unterschiedlicher Intensität - die nicht¬ 
agrarische Produktion, vor allem die des städti¬ 
schen Sektors durch die Ausweitung des Hand¬ 
werks. 

Die Verbesserung der Metallurgie und anderer 
Gewerbe machte Produktionsstandorte an Flüs¬ 
sen erforderlich, wo mit Hilfe von Mühlen die 
kinetische Energie des Wassers in mechanische 
Energie umgewandelt werden konnte. 

Im Zentrum der Fortschritte standen außer der 
weiteren Spezialisierung der handwerklichen Ar¬ 
beitsmittel die Verbesserungen im Textilgewerbe. 
Dabei spielte die rasche Verbreitung des Spinnra¬ 
des sowie des Webstuhls eine genauso große Rolle 
wie die Verwendung neuer Fasern, insbesondere 
der ägyptischen Baumwolle. 

Eine qualitativ neue Stufe der Produktivkraft¬ 
entwicklung wurde durch die zunehmende Ver¬ 
breitung mechanischer Werkzeuge und Geräte 
erreicht. 

Wichtige Impulse gingen von Veränderungen im 
Transportwesen und der Waffentechnik aus. Erst 
das Segelschiff, die Anwendung des Schießpulvers 
und die Entwicklung der Kanonen waren für die 
allmählich entstehenden europäischen National¬ 
staaten die Voraussetzungen für die erste Phase 


Doppelt freie Lohnarbeit: 

Doppelt frei in dem Sinne, dass der Lohnarbei¬ 
ter im Unterschied zum Sklaven der antiken 
Gesellschaft oder der Leibeigenen im Feuda¬ 
lismus frei ist seine Arbeitskraft zu verkau¬ 
fen, an wen er will, aber auch „frei“ ist von 
Eigentum an Produktionsmitteln, so dass er 
dann doch wieder gezwungen ist-abereben 
anders als Sklave und Leibeigener-, seine Ar¬ 
beitskraft zu verkaufen. 


des Kolonialismus im Zusammenhang mit. den 
geografischen Entdeckungen und Eroberungen. 
Die Entwicklung der kapitalistischen Produktion 
war in jener Zeit vor allem gekennzeichnet 
(1) durch die Ausweitung des Handwerkssek¬ 
tors, zunehmend durch den Zusammenschluss 
von Handwerkern, die formal selbstständig blie¬ 
ben und die ein „Verleger“, der zumeist Rohstoffe 
für die Produktion bereitstellte, zusammenfasste. 
Die Verleger eigneten sich das Mehrprodukt der 


Handwerker und nicht selten auch das der ganzen 
Familie mit ausbeuterischen Methoden an. 

Der „Verlag“ - eine neue Form der Organisation 
der Produktion und neue Eigentumsform - entwi¬ 
ckelte sich als Übergangsform zwischen einfacher 
und kapitalistischer Warenproduktion. 

Diese Entwicklung ging etwa seit dem 14. Jahr¬ 
hundert vor sich. 

Der Kapitalismus entstand - wie Marx im Kapi¬ 
tal, Bd. 1 herausarbeitete - aber auch noch über 
einen anderen Weg. 

(2) durch die Entstehung zentralisierter Manufak¬ 
turen, die Marx als arbeitsteilige Kooperation be- 
zeichnete. Diese entstanden - ebenfalls seit dem 
14. Jahrhundert in Norditalien und später auch in 
anderen europäischen Ländern. Sie vereinten die 
Vorzüge der einfachen kapitalistischen Produk¬ 
tion mit der Spezialisierung der Arbeitskräfte - 
nunmehr der doppelt freien Lohnarbeit. 

Durch die Auflösung des auf eigener Arbeit beru¬ 
henden Privateigentums (Bauern, Handwerker), 
wodurch die Produzentinnen und Produzenten zu 
Lohnarbeiterinnen bzw. Lohnarbeitern wurden 
(Trennung der Produzenten von ihren Produkti¬ 
onsmitteln). Es vollzog sich in einem historischen 
Prozess die ursprüngliche Akkumulation des Ka¬ 
pitals. 

Durch die gewaltsame Enteignung der unmittel¬ 
baren Produzenten, der Bauern (zum Beispiel 
durch das „Bauernlegen“ vom 15. bis 18. Jahr¬ 
hundert in England) und Handwerker und ihre 
Verwandlung in doppelt freie Lohnarbeiter wur¬ 
den die Existenzbedingungen des Kapitalismus 
geschaffen. 

Dies geschah im Feudalismus durch die Akku¬ 
mulation (Anhäufung) großer Geldmittel, die zur 
Schaffung von kapitalistischen Unternehmen not¬ 
wendig waren, in den Händen einzelner Personen. 
Eine ebenso wichtige Rolle spielte das Anhäufen 
von großen Geldkapitalen in den Händen der 
Kaufleute, die ihre Profite aus dem Fern- oder 
Zwischenhandel zogen. Dabei ging es nicht nur 
um Warenhandel, sondern in beträchtlichem Um¬ 
fang auch um Menschenhandel (Sklavenhandel). 
Die großen geografischen Entdeckungen am 
Ende des 15. und im 16. Jahrhundert, die damit 
verbundene Kolonialisierung weiter Gebiete und 
die Ausdehnung des Handels waren wesentlich 
im Prozess der ursprünglichen Akkumulation des 
Kapitals. 

Der in dieser Zeit entstandene Welthandel wurde 
zunächst noch vom vorkapitalistischen Handels¬ 
kapital mit seinen großen Gesellschaften (Ostin¬ 
dische Kompanie u.a.) beherrscht. Auf dem Welt¬ 
markt dominierte das Prinzip des nichtäquivalen¬ 
ten (nicht gleichwertigen) Austauschs. Der Profit 
erschien nicht nur als Ergebnis von Übervortei¬ 
lung und Prellerei, sondern entsprang größtenteils 
tatsächlich aus ihnen. Ungeachtet dessen schuf die 
Entwicklung des Welthandels und Weltmarktes 
grundlegende Voraussetzungen für die Entste¬ 
hung des Kapitalismus. 

Doch die kapitalistische Produktionsweise (mit 
ihrem charakteristischen Merkmal, der Herrschaft 
des industriellen Kapitals) setzte sich vor allem 
nur dort konsequent durch, wo sich bereits im Mit¬ 
telalter die Bedingungen dafür in der Produktion 
selbst entwickelt hatten, so zum Beispiel im Ma¬ 
nufakturwesen. 

Die Rolle des Welthandels und des Weltmarktes 
für die Entstehung der kapitalistischen Produk¬ 
tionsweise darf deshalb nicht verabsolutiert wer¬ 
den. Beide stellen immer nur eine Seite im dia¬ 
lektischen Verhältnis von inneren und äußeren 
Umständen dar, die zur Herausbildung des Ka¬ 
pitalismus führen, (siehe dazu auch: Karl Marx, 
Kapital, Bd. 3, S. 345 einschließlich Fußnote) 
(Fortsetzung in der nächsten Ausgabe der UZ) 
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Ein Kuckucksei in der Moderne 

Guido Zingerl wird 8o 



G eboren 1933 in Regensburg ... 
schaffte aus eigener Kraft den 
Abstieg nach unten: Studium an 
der TH in München, Diplomingenieur 
für Maschinenbau, Feuerwehrtechni¬ 
ker, Holzfachmann, Hilfsarbeiter, Ma¬ 
ler und Graphiker in München“ - so 
hat der Jubilar einmal seine Biografie 
kurz Umrissen. Doch Richard Hiepe 
meinte: „Wohl selten ist eine ordent¬ 
liche Karriere so erfolgversprechend 
abgebrochen worden.“ 

Darüber darf sich Guido Zingerl 
nach Jahrzehnten unermüdlicher 
künstlerischer Arbeit heute ge¬ 
trost Rechenschaft ablegen. Ein riesi¬ 
ges Werk ist entstanden, Tausende von 
Zeichnungen, Karikaturen, Hunderte 
von Bildern, und, obwohl sich Zingerl 
von Anfang an nicht an die Regel hielt, 
dass sich die Kunst gefälligst herauszu¬ 
halten habe aus der Politik, schaffte er 
es in mehr als fünfzig Ausstellungen im 
In- und Ausland, erhielt er Kunstpreise 
und öffentliche Gestaltungsaufträge, 
wurden Bücher über ihn geschrieben. 
„Seine ganze Kunst“, so Richard Hie¬ 
pe, „ein Kuckucksei in der zeitgenös¬ 
sischen Moderne“ - doch an diesem 


unangepassten, kritischen Original 
kommt man nicht vorbei. Dafür hat er 
sich zu sehr eingemischt in die Wirk¬ 
lichkeit dieser Welt, die er, stets gefähr¬ 
det durch die „Ordnung“ des Kapitals 
und die blutigen Unternehmungen des 
Imperialismus, mit sehr skeptischen 
Augen sah. 

Das hat ihn nicht zur Passivität verlei¬ 
tet. 1961, zur Zeit, als er seine erste Aus¬ 
stellung hatte, stieß er in München zur 
Gruppe Tendenz, die über Jahrzehnte 
die progressive Kunstzeitschrift „ten- 
denzen“ herausgab wo Zingerl mit Kol¬ 


legen wie Carlo Schelle¬ 
mann, Werner Marschall, 
Jörg Scherkamp und Ri¬ 
chard Hiepe zusammenar¬ 
beitete. Zingerl ist da aktiv 
in der gewerkschaftlichen 
Arbeit, im Berufsverband 
Bildender Künstler. Er organi¬ 
sierte eine Wanderausstellung 
„Künstler gegen den US-Krieg 
in Vietnam“ - und war, wie es 
Wolf Peter Schnetz wahrnahm, 
„von da an als unliebsamer Zeit¬ 
genosse, als Räsonierer gegen die 
herrschende Politik und Parteiuni¬ 
on gestempelt“. Das bekam auch seine 
Frau Ingrid zu spüren, die im Wissen¬ 
schaftsbereich tätig war, als sie einem 
Berufsverbot trotzen musste. 

Gibt es neben den schönen Land¬ 
schafts- und Städtebildern wichtige 
historische und gesellschaftliche The¬ 
men, die Zingerl nicht berührte? Er hat 
auf seine Art die Geschichte der Un¬ 
terdrückung durch weltliche und kle¬ 
rikale Macht mitgeschrieben, des an¬ 
tifaschistischen Widerstandes und der 
Opfer durch faschistischen Terror, die 
atomare Bedrohnug der Menschheit. 


Konkret anschaulich in Zyklen wie den 
„Aufzeichnungen eines Donauschü¬ 
lers“ über die Geschichte seiner Hei¬ 
matstadt Regensburg. 

Zingel macht es uns nicht einfach, gibt 
uns einen schwierigen Widerspruch auf, 
oder ist es nur ein scheinbarer? Er ge¬ 
steht seinem Freund Werner Dreher zu, 
dass ihm mit seinen Bildinterpretationen 
„eine erstaunliche Übereinstimmung 
mit meinen eigenen Vorstellungen ge¬ 
lungen ist“. Und Dreher entdeckt 2002 
in seinem Text zu dem Zyklus „Asche 
und Feuer oder das Ende der Trauer“ 
bei Zingerl eine zutiefst pessimistische 
Weitsicht: „Zingerls Botschaft ist apo¬ 
kalyptisch: Zur Umkehr ist es zu spät“. 
Erklärt dies, dass Zingerl 1990 den Sinn 
seiner Mitgliedschaft in der DKP ver¬ 
loren gegangen sah? Das gehört zu den 
bitteren Verlusten, die uns der Sieg der 
Konterrevolution eingebracht hatte. 
Da atmet man auf bei jeder bissigen 
Karikatur auf die neuen kapitalisti¬ 
schen Zeitläufte, die Zingerl veröffent¬ 
licht. Respekt und Rote Grüße nach 
Fürstenfeldbruck! 

Gerd Deumlich 


Phänomenologie des Bösen 

„Hannah Arendt“ und die unerwünschte Banalität der willigen Mörder 


Zugegeben, es ist ein kompliziertes 
Unterfangen Theorieprobleme in ei¬ 
nem Spielfilm unterzubringen. Das US- 
Kino löst dieses Problem klassischer¬ 
weise im Gerichtsfilm. Natürlich geht 
es auch hier um Leben und Tod. Aber 
eben auch um die Prinzipien nach de¬ 
nen entschieden wird. 

„Hannah Arendt“ von Margarethe von 
Trotta ist in gewisser Weise ebenfalls 
ein Gerichtsfilm. Zentrales Thema ist 
der Eichmann-Prozess 1961 in Jerusa¬ 
lem. Stanley Kramer hatte in „Das Ur¬ 
teil von Nürnberg“ mit Spencer Tracy 
als Richter Dan Haywood etwas ähn¬ 
liches versucht. Oder Istvän Szabö in 
„Taking Sides - Der Fall Furtwängler“ 
mit Harvey Keitel als Major Steve Ar¬ 
nold. Es geht um das Problem einer in¬ 
dividuell justiziablen Schuld von Mit¬ 
gliedern eines auf Mord und Erobe¬ 
rung ausgerichteten Regimes. 
Während Haywood und Arnold selbst 
Akteure sind, ist Hannah Arendt (Bar¬ 
bara Sukowa) nur Beobachterin des 
Prozesses. Sie hatte eine Reportage für 
den „New Yorker“ übernommen. Zur 
Debatte stehen hier, zumal der Ausgang 
bekannt ist, keine Entscheidungen, son¬ 
dern Bewertungen. Von Trotta gestaltet 
dies in aufgeregt-kurzatmigen Debatten 
im New-Yorker Arendt-Kreis, in denen 
ihre Protagonistin regelmäßig durch ei¬ 
nen unangenehm rechthaberischen Ton¬ 
fall brilliert. Mary McCarthy (Janet Mc- 
Teer) gestaltet dabei die Figur der „bes¬ 
ten Freundin“. Ihr Ehemann Heinrich 
Blücher (Axel Milberg) so etwas wie 
den väterlich freundlichen Knuddelbär. 
Und Hans Jonas (Ullrich Noethen) ver¬ 
körpert das zionistische „jüdische Esta¬ 
blishment“ (Hannah Arendt). 

Dadurch bewegt sich der Film in der 
Regel zwischen Sitzgruppen, Schreibti¬ 
schen, Hörsälen und dem Jerusalemer 
Presseraum hin und her. Gelegentlich 
dokumentieren Rückblenden Arendts 
seltsame schwärmerische Beziehung zu 
Martin Heidegger (Klaus Pohl). Da es 
hier keine reale Entscheidungssituati¬ 
on gibt, plätschert der Film etwas un¬ 
motiviert dahin. Von Trotta versucht 
dem zu entgehen, indem sie, das Are- 
ndtsche CEuvre stark eingrenzend, ihr 
Diktum von der „Banalität des Bö¬ 
sen“ bezogen auf Adolf Eichmann zu 
einer Art Grundkonflikt zu stilisieren 
versucht. Allerdings belässt sie es beim 
Theoretisieren. Der Film verzichtet 
großzügig darauf, die gesellschaftspoli¬ 
tischen Voraussetzungen und Implika¬ 
tionen der Auseinandersetzungen auch 
ansatzweise ins Bild zu setzen. 
Eichmann hatte sich im Jerusalemer 
Prozess in der typisch-jämmerlichen 
Haltung der faschistischen Mörder als 
kleiner bürokratischer Befehlsempfän¬ 
ger ohne eigene Antriebe präsentiert, 


als kleines Rädchen im großen Getrie¬ 
be, dazu noch unter Befehlsnotstand. 
Eichmann konnte darlegen, nie einem 
Juden etwas getan zu haben. Mögli¬ 
cherweise hatte er tatsächlich nieman¬ 
den persönlich in die Waggons geprü¬ 
gelt und er hatte wohl auch nicht das 
Zyklon B in den Schacht geworfen. 
Eigentlich stellte sich an diesem Punkt 
die Frage, inwieweit diese - politisch 
gewollte - eng gefasste individuell¬ 
strafrechtliche Aufarbeitung einem 
komplex staatlich organisierten Mas¬ 
senmord gerecht werden kann. Oder 
soll. Immerhin handelt es sich bei vie¬ 
len NS-Strukturen um extreme Aus¬ 
formungen dessen, was heute mit dem 
Begriff „Terroristische Vereinigung“ 
gefasst wird. Während aber ein verwirr¬ 


ter Flugblattschreiber für die RAF als 
Unterstützer einer terroristischen Ver¬ 
einigung, §129a, bis zu 10 Jahre Knast 
zu gewärtigen hatte (ein Strafmaß, für 
das NS-Täter in der Regel Tausende 
Menschen umgebracht haben muss¬ 
ten), sollte selbst den SS-, SD-, und 
Gestapo-Größen jeder Mord einzeln 
und als eigenhändig begangen nach¬ 
gewiesen werden. Mit den bekannten, 
wohl kaum unvermuteten Folgen. Auch 
in „Hannah Arendt“ stellt niemand die 
Frage „Warum?“ 

Stanley Kramer hatte die politische 
Dimension der Nürnberger Prozesse, 
die natürlich in allen derartigen Sie¬ 
gerprozessen bis heute vorhanden ist, 
zumindest angerissen. Der US-Ankla- 
gevertreter wird von seinen Militärs 
unter Druck gesetzt, milde Urteile zu 
fordern. Der längst einprogrammierte 
Kalte Krieg machte aus den faschis¬ 
tischen Mördern wertvolle Verbün¬ 
dete. Der deutsche Verteidiger Rolfe 
(Maximilian Schell) schließt mit Tra- 
cy/Haywood eine Wette ab, dass seine 
Angeklagten spätestens nach fünf Jah¬ 
ren wieder draußen sind. Ein Kalkül, 
dem auch die „Rattenlinie“ über wel¬ 
che die Eichmänner nach Südamerika 
entsorgt werden konnten, ihre Existenz 


verdankt. Bei Hannah Arendt, ebenso 
wie ihrer Filmemacherin, gleitet die 
Analyse bedauerlicherweise in eine 
zwar feinsinnige, aber sterile Metaphy¬ 
sik „des Bösen“ ab. 

Es zeigt sich die elaboriert ausgebrei¬ 
tete Unfähigkeit der an Heidegger 
(positiv wie negativ) orientierten Mo¬ 
ralphilosophin, die geostrategische 
Herrschafts-Rationalität des faschisti¬ 
schen Mord- und Eroberungskonzep¬ 
tes in seinen existenzphilosophischen 
Kategorien zu fassen. In der im Film 
breit dargestellten Vorlesung „Einige 
Fragen der Moral-Philosophie“ ent¬ 
wickelt sie Kants Begriff des „radikal 
Bösen“, das in der menschlichen Na¬ 
tur, nicht in seiner Vernunft wurzle, 
hin zu einem „absolut Bösen“, das „bei 


uns sprachloses Entsetzen verursacht, 
wenn wir nichts mehr sagen können 
als: Dies hätte nie geschehen dürfen.“ 
Diese zirkuläre Definition der analy¬ 
tischen Unfähigkeit, des „sprachlosen 
Entsetzens“, zum charakterisierenden 
Wesensmerkmal des Untersuchungs¬ 
gegenstandes selbst, findet seine Er¬ 
gänzung in der auf die Eichmänner 
gemünzten, mystifizierenden Formu¬ 
lierung, das „größte begangene Böse 
ist das Böse, das von Niemandem ge¬ 
tan wurde, das heißt, von menschlichen 
Wesen, die sich weigern, Personen zu 
sein“. 

Diese Unbegreiflichkeit des absolut 
Bösen findet seine argumentative Basis 
in der „vollendeten Sinnlosigkeit“ der 
Vernichtungslager, „wo jede Handlung 
und jede Regung prinzipiell sinnlos 
wird.“ Weder Betrachtungen über den 
ökonomischen Nutzen der Lager noch 
deren politische Rolle ergäben irgend¬ 
einen Sinn („Elemente und Ursprün¬ 
ge totaler Herrschaft“). Dieser wort¬ 
mächtig klingende moralische Rigo¬ 
rismus setzt voraus und demonstriert, 
wie schon im Totalitarismusbegriff der 
„Elemente und Ursprünge“, einen ent¬ 
schlossenen Agnostizismus, der sich al¬ 
len herrschaftspolitischen- wie kriegs¬ 


ökonomischen Fakten zu verschließen 
bereit ist. 

„Sprachloses Entsetzen“ über die „voll¬ 
endete Sinnlosigkeit“ des „absolut Bö¬ 
sen“, welches „von Niemandem getan“ 
wurde - hinter diesen ausgefeilten 
existenzphilosophischen Definitionen 
verschwindet die mit dem Aufstieg des 
deutschen Reiches wiederholt vorge¬ 
tragene, im II. Weltkrieg radikalisier- 
te und im Herrschaftssinn durchaus 
zweckgerichtete Expansionsstrategie 
der deutschen Eliten denn auch eher, 
als sie die von Arendt selbst geforderte 
Aufklärung anbieten. 

Die „Nebenabsichten“ die Arendt in 
„Eichmann in Jerusalem“ wohl nicht 
zu Unrecht der zionistischen Staats¬ 
führung unterstellt, erforderten nun 
einmal keinen Bürokraten, sondern ein 
Monster. Das konnte der Prozess aller¬ 
dings nur sehr begrenzt liefern. 

Arendt verhandelt dazu in ihrem Re¬ 
port die ihrer Meinung nach wesent¬ 
lichen Einwände: Retroaktivität, Ex¬ 
territorialität, Siegerjustiz und fehlen¬ 
de Zuständigkeit. Ihr „Fazit von der 
furchtbaren Banalität des Bösen, vor 
der das Wort versagt und an der das 
Denken scheitert“ war für das zionisti¬ 
sche „jüdische Establishment“ selbstre¬ 
dend nicht akzeptabel. 

Völlig zum Bruch kam es durch 
Arendts Kritik an der Kooperations¬ 
bereitschaft der 1939 von den Faschis¬ 
ten zur Effizienzsteigerung der „End¬ 
lösung“ installierten Judenräten. „Die¬ 
se Rolle der jüdischen Führer bei der 
Zerstörung ihres eigenen Volkes ist für 
Juden zweifellos das dunkelste Kapi¬ 
tel in der ganzen dunklen Geschichte.“ 
Auch hier verdrängt der moralische Ri¬ 
gorismus das Dilemma der furchtbaren 
Alternativen und der Unvermeidlich¬ 
keit von Deformationen bei Tätern und 
Opfern. Andererseits fordert die zionis¬ 
tische Staatsraison das reine Opfer. Der 
Bruch mit dem „jüdischen Establish¬ 
ment“ war wohl unvermeidlich. 

Von Trottas ziemlich betulicher Film 
klebt undistanziert am Leib ihrer Pro¬ 
tagonistin wie ihr 60er-Jahre-Kostüm. 
Diese Distanzlosigkeit erweckt den 
Eindruck von Meinungsidentität. Der 
Mangel an relativierender, wie erklä¬ 
render Wirklichkeit wird auch durch 
Wechsel der Orte nicht behoben. Zwar 
lässt von Trotta ihre Heldin am Ende 
als unabhängige Denkerin furios vor 
applaudierendem jungem Auditorium 
mit ihren zionistischen Widersachern 
abrechnen, aber worum es, außerhalb 
des Beharrens auf den eigenen Stand¬ 
punkt, der historischen Hannah Arendt 
dabei politisch ging, bleibt weitgehend 
im Dunklen. Von Trotta hat ihrer Rei¬ 
he „Starke Frauengestalten“ (Rosa Lu¬ 
xemburg, Die bleierne Zeit, Hildegard 
von Bingen etc.) eine weitere Figur hin¬ 
zugefügt. Unter dieser Prämisse ist die 
Perspektive vermutlich eine andere. 

Klaus Wagener 



Die Ruam werden 
zwanzig... 

Ein Stück Oberpfälzer 
Rock-Geschichte 

Nein, es geht zwar an wie ein Nieder¬ 
bayern-Krimi, ist aber ein Stück Ober¬ 
pfälzer Rockgeschichte: 

Am Faschingsdienstag im Jahre 1993 
trafen sich im Auerbräu zu Regens¬ 
burg zufällig der Claus Hofmann und 
der Reinhard Peter ...- Beide kannten 
sich noch gut aus der Gewerkschaftsju¬ 
gend. Noch beim Heimgehen haben die 
beiden dann beschlossen: Wir treffen 
uns wieder und machen eine Band ... 
Die Ruam bestehen jetzt 20 Jahre. Und 
das wird ordentlich gefeiert, und zwar 
am Rosenmontag, dem 11. Februar, in 
der Arberhütte, Regensburg, Arber¬ 
straße 15, Einlass 19.30 Uhr. 

Wir sprachen mit Claus Hofmann zum 
20. Geburtstag der Band: 

UZ: Wer ist von der Originalbesetzung 
übrig geblieben? 

Claus Hofmann: Die Originalbeset¬ 
zung der Ruam gibt es natürlich nicht 
mehr. Die Gründungsmitglieder sind 
Claus Hofmann und Reinhard Peter. Es 
gab dann immer wieder neue Musiker, 
die bei den Ruam mit aufmischten. Mit 
Herman und später dem Jürgen war 
die Band auch musikalisch endlich so 
stabil, dass wir uns auch an schwierige 
Stücke heranwagten. Ein schwieriges 
Stück Arbeit war dann noch den Uli 
einzubauen, da dieser ja aus der Jazz¬ 
szene kommt. Aber so wie wir jetzt auf¬ 
gestellt sind passt es musikalisch, aber 
auch inhaltlich. Jeder von den Band¬ 
mitgliedern arbeitet an den neuen Stü¬ 
cken mit. Aber es werden auch alte Stü¬ 
cke neu arrangiert.“ 

UZ: Seid Ihr in München im Februar 
bei den Aktionen gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz dabei? 

Claus Hofmann: Leider spielen wir auch 
dieses Jahr nicht in München bei der 
Sicherheitskonferenz. Dies liegt aber 
nicht an uns, sondern am Konzept der 
Veranstalter. Dieses Jahr gibt es auch 
keinen Kulturabend am Freitag, und 
bei der Hauptkundgebung gibt es dieses 
Jahr nur drei Redner und einen kurzen 
Auftritt eines Münchner Kabarettisten. 
Schade ist es schon, denn wir haben da 
immer solche Lieder vom Stapel gelas¬ 
sen, dass die Leute sich mit bewegen 
konnten. Dann wurde auch nicht mehr 
so gefroren. Aber den Aufruf haben wir 
selbstverständlich unterzeichnet. 

UZ: Was läuft an eurer Geburtstagsfete 
ab - außer natürlich dem Ruam-Kon- 
zert? 

Claus Hofmann: Also erst einmal wer¬ 
den wir natürlich ein wenig in Nostal¬ 
gie verfallen, und selber spielen. Wir 
haben natürlich auch ehemalige Mit¬ 
glieder der Ruam eingeladen. Da wird 
der eine oder andere schon zum Instru¬ 
ment greifen. Natürlich haben wir noch 
andere Gruppen und Künstler einge¬ 
laden. Aber durch die Weihnachtsferi¬ 
en bedingt gibt es noch keine genau¬ 
en Zusagen. Es gibt also noch kein ge¬ 
naues Programm, aber das wird schon 
eine gute Fete werden. Auf alle Fälle 
wird am Schluss noch getanzt. Wenn 
wir mehr wissen, wird‘s dann noch be¬ 
kannt gegeben. 

Mit Claus Hofmann sprach Werner Lutz 


Kulturforum der DKP 



Ab sofort kann eine CD mit allen vorlie¬ 
genden Dokumenten (Eingangsreferate, 
fast alle Workshop-Berichte) und Fotos 
des Kulturforums 2012 in Hannover be¬ 
stellt werden. 

Unkostenbeitrag: 3,50 Euro (inkl. Versand). 

Bestellungen an Werner Lutz, E-Mail: 

einheiztext@t-online.de, 

oder UZ-Redaktion/Kultur, Hoffnungstraße 

18,45172 Essen; E-Mail: manfred.idler@ 

unsere-zeit.de 
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Die klammen Kassen 

Krise schlägt auf die Gemeinden durch - 



A m Freitag, 4. Januar, veranstal¬ 
tete der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund (DStGB) eine 
Pressekonferenz in Berlin. Es spra¬ 
chen der Präsident dieses kommunalen 
Spitzenverbandes, Oberbürgermeister 
Christian Schramm aus Bautzen, und 
der Hauptgeschäftsführer des DStGB, 
Dr. Gerd Landsberg, über die aktuelle 
Lage der Kommunen in Deutschland. 
«Bilanz 2012» und «Ausblick 2013» der 
deutschen Städte und Gemeinden, so 
heißt der Bericht, den die beiden Her¬ 
ren vorstellten. Die öffentlichen Haus¬ 
halte seien mit über zwei Billionen 
Euro verschuldet. Täglich müssen bei 
einem historisch niedrigen Zinsniveau 
etwa 170 Mio. Euro allein an Zinsen 
aufgebracht werden. 

Die kommunalen sozialen Leistungen 
sind im Jahr 2012 auf 45 Mrd. Euro ge¬ 
stiegen. Und seit 2005 haben sich die 
Kassenkredite verdoppelt. Kassenkre¬ 
dit? Das ist für die Städte und Gemein¬ 
den, was für den Privatmann der Dispo¬ 
sitionskredit ist. Am 30. Juni 2012 war 
der Höchststand erreicht: 47,9 Mrd. 
Euro. Damit besteht schon ein Drit¬ 
tel der kommunalen Verschuldung 
aus Kassenkrediten. Schramm: „Der 
seit Jahren anhaltende rasante Anstieg 
der Kassenkredite ist ein deutliches 
Zeichen dafür, dass zwischen kom¬ 
munalen Einnahmen auf der einen 
und Aufgaben bzw. Ausgaben auf der 
anderen Seite vielerorts eine enorme 
Lücke klafft. Die Kassenkredite re¬ 
flektieren die aufgelaufenen Defizite.“ 
Fast die Hälfte der Kassenkredite, rund 
22 Mrd. Euro, wurde im Jahr 2011 allein 
von den Kommunen in NRW in An¬ 
spruch genommen, das sind 1 237 Euro 
pro Einwohner. Für Köln gilt die ver¬ 
gleichsweise geringe Zahl von 330 Mil¬ 
lionen Euro zum 31. Dezember 2012. 
Vier der fünf städtischen Rheinbrü¬ 
cken in Köln müssen generalsaniert 
werden. Der Aufwand ist hoch und die 
Kosten alles andere als überschaubar. 
Insgesamt 150 Mio. Euro werden ver¬ 
anschlagt, Oberbürgermeister Roters 
hat das in seiner Haushaltsrede am 
18. Dezember bestätigt. Für die Sanie¬ 
rung der Tunnel und Haltestellen seien 
60 Millionen Euro im Finanzplanungs¬ 
zeitraum bis 2017 in den Haushalt ein¬ 
gestellt. Für Straßen, Wege und Plät¬ 
ze sind darüber hinaus 190 Millionen 
Euro an Baumaßnahmen vorgesehen. 
Die DStGB-Funktionäre Schramm 
und Landsberg bedauern, dass dem 
von dem Urbanistik-Institut errech- 
neten jährlichen Investitionsbedarf 
von 47 Mrd. nur 20 Mrd. Euro tatsäch¬ 
liche jährliche Ausgaben gegenüber¬ 
stehen. Die KfW (Kreditanstalt für 
Wiederaufbau) beziffere den Investi¬ 
tionsrückstand auf 100 Mrd. Euro. Da¬ 
von fallen für die Straßen- und Ver¬ 
kehrsinfrastruktur 24,6 Mrd. Euro, auf 
Schulen und Kindergärten 26,9 Mrd. 
Euro, Öffentliche Verwaltungsgebäu¬ 
de 9,2 Mrd. Diese Liste ist offenkun¬ 
dig der Wunschzettel der Bauindustrie. 
Vor dem Hintergrund des Investitions¬ 
staus sieht der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund keinen Spielraum für 
Steuersenkungen. Die Herren legen 
Wert auf eine Reform der Grundsteu¬ 
er, warnen davor, sie abzuschaffen. Da¬ 
mit würden zehn Mrd. Euro ausfallen. 
Wegen der immensen und wachsen¬ 
den Belastung durch Sozialausgaben 
propagieren sie eine Agenda 2020. Sie 
rechnen im Gegenzug zu ihrer Zustim¬ 
mung zum Fiskalpakt mit dem Aus¬ 
gleich bei Eingliederungshilfen für 
Behinderte. Für diese Zwecke seien die 
Bruttoausgaben von 9,2 Mrd. Euro im 
Jahre 2000 auf 14,4 Mrd. Euro im Jahre 
2011 gestiegen. 

Die ebenfalls im Zuge der Vereinba¬ 
rungen zum Fiskalpakt versprochene 
Übernahme der Kosten für die Grund¬ 
sicherung ab 2014 wird von ihnen be¬ 
grüßt. Es gelte auch, die Eingliede¬ 
rungshilfe aus dem SGB XII heraus¬ 
zulösen. Überdies wird von ihnen eine 
Reform der Pflegeversicherung gefor¬ 
dert, deren Kosten kontinuierlich ge¬ 
stiegen seien (von 2,9 Mrd. im Jahre 
2002 auf 3,6 Mrd. in 2011). 


Der DStGB fordert für die Langzeitar¬ 
beitslosen die Bereitstellung von Ein¬ 
gliederungsmitteln. Die sind drastisch 
gesenkt worden (2010 waren es noch 
6,6 Mrd., 2012 4,4 Mrd., 2013 sollen 
sie sich auf 3,9 Mrd. beschränken). Die 
Einschränkungen müssten rückgängig 
gemacht werden. 

Druck auf Hartz-IV-Bezieher 

Aber der DStGB fordert auch „eine 
offene Diskussion über einen sozia¬ 
len Arbeitsmarkt für die Leistungs¬ 
bezieher, die auch dauerhaft nicht in 
den ersten Arbeitsmarkt vermittelbar 
sind.“ Auf deutsch: Ausbau von öffent¬ 
lich subventionierten Arbeitsplätzen. 
Der Städte- und Gemeindebund for¬ 
dert zudem unter dem Stichwort „Ent¬ 
schlackung des Hartz-IV-Systems“ die 
Ausweitung der Schikanen für die Be¬ 
troffenen. Der Regelsatz dürfe nicht er¬ 
höht werden. „Nach Angaben der Bun¬ 
desagentur für Arbeit hätte eine Erhö¬ 
hung des Regelsatzes um 50 Euro eine 
Ausweitung des anspruchsberechtigten 
Personenkreises um 460 000 Haushal¬ 
te oder eine Mio. Leistungsempfän¬ 
ger zur Folge. Allein die Kosten der 
Unterkunft und Heizung würden um 
rund zwei Mrd. Euro steigen. Darüber 
hinaus gibt es negative Auswirkungen 
auf das Lohnabstandsgebot.“ An die¬ 
ser Stelle fordert der DStGB etwas ge¬ 
heimnisvoll eine „sachliche Diskussion 
über die Einführung von Mindestlöh¬ 
nen“. 

Die Misere der Kommunen veranlasst 
den DStGB nicht zu einer kritischen 
Haltung gegenüber der neoliberalen 
Politik, die zu Lasten der Städte und 
Gemeinden geht. Im Gegenteil. Die 
Einnahmen und Ansprüche der Ban¬ 
ken bleiben sakrosankt, die sozialen 
Kosten werden in Konkurrenz zu so¬ 
genannten Investitionen gesetzt. Auch 
der Deutsche Städtetag hat keine ande¬ 
ren Vorstellungen für die Finanzierung 
der Kommunen. 

Er kritisiert, dass der Stadt Köln von 
Bund und Land immer neue Lasten 
aufgebürdet würden, anstelle dessen 
schlägt er vor, dass der Bund die Kos¬ 
ten für folgende Maßnahmen über¬ 
nimmt: 

1. Die Grundsicherung im Alter. Sie 
darf nicht durch das Auslaufen des Bil- 
dungs- und Teilhabepakets konterka¬ 
riert werden (der DStGB hatte in sei¬ 
ner Bilanz gewürdigt, dass die Maßnah¬ 
men allmählich angenommen werden). 

2. Die Eingliederungshilfe für Men¬ 
schen mit Behinderung 

3. Die steigenden Energiekosten bei 
den Kosten zur Unterkunft 

4. Zusätzliche Lasten bei U3-Betreu- 
ung und Inklusion 

5. Anteile an Modernisierung und Sa¬ 
nierung unserer Infrastruktur, insbe¬ 
sondere der Brücken, Wege und Tun¬ 
nel. 

Zudem fordert OB Roters die Um¬ 
wandlung des Solidaritätsbeitrags Ost 
(Kosten jährlich 70 Mio. Euro) in einen 
Infrastruktur-Soli für ganz Deutsch¬ 
land. 

Immerhin brachte die Kämmerin Ga¬ 
briele C. Klug ihr Postulat nach „grund¬ 
legender, radikaler Änderungen in der 
Haltung zur Finanzierung öffentlicher 
Aufgaben“ in den Zusammenhang mit 
der Krise. 

Ein Katalog von Grausamkeiten 

Drohend malt die Kölner Kämme¬ 
rin Verschuldungsklüfte an die Wand. 
Wenn sich nichts ändere, werde die 
Finanzierungslücke größer und infol¬ 
gedessen die Verschuldung bis 2030 
von jetzt 6,5 Prozent des BIP auf über 
25 Prozent steigen. Folglich soll der 
Fehlbetrag jährlich bis 2017 reduziert 
werden. Damit würden zwar die Rück¬ 
lagen von gegenwärtig 5,56 Mrd. Euro 
auf dann 4,57 Mrd. Euro gemindert, 
aber der Sparkommissar vermieden. 
2013 soll das Defizit 317 Mio. Euro be¬ 
tragen bei einem Gesamtvolumen des 
Haushalts von 3,78 Mrd. Euro. 2014 ist 
ein Defizit von 233 Mio. vorgesehen. 
Mit scheinbarer Zwangsläufigkeit fol¬ 


gen Kürzungsvorschläge, die es in sich 
haben. 

Bei einigen dieser Maßnahmen ist der 
Klassencharakter kaum zu verhehlen. 
Die Kämmerin will 160 000 Euro bei 
der Einschulungshilfe einsparen. Die¬ 
se Einschulungshilfe wurde erstma¬ 
lig 2009 gewährt, zufällig im Jahr vor 
der Kommunalwahl. Kinder von Köln- 
Pass-Inhaberinnen und -Inhabern 
konnten bei der Einschulung einen ein¬ 
maligen Zuschuss von bis zu 160 Euro 
für die Anschaffung von Schulmateria¬ 
lien bekommen. Diese Summe kommt 
den tatsächlichen Kosten für eine Erst¬ 
ausstattung nahe. 

Diese Einschulungshilfe ist schon im 
nächsten Jahr gekürzt worden. Auf 
100 Euro. Jetzt soll sie ganz verschwin¬ 
den. Was bedeutet das für die Kinder 
und deren Eltern? Sollen sie ihre Schul¬ 
materialien wieder verkaufen? Oder 
die Kosten abhungern? 

Oder erwägen SPD und Grüne als 
Knüller im Kommunalwahlkampf im 
nächsten Jahr, den I-Dötzen großzügig 
Schulranzen zu spendieren? 

Die Köln-Pass-Kinder sollen aber auch 
mittags hungern. Die Stadt will das Mit¬ 
tagessen nicht mehr bezahlen, sie geht 
davon aus, dass sie ihren Anspruch 
aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 
von Frau von der Leyen geltend ma¬ 
chen. Die Anträge dazu sind wegen ih¬ 
rer Kompliziertheit berüchtigt. Diese 
Hürde zu nehmen, sind die Familien 
dieser Kinder in der Regel nicht in der 
Lage. Einsparvolumen: 700 000 Euro 
pro Jahr. 

Der Verzicht auf die Maßnahme „Mit¬ 
tagspause Plus“, also auf die Übermit¬ 
tagsbetreuung durch Fachkräfte sowie 
die Reduzierung des Standards bei 
der Übermittagsbetreuung Sekundar¬ 
stufe I soll eine Million Euro in 2013 
erbringen, ab 2014 etwa 1,3 Millionen 
Euro. Die Begründung: es wird unter¬ 
stellt, dass die steigende Versorgungs¬ 
quote im gebundenen Ganztagsbereich 
den Bedarf mindert. 

Seit Juni 2012 zahlt die Stadt einen An¬ 
teil zu den Kosten des Offenen Ganz¬ 
tags. Er beträgt etwa 16 Millionen Euro. 
Diese Kosten sollen um fünf Prozent 
gekürzt werden, die Maßnahmen wer¬ 
den entsprechend ausgedünnt. Ein¬ 
sparvolumen: 400 000 Euro in 2013 und 
etwa 800 000 Euro pro Jahr ab 2014. 
Unter der Rubrik Hilfe zur Erziehung 
verzichtet die Stadt künftig auf Hei¬ 
munterbringung und beansprucht ver¬ 
stärkt Pflegefamilien. Einsparvolumen: 
658 000 Euro in 2013, 1,3 Millionen 
Euro in 2014. 

Davon unabhängig sollen in der Kin¬ 
der- und Jugendarbeit weitere 100 
000 Euro in 2013 und bis zu 160 
000 Euro in den Folgejahren einge¬ 
spart werden. 


Der Stadtverband der Lehrergewerk¬ 
schaft GEW lehnt die vorgesehenen 
Kürzungen im städtischen Haushalt 
entschieden ab. Die GEW stellt fest: 
„Alleine 40 Prozent der geplanten Ein¬ 
sparungen sollen durch das Dezernat 
,Bildung und Jugend 4 aufgebracht wer¬ 
den. Die Einsparungen von 14,3 Mil¬ 
lionen Euro für den Doppelhaus¬ 
halt 2013/14 sollen sich bis 2016 auf 
35,65 Millionen Euro verfünffachen. 
Das bedeutet, dass die geplanten Ein¬ 
sparungen von 2013 u.a. in der Kin¬ 
der- und Jugendarbeit, Seniorenarbeit, 
Reduzierung der Ausgaben für die of¬ 
fene Ganztagsschule und die Übermit¬ 
tagsbetreuung in der Sekundarstufe 1 
erst der Anfang sein werden für ein er¬ 
heblich gesteigertes Einsparpaket bis 
2016.“ 

Auch die Stadtschulpflegschaft hat sich 
gemeldet: Der Himmel über Köln, ins¬ 
besondere über der Schullandschaft 
unserer Stadt, werde sich ab dem Haus¬ 
haltsjahr 2013 empfindlich verdunkeln, 
wenn die beabsichtigten radikalen 
Sparmaßnahmen im Bereich Bildung 
und Soziales tatsächlich durchgesetzt 
und -geführt werden sollten. Die Pfleg¬ 
schaft protestiert insbesondere gegen 
den Wegfall der Einschulungsbeihilfe 
für Kinder aus einkommensschwachen 
Familien, gegen den Verzicht auf die 
„Mittagspause Plus“, gegen die Redu¬ 
zierung des OGS-Anteils der Stadt und 
der Standards bei der Übermittagsbe¬ 
treuung 

Die Sparmaßnahmen richten sich aber 
nicht nur gegen die armen Kinder. Ihre 
Eltern werden ebenfalls nicht geschont. 
Die Stadt will bei den Kosten der Un¬ 
terkunft für SGB-II-Leistungsempfän- 
ger zwei Mio. Euro sparen. Das erge¬ 
be sich aus veränderten Rahmenbe¬ 
dingungen. Die Konjunkturerwartung 
habe sich verbessert, infolgedessen sei 
eine schnelle Vermittlung in den Ar¬ 
beitsmarkt zu erwarten. 

Bürgerhäuser vor dem Aus 

Die Bürgerhäuser und Bürgerzentren 
sollen 1,1 Millionen Euro einsparen. 
Jährlich. Die Stadt sagt: „Folge könn¬ 
te sein, dass die Vielfalt der Angebote 
in den Bürgerhäusern eingeschränkt 
werden muss und man sich dort auf 
bestimmte Zielgruppen konzentriert.“ 
Auf das Geld sind die Bürgerhäuser 
und Bürgerzentren aber angewiesen, 
allein schon, um Geld aus anderen 
Quellen beantragen zu können - von 
Stiftungen, aus Landesmitteln und von 
privaten Spendern. Ohne die städtische 
Basisfinanzierung fehlen diese Gelder. 
Das ist verheerend! Drei Einrichtun¬ 
gen erscheinen besonders gefährdet: 
Das Quäker-Nachbarschaftsheim, 
das Bürgerschaftshaus Bocklemünd 
und das stadteigene Stollwerck-Bür- 


gerzentrum. Hier könnten insgesamt 
1,44 Millionen Euro eingespart werden. 
Das Bürgerzentrum Stollwerck ist der 
Stadt besonders teuer - liegt es doch 
ganz nah am Schickimicki-Rheinauha- 
fen. Zu vermuten ist, dass hier die Be¬ 
gehrlichkeit von Investoren eine Rolle 
spielt, die angesichts der gegenwärtigen 
Krise verzweifelt nach rentierlichen 
Anlage- und Parkmöglichkeiten für 
ihr Kapital suchen. 

Der Beschluss des Stadtrats über das 
„Rahmenkonzept der Kölner Bürger¬ 
häuser und Bürgerzentren“ ist noch 
keine fünf Jahre alt. Am 24. April 2008 
war es mit großer Mehrheit beschlos¬ 
sen worden, nämlich mit den Stimmen 
von CDU, FDP, SPD und Grünen, den¬ 
selben Fraktionen, die heute das Effi¬ 
zienzteam für Kürzungen bilden. Das 
Rahmenkonzept formulierte: 

„Die Schere der Einkommensvertei¬ 
lung klafft immer weiter auseinander, 
so dass niedrigschwellige Angebote für 
Freizeit und Kultur eine immer größe¬ 
re Bedeutung gerade für die Menschen 
erhalten, die mit wenig Einkommen 
auskommen müssen. Der Kulturar¬ 
beit der Bürgerhäuser und Bürgerzen¬ 
tren ist damit eine wichtige kultur- und 
stadtpolitische Aufgabe zugefallen, 
denn sie schafft Zugangsmöglichkeiten 
für alle Bevölkerungsteile und fördert 
Integration.“ 

Weitere Kürzungen gibt es bei der För¬ 
derung von freien Trägern der Wohl¬ 
fahrtspflege: Einsparvolumen: 1,2 Mil¬ 
lionen Euro. 

Die psychosoziale Beratung von Er¬ 
werbslosen soll um 1,3 Millionen Euro 
gekürzt werden. 

Reduzierung bei der Interkulturellen 
Arbeit: Einsparvolumen: 855 000 Euro. 
Reduzierung der Förderung der Se¬ 
niorenarbeit. Einsparvolumen: 490 
000 Euro. 

Reduzierung der Reinigungsstandards 
und des Winterdienstes: 1,5 Mio. Euro. 
Gestritten wird noch um sieben Mil¬ 
lionen Euro, die es jährlich kosten 
würde, die Nord-Süd-Stadtbahn zwi¬ 
schen Severinstraße und Rodenkir¬ 
chen schon Ende 2015 fahren zu las¬ 
sen. Die Grünen sind dafür, die SPD ist 
dagegen, sie will wegen der Kosten die 
Bahn frühestens ab 2019 fahren lassen. 
Nachdem jetzt erst einmal 1 Milliarde 
Euro für den Bau der Nord-Süd-Bahn 
samt Tieferlegung des Stadtarchivs in 
die Kassen der Baukonzerne geflossen 
sind, ist die Inbetriebnahme, wie es 
scheint, nicht mehr so dringlich 
Parkautomaten bringen der Stadt 
15 Millionen Euro im Jahr. Sie werden 
gerade umgerüstet. Die Parkgebühren 
steigen um 50 Prozent. Eine Stunde 
Parken kostet 3 Euro statt 2 Euro. Al¬ 
lein an Knöllchen will die Stadt 3,5 Mil¬ 
lionen mehr einnehmen. Ab 2015 soll 
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Das Beispiel Köln • Von Klaus Stein 


das Anwohnerparken ausgebaut wer¬ 
den. Das bedeutet: zusätzliche Flächen 
werden mit Parkuhren bewirtschaftet, 
Anwohner zahlen eine Pauschale. Jähr¬ 
liche Einnahmen: 370 000 Euro. 

Von der Streichung des Kölntages in 
den Museen (erster Donnerstag im 
Monat freier Eintritt für Kölnerinnen 
und Kölner) und Rücknahme des ge¬ 
nerellen freien Eintritts für Perso¬ 
nen unter 18 Jahren erhofft sich die 
Stadt jährliche Mehreinnahmen von 
364 000 Euro. 

Und so weiter ... Insgesamt sollen 
102 Millionen eingespart werden. 

Das alles, wenn man der Kämmerin 
glauben darf, um die kommunale Hand¬ 
lungsautonomie zu verteidigen. Sie be¬ 
hauptet sogar, es ginge darum, Kommu¬ 
nalautonomie mit Leben zu erfüllen. 
Merkwürdig mutet es angesichts der 
SparvorSchläge an, wenn im Bereich der 
städtischen Infrastruktur das Haupt¬ 
augenmerk weiterhin auf der Unter¬ 
haltung der Straßen, Wege und Plätze 
liegt. 2013 werden dafür 176 Millionen 
Euro aufgewandt, 168 Millionen Euro 
im nächsten Jahr. Für den Bereich Brü¬ 
cken und Tunnel sowie Stadtbahn und 
ÖPNV ist noch einmal der Betrag von 
133 Millionen Euro jährlich vorgesehen. 
Allerdings sollen die Kosten für die rei¬ 
ne Straßenunterhaltung reduziert wer¬ 
den, wahrscheinlich um die Repara¬ 
turbedürftigkeit zum Nachteil der ein¬ 
schlägig interessierten Unternehmer 
nicht ins Bodenlose sinken zu lassen. 
Einsparvolumen: 810 000 Euro pro Jahr. 
Wer benutzt die Straßen? Es sind vor 
allem Autos, an deren Herstellung und 
Verkauf unter anderem Ford verdient. 
Die Firma hat sich aber im vergangenen 
Jahr 116 Mio. Gewerbesteuer von der 
Stadt zurückzahlen lassen, sogar zusätz¬ 
lich mit Zinsen, die allein 20 Mio. Euro 
betragen. Überhaupt sind die Einnah¬ 


men aus der Gewerbesteuer weggebro¬ 
chen. Es waren 171 Mio. Euro weniger 
als erwartet. 

Die Kämmerin behauptet ungerührt, 
es gehe ihr darum, die Bürgergesell¬ 
schaft zu stärken, den Rahmen für bür- 
gerschaftliches Engagement, für Dialog 
und Diskurs weiter zu entwickeln. 
Pustekuchen! Beim Bürgerhaushalt 
dürfen wir Vorschläge für Kürzungen 
machen. Das ist der angebliche Dialog! 
Denn auch bei der Kämmerin heißt es. 
TINA (There Is No Alternative) - wört¬ 
lich sagt sie: «Zu dem eingeschlagenen 
Weg aber gibt es keine Alternative.» 
Schon im September konnte man in 
der Rundschau lesen, dass SPD, CDU, 
Grüne und FDP gemeinsam die Verant¬ 
wortung für die notwendigen Sparmaß¬ 
nahmen im städtischen Haushalt tragen 
und zwecks Beratung von fälligen Kür¬ 
zungen ein «Effizienzteam» dieser vier 
Fraktionen bilden wollen. Es fällt auf, 
dass hier dieselbe Parteienkoalition 
wirken soll, die am 29. Juni im Bundes¬ 
tag mittels Fiskalpakt die europaweite 
Schuldenbremse und mittels Europäi¬ 
schem Stabilitätsmechanismus (ESM) 
Rettungsschirme für Banken beschlos¬ 
sen hat. 

Die Rundschau kommentierte: «Im 
Klartext heißt das: Ohne unpopuläre 
Entscheidungen und schmerzhafte Ein¬ 
schnitte geht es nicht. Und die setzt man 
mit breiter politischer Mehrheit sicher 
leichter durch.» Wer ist denn hier die 
breite politische Mehrheit? Diese Ban¬ 
de von Umverteilern im Stadtrat oder 
die Mehrheit der Kölner, denen die Da¬ 
seinsvorsorge ruiniert wird? 

Widerstand und Alternativen 

Nun, es rührt sich Widerstand. Schon im 
November hatten sich die Wohlfahrts¬ 
verbände gemeldet. Dann waren es die 
bedrohten Bürgerhäuser und Bürger¬ 


zentren. Am 18. Dezember fanden sich 
vor dem Rathaus anlässlich der Etatbe¬ 
ratung etwa 1 000 Demonstranten ein 
und stellten ihre bescheidenen Forde¬ 
rungen. Für den 28. Januar planen Oc- 
cupy und Attac eine Veranstaltung in 
der Alten Feuerwache mit Werner Rü- 
gemer und einem Vertreter der PDL- 
Stadtratsfraktion. Sie mobilisieren 
schon mal gegen die Kürzungspläne. 
Wahrscheinlich wird es am 16. März zu 
einer größeren Demonstration in Köln 
zu diesem Thema kommen. Strittig sind 
indes noch die Alternativen. 

Was sind unsere Forderungen? Wie 
sind sie zu entwickeln? 

Angesichts der Aktionen zum Thema 
UmFAIRteilen, die jedenfalls die Ge¬ 
werkschaft ver.di in Köln hinsichtlich 
der Beteiligung enttäuschte - erhofft 
waren 10 000 Demonstranten, gekom¬ 
men sind allenfalls 4 000 - wird es nicht 
leicht sein, mit Steueralternativen al¬ 
lein die Klasse hinter dem Ofen hervor¬ 
zulocken. Wir müssen die Proteste ge¬ 
gen die nächstliegenden, die spürbars¬ 
ten Einschnitte verbinden mit solchen 
gegen die Umverteilungsmaschinen 
Fiskalpakt und ESM. Allein der Pro¬ 
test gegen angebliche Prestigeprojekte, 
ohne Verknüpfung mit der Frage Arm 
und Reich, greift zu kurz und trifft die 
Dramatik der Kürzungsmaßnahmen 
nicht. Der Protest muss sich gegen die 
Banken und Großkonzerne richten. 
Nur so kann er auch die notwendige 
Breite erreichen. 

Streichen bei den Reichen, statt Sparen 
bei den Armen! 


(Gekürzte Fassung eines Referates von 
Klaus Stein auf einer Beratung des 
DKP-Kreisvorstandes Köln am 7. Janu¬ 
ar 2013). 


Wohnraumfür alle! 

Von Siw Mammitzsch* 


Immerhin hat die SPD gegen die am 
13. Dezember 2012 im Bundestag be¬ 
schlossene Mietrechtsreform gestimmt, 
die ordentliche Verschlechterungen für 
Mieter bereit hält. Am 1. Februar wird 
dieses Gesetz dem Bundesrat zur Zu¬ 
stimmung vorgelegt. 

Unter dem Motto „Wohnraum für 
alle!“ hat die SPD nun ein wohnungs¬ 
politisches Papier vorgelegt. Zeitlich 
nicht ungeschickt, sind doch in Nie¬ 
dersachsen bald Wahlen. Herr Stein¬ 
brück hat aber mit seinen Äußerungen 
bisher eher nicht zur Popularität der 
SPD beigetragen. Und wenn die Miet¬ 
rechtsreform fällt, kann das sicher auch 
nicht schaden. Wer mit dem Rücken zur 
Wand steht, dem bleibt nur der Angriff 
nach vorne. Und Steinbrück muss an 
die Front. 

Gerade deswegen nimmt man dem 
SPD-Kanzlerkandidaten die plötzliche 
Wandlung zum sozialen Gewissen nicht 
ab. Ist das etwa der gleiche Steinbrück, 
der hohe Honorare für seine Vorträge 
bei Bankvorständen, Großkonzernen, 
und Industrieverbänden und klammen 
Stadtkassen für einen Politiker für ganz 
normal hält? Der als Aufsichtsratsmit¬ 
glied Thyssen-Krupp angeboten hat, 
den Konzern als politische Gefällig¬ 
keit bei der Senkung der Energieko¬ 
sten zu unterstützen? Ist das der Peer 
Steinbrück, der schon vor Weihnach¬ 
ten laut darüber schwadroniert hat, 
dass die Kanzlerin zu wenig verdient? 
Die Sozialdemokraten wollen sich ge¬ 
gen die unsoziale Wohnungspolitik der 
schwarz-gelben Bundesregierung ab¬ 
grenzen. Sie wollen unsoziales Miet¬ 
recht stoppen, Mietpreisbegrenzungen 
nicht nur auf Bestandsmieten, son¬ 


dern auch bei Neuvermietungen, die 
Maklergebühren sollen die Vermieter 
zahlen. Zur Förderung des Wohnungs¬ 
und Städtebaus sollen Investitionen 
festgeschrieben werden. Gute Forde¬ 
rungen, die aber so lange Makulatur 
und Wahlkampfgetöse bleiben, solan¬ 
ge nicht weitere bekannte Forderungen 
der Mieterschutzverbände aufgegriffen 
werden. 

In erster Linie muss eine soziale Poli¬ 
tik dafür sorgen, dass die Mieten nicht 
weiter so drastisch steigen, auch nicht 
nach Modernisierungen und auch nicht 
die Nebenkosten. Dann müsste man 
sich aber mit den großen Wohnungs¬ 
unternehmen anlegen, was vermutlich 
mit der SPD nicht zu machen ist. Auch 
der soziale Wohnungsbau muss massiv 
ausgeweitet werden, dafür brauchen 
die Kommunen Geld. Zudem darf der 
Kündigungsschutz nicht ausgehöhlt, 
er muss verstärkt werden. Wer fristlo¬ 
sen Kündigungen einer Wohnung zu¬ 
stimmt, der macht Menschen obdach¬ 
los. Und nicht zuletzt, aber zentral: die 
zunehmende Umwandlung von Miet¬ 
wohnungen in Eigentum muss gestoppt 
werden. Vor allem darf es keine Priva¬ 
tisierungen öffentlichen Wohnraums 
mehr geben. 

Spätestens hier wird das SPD-Papier 
zum Eigentor. So haben doch die So¬ 
zialdemokraten in vielen Kommunen, 
auch in den Ländern (z.B. in NRW) 
solchen Verkäufen zugestimmt und im 
Bund für entsprechende Gesetze ge¬ 
sorgt, die die Verkäufe beschleunigt 
haben. 

* Geschäftsführerin der Mietergemeinschaft Essen 
e.V., Mieterschutzverein im DMB 


Keine Kriegspropaganda 
an Schulen in Gießen! 

Die Schule ist kein Ort für die Rekrutierung von Soldatlnnen 



Die DKP Gießen wendet sich nach¬ 
drücklich gegen das massive Auftreten 
der Bundeswehr an Schulen. Laut einer 
offiziellen Übersicht sollen allein in den 
nächsten drei Monaten an 200 Schulen 
Bundeswehr-Werbe-Veranstaltungen 
stattfinden, darunter am 1. Februar an 
der Herderschule und am 14. Februar 
am Landgraf-Ludwig-Gymnasium in 
Gießen. 

Vor etwa zwei Jahren hatte Michael 
Beltz als Stadtverordneter der Links¬ 
fraktion in Gießen beantragt: „Der Ma¬ 
gistrat wird beauftragt, in Absprache 
mit den Schulleitern dafür zu sorgen, 
dass die Bundeswehr keine Propagan¬ 
da in Gießener Schulen veranstaltet.“ 
In der Begründung hieß es u.a.: „Die 
politische Bildung ... gehört in die 
Hand der dafür ausgebildeten pädago¬ 
gischen Fachleute und nicht in die von 
Jugendoffizieren.“ Er zitierte aus einem 
Aufruf der GEW: „Die Schule ist kein 
Ort für Rekrutierung von Beruf ssolda- 
tinnen und -Soldaten. Es muss strikt da¬ 
rauf geachtet werden, dass die Bundes¬ 
wehr weder offen noch verdeckt junge 
Leute für den Militärdienst wirbt. Far¬ 


benfrohe Bilder einer ,Armee im Ein¬ 
satz 4 zur Werbung von Nachwuchs für 
die kämpfende Truppe haben in der 
Schule nichts verloren ... Wir wollen, 
dass die Schülerinnen und Schüler zum 
Frieden und zum gemeinsamen Leben 
und Arbeiten erzogen werden, nicht 
zum Krieg führen und Töten.“ 

Dieser Antrag wurde von CDU, SPD, 
Grüne, FDP und Freien Wählern ab¬ 
gelehnt, denen Nachwuchs für Kano¬ 
nenfutter mehr am Herzen liegt als die 
Erziehung zu Frieden und Solidarität. 
Die Bundeswehr ist keine Verteidi- 
gungs-, sondern eine Kriegs-Armee, 
deren Aufgabe es ist, deutsche Inter¬ 
essen in aller Welt durchzusetzen und 
„den freien Zugang zu Rohstoffen und 
Weltmärkten zu sichern“, wie es offizi¬ 
ell heißt. Nicht nur DKP und GEW 
sind gegen Bundeswehrpropaganda 
an den Schulen, sondern auch Terre 
des Hommes, Unicef, die Kindernothil¬ 
fe, das Katholische Missionswerk Mis- 
sio und der Bayrische Elternverband. 
Es ist an der Zeit, dass auch in Gießen 
Eltern und verantwortungsbewusste 
Lehrkräfte hier Einhalt gebieten. M.B. 


Erneute Teilprivatisierung stößt auf Widerstand 

Solinger Stadtwerke müssen in kommunaler Hand bleiben 


Im vergangenen Herbst hat der Rat der 
Stadt Solingen beschlossen, die 2001 an 
die MW (Mannheimer Versorgungs¬ 
und Verkehrsgesellschaft) verkauften 
49,9 Prozent der Stadtwerke-Anteile 
zurückzukaufen. Der Rückkauf erfolg¬ 
te, nachdem das Bündnis „Solingen ge¬ 
hört uns“ und der DGB mit Aktionen 
und Informationsveranstaltungen ge¬ 
hörig Druck gemacht hatten. Seiner¬ 
zeit lockte die Verkaufs-Lobby und 
versprach eine goldene Zukunft für 
die Stadtwerke, wenn MW im Boot 
sein würde. Mit der MW habe man ei¬ 
nen starken „strategischen Partner“ für 
ganz Nordrhein-Westfalen. Herausge¬ 
stellt hat sich jedoch, das die Liaison mit 
der MW nur für deren Aktionäre nutz¬ 
bringend war, die Stadtwerke Solingen 
hatten das Nachsehen. Die Reißleine 


musste gezogen werden, als schließlich 
die MW sich immer dreister lukrative 
Teile des Unternehmens ganz unter den 
Nagel reißen wollte, als sich alle Ver¬ 
sprechungen aus Mannheim endgültig 
in Schall und Rauch auflösten. 

Kaum ist man den „Partner“ MW 
quitt, bringen CDU, FDP und Teile der 
SPD eine neue Variante ins Spiel: Die 
Verbindung mit Rhein-Energie AG, die 
sich mit 25,1 Prozent (oder mehr) der 
Anteile einkaufen wollen. 

Unter der Führung der Bürgerinitiative 
„Solingen gehört uns 44 wird jedoch kräf¬ 
tig zum Widerstand geblasen. 

Die Bürgerinitiative teilt in einer Erklä¬ 
rung ihren Standpunkt mit: „Eine Be¬ 
teiligung von 25,1 Prozent, wie sie die 
RheinEnergie AG anstrebt, reicht aus, 
um jede Entscheidung innerhalb der 


Geschäftsführung der SWS zu blockie¬ 
ren (weil oberhalb der Sperrminorität)“. 
Weiter heißt es „... die RheinEnergie 
AG (... ist ...) mit einer Eigenproduk¬ 
tion von nur vier Prozent an erneuerba¬ 
ren Energien nicht der geeignete Part¬ 
ner, um Solingen bei der Energiewende 
zu unterstützen. Als gewinnorientierter 
Konzern wird sie diese Entwicklung 
eher blockieren, weil die mit der Eigen¬ 
produktion dezentraler und nachhalti¬ 
ger Energien zu erzielende Rendite mit 
Sicherheit nicht den hohen Erwartun¬ 
gen der RheinEnergie AG entspricht. 
Nach Vorstellung von ,Solingen gehört 
uns! 4 können dagegen ,horizontale Ko¬ 
operationen 4 durchaus sinnvoll sein - 
immer auf Augenhöhe und nur da, wo 
sie notwendig sind. Eine Beteiligung am 
Stadtwerkeverbund ,Trianel 4 könnte 


für einige Geschäftsbereiche der SWS 
(Stadtwerke Solingen) hilfreich sein. 
Die Firma ,Juwi 4 (Projektentwicklung 
EE) könnte in Zusammenarbeit mit 
den SWS Strategien im Bereich Aus¬ 
bau dezentraler nachhaltiger Energie¬ 
erzeugung entwickeln und umsetzen. 
Auch horizontale Partnerschaften mit 
anderen kommunalen Stadtwerken 
sind denkbar. Solingen bietet sehr gute 
Voraussetzungen für den Umbau in die 
,Bergische Region -100 % erneuerbar 4 . 
Die notwendigen Investitionen können 
auf verschiedenen Wegen gestemmt 
werden: zum einen durch Bürgerfonds 
und zum anderen durch günstige Kom¬ 
munalkredite. 

Auf diesem Weg bleiben die Stadt¬ 
werke Solingen unter demokratischer 
Kontrolle bei Versorgungssicherheit 
und sozialer Preisgestaltung. Das 
führt auch zu mehr Kundenbindung 
und stärkt damit die kommunale Wirt¬ 
schaft.“ 


In einem weiteren Papier listet die 
Bürgerinitiative auf, welche Nachteile 
durch einen erneuten „Strategischen 
Partner“ entstehen. Hier einige Beispie¬ 
le: Mangelnde Transparenz durch Ge¬ 
heimverträge, kein Einfluss der Bürger 
auf Entscheidungen, Abfluss von Teilen 
des Gewinns in die Taschen von Akti¬ 
onären, Personalabbau, Aushebelung 
des Betriebsrats, Abspecken bei Ser¬ 
vice-Leistungen. 

Die Gegner einer Verbindung mit der 
RheinEnergie AG (oder einem ande¬ 
ren profitorientierten Unternehmen) 
haben also die besten Argumente. Wie 
die Bürgerinitiative weiter erklärt, wür¬ 
de sie auf einen Ratsbeschluss zu einer 
erneuten Teilprivatisierung auch mit 
einem Bürgerbegehren reagieren. Und 
das dürfte den Befürwortern, vor allem 
der SPD, im Jahre der Bundestagswahl 
und der bevorstehenden Kommunal¬ 
wahl 2014 überhaupt nicht in den Kram 
passen. WH 
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Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Rui Paz 

5. Februar 1949 (Lissabon) - 8. Januar 2013 (Bad Oeynhausen) 

Mit Rui verlieren wir einen Genossen, der wie kaum ein 
zweiter beliebt war, ja geliebt wurde von allen, die ihm be¬ 
gegnet sind: von seinen Schülerinnen und Schülern (viele von 
ihnen gewannen nationale und internationale Preise) an der 
Folkwang Musikschule in Essen, wo Rui ab 1985 als Lehrer 
für Harfe und Musiktheorie arbeitete und später die größte 
Harfenklasse Deutschlands leitete; von den portugiesischen 
Emigranten in Deutschland - keineswegs nur Kommunis¬ 
ten! -, die ihn 2003 und erneut 2008 in den Concelho das 
Comunidades Portuguesas wählten; von seinen Genossen 
in der Internationalen Abteilung der PCP, bei den Parteior¬ 
ganen „Avante“ und „Militante“, für die er regelmäßig vor 
allem zu internationalen Fragen schrieb; nicht zuletzt von 
uns Mitgliedern der DKP - und zwar über alle Strömungen 
und Tendenzen hinweg. 

Rui, der sich schon in jungen Jahren gegen die portugiesi¬ 
schen Kolonialkriege engagiert hatte (mit 19 Jahren kom¬ 
ponierte er die „Friedenskantate“ nach einem Gedicht von 
Sofia de Mello Breyner), wurde 1974, im Jahr der Aprilre¬ 
volution, Mitglied der Partei Alvaro Cunhals. Und er liebte 
seine Partei, vertrat klug, überzeugt und überzeugend, ihre 
Positionen. Hörte dabei stets aufmerksam „abweichenden“ 
Meinungen zu, setzte sich mit ihnen ernsthaft und freund¬ 
schaftlich auseinander. 

Rui wird uns sehr fehlen. Seiner Frau Marlene, seiner Toch¬ 
ter Ana und deren Lebensgefährten Rasmus, seinem Bru¬ 
der Fernando, seinen portugiesischen Genossen, allen seinen 
Freunden drücken wir fest die Hand. 

DKP Parteivorstand 
DKP Rheinland-Westfalen 
DKP Düsseldorf 

Beisetzung und Trauerfeier finden voraussichtlich zwischen dem 22. 
und 25.1. auf dem Düsseldorfer Nordfriedhof statt. Bei Redaktions¬ 
schluss stand der genaue Termin noch nicht fest. Wir werden ihn per 
Rundmail und über die Website der DKP Rheinland-Westfalen bekannt 
geben. 


Forever Young 


Rui Paz 

1949 - 2013 





„Portugiesen mit einer so reichen 
Erfahrung im Kampf für Freiheit 
haben die Pflicht, die 
demokratischen und patriotischen 
Gefühle, die die Revolution vom 
April 1974 ermöglicht haben, an 
die Jüngeren weiterzugeben . 
Zeigen wir ihnen, dass es sich 
stets lohnt für ein Ideal zu 
kämpfen , das gerecht und 
befreiend ist £t 

Rui Paz, Juni 2011 


Wir haben einen großartigen Freund verloren! 

Die Genossinnen und Genossen vom DKP-Stand auf der Festa do Avante. 

Angelika und Peter Lommes • Anja Wurtz • Christel und 
Klaus Wegner ■ Dominik • Frank T. • Gisela Blomberg • 
Günter Pohl ■ Heiner Krüger und Suna mit Karl • 
Hermann Kopp • Jürgen Lloyd • Karin und Holger • 
Klaus Stein • Mag da Taufenbach • Patrik Köbele • Tim 
Engels und Pauline Ponzelar • Tunia Erler 


Peter Spindler 

geb. am 1.8.1945 in Neuburg a.d.D. 
gest. am 21.12.2012 in Wuppertal-Elberfeld 
war 35 Jahre in der Partei 

die ersten 15 Jahre aktiv in München-Untersendling 
die letzten 20 Jahre präsent in Wuppertal 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780*0 
Fax.: Ü2972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


175» 


im 


mm HEB 

In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet, Auch Senioren-Portionen. 
Ühemachtung/Frühstück 30,-bis 53,- £ p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


Manfred Idler 

wird am 23. Januar 65 Jahre alt 


Wir wünschen mit Bob Dylan 

May your hands always be busy, 
May your feet always be swift, 
Mayyou have a strong foundation 
When the winds of changes shift. 
May your heart always be joyful, 
May your song always be sung, 
Mayyou stay forever young, 
Forever young, forever young, 
May you stay forever young. 


Die Redaktion der UZ, 
die Marxistischen Blätter 
und 
Deine 


Allen Genossinnen und Genossen der Bezirksorganisation und allen UZ- 
Leserinnen und Lesern wünschen wir ein gutes Jahr 2013. Ein erfolgreiches 
Jahr im Widerstand gegen die Kaputtsparer, im Umfairteilen von Reichtum, 
Macht und Eigentum! 

Einladung zum politischen Jahresauftakt der DKP Saarland 

„Die Notwendigkeit der Internationalisierung 

der Kämpfe der Arbeiterklasse“ am Beispiel: FORD 

Eine Solidaritäts-, Vortrags- und Diskussionsveranstaltung mit Herwig 
Lerouge, Chefredakteur von Etudes Marxistes (Marxistische Studien) und 
Mitglied des Nationalrates der PTB (Partei der Arbeit Belgiens) 

Freitag, 25. Januar 2013,19.00 Uhr 
Nebenzimmer der Gaststätte der ATSV-Halle 
66117 Saarbrücken, Lulustein 9 (Bellevue) 

Der Eintritt ist frei; als Kostenbeteiligung wird eine 
Spendensammlung durchgeführt. 

DKP Bezirksvorstand Saarland 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 
02151/315838 

E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 16./17. Februar 2013 

30. Januar 1933: 

80. Jahrestag der Machtübertragung an 
die deutschen Faschisten 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man bemüht sich 
im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch ihre Folgen, die 
noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels MEW 21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 



I www.marxistische-blaetter.de 

Jubiläumsabonnement 


Marxismus 
ür die 
A-Klasse 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kernaufgabe 
damals wie heute: Arbeiterbewegung und Marxismus zusam¬ 
menzubringen. Also: Marxismus für die A-Klasse, damit vor 
allem die Arbeiterklasse Ihrer Lage auf den Grund kommt und 
nachhaltiger für ihre eigenen Tages- und Zukunftsinteressen 
kämpfen kann. Diese Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise 
des Kapitalismus aktueller denn je. 

Darum unser Jubiläumsangebot im Jahr 2013: 

★ Wer die Marxistischem Blätter für mindestens zwölf Ausgaben 
abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 50% Rabatt. 
(Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- Euro bzw. das ermä¬ 
ßigte Abo 16,- Euro und erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. 
Man spart also insgesamt 24,- bzw. 16,- Euro) 


Neue Impulse Verlag 

itrfo@neue-impulse-verlag.de 


Hoffnungstrafte 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


mail@gasthoEheimes.de * www.gasthof-heimes.iie 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Karl-Heinz Soholewski 

herzlich zu seinem 

85. Geburtstag 

am 15. Januar 2013. 

Lieber Karl-Heinz, 

Dein ganzes Leben hast Du in den Reihen der revolutionären 
Arbeiterbewegung gekämpft: Zuerst in der Freien Deutschen 
Jugend, in der Kommunistischen Partei Deutschlands und nun 
in unserer Deutschen Kommunistischen Partei. Nie hast Du 
Dich beugen lassen, auch nicht in den Gefängnissen der Ade¬ 
nauer-Justiz. In der DKP, die Du im Landkreis Recklinghau¬ 
sen und in der Stadt Herten mit gegründet hast, hat Dein Rat 
immer viel gegolten und gilt auch heute noch. 

Dafür danken wir Dir. 

Unsere Glückwünsche gelten auch Deiner Lebensgefährtin 
und Genossin Elisabeth, die am 18. Januar ihren 81. Geburts¬ 
tag feiert. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Recklinghausen 


Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft 
Einladung 

Der AK B&G des Parteivorstandes trifft sich zu seiner Klausurtagung 
in der Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen 
Samstag 2. Februar, 11.00 Uhr 
bis Sonntag 3. Februar, 14.00 Uhr 

Hauptthemen: Tarifpolitik 

Rechenexempel oder politische Kampfaufgabe? 

Volker Metzroth, Sekretär des PV der DKP 

Tarif runden 2013 

Ökonomisches und politisches Umfeld 
Leo Mayer, stellvertretender Vorsitzender der DKP 

Weitere Themen u. a. 

★ Austausch über wichtige Tarifrunden 2013 
★ Zwischenbilanz unserer Kampagne für Arbeitszeitverkürzung 
★ Weitere Arbeitsplanung 

Der AK B&G tagt parteiöffentlich, Gäste sind nach Absprache willkommen. 
Details: siehe Einladung an die Bezirke und Mitglieder des AK 

Anmeldung: DKP-PV@t-online, Kopie an DKP-KH@gmx.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei . 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen . 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth , 
02241/973111 
camatra@web. de 


Urlaub auf 
Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Toskana, nah am Meer 

mnvLtDddndtialHr.de 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 

Kinddpa-adics. 




EntschLeunigung: 

Ruhe & Natur satt tm Müritz-National- 
pork. 2 FcWoje 2 3 Pers. ganzjährig'in 
Kraiy.d>Lirg-Grajizin.. Havel & Havclscetu 
Buch & Rad. Info: www.irifiqgga.dt: oder 
03 31/87 07 % (AB) 


Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 
besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Im Frühling in den Süden ... 
www.ferienhaus-suedheide. de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T 0 SCANA-SEGGIAN 0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 
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Debatte zur politischen 
Arbeit im Bezirk stand im 
Vordergrund 

B etr.: „ B ezirksdelegiert enkonferenz 
Ruhr-Westfalen“, UZ vom 4.1.2013, 

S. 13 

Die Darstellung in dem Artikel, es sei 
„ein Manko“ gewesen, dass theoreti¬ 
sche Diskussionen zur Parteifrage oder 
zum Leitantrag an den Parteitag keinen 
Raum fanden, ist unglücklich. Der Ver¬ 
sammlung war merklich an der Debatte 
zu politischer Arbeit im Bezirk gelegen 
und hatte aufgrund der Tatsache, dass 
die Gruppen und Kreise bereits ausgie¬ 
big über den Leitantrag diskutiert hat¬ 
ten, vielmehr erleichtert zur Kenntnis 
genommen, dass die Kreise ihre Anträ¬ 
ge dazu direkt an den Parteitag gestellt 
hatten. Dadurch war Raum für nach 
außen gerichtete Debatte. Die Lektü¬ 
re der Beiträge von anderen BDK be¬ 
stätigt m.E. diese Herangehensweise. 
Leider ist zudem der Beschluss zur 
Bundestagswahl nicht richtig wieder¬ 
gegeben: Die BDK Ruhr hat den An¬ 
tragsbeschluss an den Parteitag gefasst, 
in allen Bundesländern mit Landeslis¬ 
ten anzutreten. Die vom Autoren des 
Artikels als Beschluss aufgefasste Ver¬ 
sion bezieht sich offensichtlich auf den 
(gescheiterten) Änderungsantrag aus 
Hattingen, nur in den Bundesländern 
anzutreten, wo die Bezirksorganisatio¬ 
nen dies für machbar halten. 

Günter Pohl, Hattingen 

Mehrere Verkürzungen... 

Betr.: Bericht von Ulla Epple und 
Walter Listl über die BMV 
Südbayern, UZ vom 4.1.2013, S. 13 

Aus unserer Sicht sind in dem Be¬ 
richt mehrere Verkürzungen und 
sachliche Fehler enthalten. (...) Aus 
unserer Sicht muss der Bericht um 
folgende Tatsachen ergänzt werden: 
Der Antrag zur Handlungsorientierung 
aus Berlin wurde zwar vom Bezirks¬ 


sprecher in seiner Rede stark in den Fo¬ 
kus genommen. Da jedoch vielen Ver¬ 
sammlungsteilnehmern der Antrags¬ 
text nicht vorlag bzw. nicht bekannt 
war, hat dieser Antrag in der weiteren 
Debatte keine Rolle gespielt. 

Es wurden zwei Anträge gestellt, die 
sich gegen eine Mitgliedschaft in der 
EL aussprachen. Im Bericht von Walter 
Listl und Ulla Epple werden sehr ein¬ 
seitig die Argumente der Befürworter 
einer EL-Mitgliedschaft dargestellt. So 
ist es natürlich für Leser nicht möglich, 
die Diskussion nachzuvollziehen. Tat¬ 
sache ist: Bei der Abstimmung zu bei¬ 
den Anträge haben sich jeweils 33 Ge¬ 
nossinnen für eine EL-Mitgliedschaft 
und 31 gegen eine EL-Mitgliedschaft 
ausgesprochen. 

Im Zusammenhang mit der Debatte zu 
den Anträgen gegen eine EL-Mitglied¬ 
schaft schreiben die beiden: „Gerade in 
dieser Debatte wurde deutlich, dass es 
weniger um Argumente, als vielmehr 
darum ging, Mehrheiten zu organisie¬ 
ren.“ Tatsache ist: Insgesamt wurde die 
Debatte auf der BMV, mit ganz weni¬ 
gen Ausnahmen, sehr sachlich geführt. 
Die Debatte zu den Anträgen gegen 
eine EL-Mitgliedschaft wurde eben¬ 
falls von allen Diskutanten sehr sach¬ 
lich, aber natürlich auch äußerst kon¬ 
trovers geführt. Niemand hatte das an¬ 
ders erwartet. Und selbstverständlich 
war auch allen klar, dass sowohl Befür¬ 
worter wie Gegner eines EL-Beitritts 
versuchen, für ihre Position Mehrhei¬ 
ten zu gewinnen. 

Im Absatz über die EL-Debatte schrei¬ 
ben die beiden am Schluss: „In vielen 
inhaltlichen Debatten ging es auch 
nicht mehr nur um Kritik am PV-An¬ 
trag sondern gegen Positionen des 
Parteiprogramms, das schon auf der 
Münchner Kreiskonferenz von einem 
Genossen als ,nur zeitweiliger Kom¬ 
promiss 4 bezeichnet wurde mit dem 
jetzt Schluss gemacht werden müsse“ 


Dampf machen für die UZ! 





Tatsache ist aber, dass in der Debatte 
über die EL-Mitgliedschaft gar nicht 
über den Leitantrag des PV diskutiert 
wurde. 

Im übrigen hat sich auf der BMV auch 
sonst niemand gegen Positionen des 
Parteiprogramms gewandt. Was die 
Münchener Kreiskonferenz im Bericht 
über die BMV zu suchen hat, ist uns ein 
Rätsel (...) 

DKP- Gruppe-Ebersberg 

Anmerkungen und Korrekturen 

Betr.: Chronik wichtiger Ereignisse 
UZ, 4.1.2013, Seite 9 

Drei Anmerkungen zu der insgesamt 
nützlichen Chronik: Zum 28. Februar: 
„... die KPD wird verboten“. Die KPD 
wurde vom Naziregime nie formell ver¬ 
boten. Wozu auch. Nach dem Reichs¬ 
tagsbrand wurde ein Publikations- und 
Demonstrationsverbot gegen die KPD 
erlassen. 

Die in der Chronik angeführten Ter¬ 
rormaßnahmen gegen die Nazigegner 
genügten, um die Organisationsstruk¬ 
turen zu zerschlagen. 

Zum 20. März: Zu errichten gab es 
nichts in der stillgelegten Dachauer 
Munitionsfabrik. Ich empfehle als Da¬ 
tum den 22. März 1933, der in der ein¬ 
schlägigen Literatur genannt wird. Am 
21. März teilte Himmler der Presse mit, 
dass in Dachau am nächsten Tag „das 
erste Konzentrationslager eröffnet“ 
wird. (Münchner Neueste Nachrichten 
21.3.1933) „.... für Kommunistinnen 
und Antifaschistinnen“. Das KZ Da¬ 
chau war ausschließlich für männliche 
politische Häftlinge bestimmt. Das Fe- 
minisierungs-I ist - wie so oft - verwir¬ 
rend und an dieser Stelle einfach falsch. 

Peter Willmitzer, München 

Red.: Die Kritiken sind berechtigt. Es ist 
richtig, dass die KPD im Naziregime nie 
formell verboten wurde. Die Datums¬ 
angabe 20. März ist ein bedauerlicher 
Schreibfehler. Das 
große I ist hier ir¬ 
reführend. 

Nicht erwähnt ha¬ 
ben wir leider das 
wichtige Datum 
1. April 1933 mit 
dem ersten großen 
reichsweiten anti¬ 
jüdischen Boykott. 


Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Rückfragen: 0201/225447 


Wir bitten darum, 
uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusen¬ 
den. Sie sollten unter 
der Länge von einer 
Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält 
sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kür¬ 
zen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 19.JAN 


Stuttgart: „Kommunisten und Gewerk¬ 
schaften“, Bildungsveranstaltung der DKP 
Stuttgart. Waldheim Sillenbuch, Clara-Zet- 
kin-Haus, 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr. 

Solingen: Neujahrs-Fete der DKP Solingen 
mit Freunden. Essen, Trinken, Reden, Mu¬ 
sik hören. Naturfreundehaus Holzerbachtal, 
18.00 Uhr. 

Hechingen: Öffentlicher Stammtisch der 
DKP Zollernalb. Starkes Cafe, Neustra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 


MO ★ 21. JAN 


Bad Kreuznach: „DKP und Gewerkschaf¬ 
ten heute“, öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Volker Metzroth. Wasser- 
sümpfchen 23,20.00 Uhr._ 

Düsseldorf: „Karneval in Theorie und mit 
Praxis“, Gruppenabend der DKP Gerres¬ 
heim. Gaststätte „Zur Isa“, Friedrich-Wil- 
helm-Straße 5,19.00 Uhr. 


DO ★ 24. JAN 


Hannover: „Drohnen.“ Veranstaltung des 
Friedensbüros Hannover e.V. mit Prof. Dr. 
Jutta Weber. FZH Linden, Windheimstra- 
ße 4; Saal 7,19.30 Uhr._ 

Essen: „Der Kampf für die Freiheit der Mi¬ 
ami 5 geht auch 2013 weiter!“ Öffentliche 
Mitgliederversammlung der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.V. Gaststätte Lin¬ 
ker, Oberdorfstraße 34, Essen-Altendorf, 
Nähe Haltestelle Helenenstraße, 18.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
in Vorbereitung des Parteitages. Brauhaus 
Wienges, Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 

München: „Kapitalismus-Krise-Krieg“, 

Veranstaltung der DKP München zur Si¬ 
cherheitskonferenz: mit Conrad Schuhler. 
EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 25. JAN 


Saarbrücken: „Die Notwendigkeit der 
Internationalisierung der Kämpfe der Ar¬ 
beiterklasse am Beispiel Ford.“ Politischer 
Jahresauftakt der DKP Saarland mit Herwig 
Lerouge, Chefredakteur von Etudes Mar- 
xistes (Marxistische Studien) und Mitglied 
des Nationalrates der PTB (Partei der Arbeit 
Belgiens). Nebenzimmer der Gaststätte 
der ATSV-Halle, Lulustein 9 (Bellevue), 
19.00 Uhr. 


SA ★ 26. JAN 


Düsseldorf: Filmvorführung: „Verboten - 
Verfolgt-Vergessen“. Bambi Filmkunstki¬ 
no, Klosterstraße 78,13.00 Uhr. 


SO ★ 27. JAN 


Hattingen: Film „Verboten-Verfolgt-Ver¬ 
gessen“ und anschließende Diskussion mit 
Zeitzeugen. Veranstalter: DKP Hattingen. 
Marktplatz 3-5,11.00 Uhr. 


MO ★ 28. JAN 


Köln: Mitgliederversammlung DKP- 

Grundorganisation Köln-Mülheim. Berliner 


Str. 97-99,19.00 Uhr. 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße mit 
Berichten und Fotos vom LLL-Wochenende 
und der Bezirksdelegiertenkonferenz Hes¬ 
sen. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 


Dl ★ 29. JAN 


Essen: „Nie wieder Krieg! Nie wieder Fa¬ 
schismus!“ Vortrags- und Diskussionsver¬ 
anstaltung zum 80. Jahrestag der Macht¬ 
übertragung an den Faschismus mit Prof. 
Dr. Georg Fülberth. Gemeinsame Veranstal¬ 
tung von VVN-BdA und ver.di Bezirk Essen. 
Gewerkschaftshaus, Teichstraße 4a, Raum 
Kl, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 30. JAN 


Wuppertal: „Was blüht uns im Jahr 
2013?“ Kreismitgliederversammlung der 
DKP mit Bettina Jürgensen, Vorsitzende 
der DKP. Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 5. FEB 


Recklinghausen: „Was ist Faschismus?“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP Reck¬ 
linghausen mit Gerd Deumlich, verantwort¬ 
licher Redakteur der Marxistischen Blätter. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


FR ★ 8. FEB 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt - Haßberge mit Gerald Müller, 
Vorsitzender Der RotFuchs-Regionalgruppe 
Suhl. DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 9. FEB 


Krefeld: Infostand der DKP zum The¬ 
ma „Arbeitszeitverkürzung“. Neumarkt, 
10.30 Uhr. 


SA ★16. FEB 


Reinheim: „Singen , das geht so - Lieder 
und Geschichten aus unterschiedlichen 
Kulturen und Zeiten“ - Fredrik Vahle mit 
Gruppe für „Junggebliebene und Fans“. 
Veranstaltung der DKP. „Zum Kühlen 
Grund“, Heinrichstraße, 20.00 Uhr. 


SO ★ 17. FEB 


Reinheim: Großes Kinder-Sitzkissenkon- 
zert der DKP mit Fredrik Vahle. „Zum Küh¬ 
len Grund“, Heinrichstraße, 11.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ 
helfen der UZ 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
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Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
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des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 5. bis 11. Januar 


Vier Wochen lang... 



... wurde die Geschichte vom extrem gefährlichen islamistischen Bonner Bombenanschlag in jede 
Wohnzimmerritze dieser Republik und in jede aufnahmebereite Gehirnwindung gequetscht. 

Jetzt wie so oft das doppelte Dementi: Es gab doch keinen Zünder, den man vorher so genau nach 
Aussehen und Wirkung beschrieben hatte; außerdem werden die Täter nun auch anderwärts 
gesucht, sogar in den bekannt friedlichen rechten Kreisen - so sorgfältig sind „unsere“ Ermittlungs¬ 
behörden. 

Mit baldigen Ergebnissen ist zu rechnen - möglicherweise schon am St. Nimmerleinstag. 


Samba, Fußball, Junta 

Die Fußballweltmeisterschaft Brasilien 2014 


Montag 

Dass die Zahl der Organspenden dras¬ 
tisch zurückgeht, kann nach den be¬ 
kannt gewordenen Skandalen bei der 
Organvergabe niemanden verwundern. 
Wer möchte schon Ärzten ausgeliefert 
sein, die womöglich vorschnell den 
Hirntod diagnostizieren, wenn Spen¬ 
derorgane profitabel verschoben wer¬ 
den können. Da helfen auch keine dras¬ 
tischen Strafen. 

In unserem Gesundheitswesen ist Be¬ 
handlung und nicht Gesundheit das 
Ziel, nur die Medikation sichert dem 
verschreibenden Arzt das Honorar, 
den Konzernen wird die Deutungsho¬ 
heit über ein gesundes Leben überlas¬ 
sen und vielfach sichert nur der große 
Geldbeutel das Überleben. Für die Me¬ 
dizin gibt es - wie im Übrigen für alle 
gesellschaftlichen Bereiche - nur ein 
Heilmittel. Das Profitsystem muss ver¬ 
bannt werden. 

Mittwoch 

Dass der geregelte Betrieb einer U- 
Bahn und das „kölsche Wesen“ einan¬ 
der ausschließen, weiß jeder, der von ei¬ 
nem Ende der Stadt zum anderen län¬ 
ger unterwegs ist als mit der Bahn von 
Brüssel nach Paris oder mit dem Flieger 
von Hamburg nach Mailand. Dass Köl¬ 
scher Klüngel sich vielleicht lustig an¬ 
hört, aber profitgetrieben und skrupellos 
ist wie die Kommunal-Mafia allerorten, 
weiß man spätestens seit dem Einsturz 
des Stadtarchivs. 

Trotzdem überrascht es auch mich 
Wahlkölner, dass der Betrieb der neu¬ 
esten U-Bahn-Linie den Dom gefährdet. 
Verantwortlich sind anscheinend Kölner 
Baubetriebe, die aus Kostengründen auf 
mögliche Sicherheitsmaßnahmen ver¬ 
zichteten. Bisher schien festzustehen, 
dass der Kölsche bei einer Schiffkatas¬ 
trophe zunächst den Fastellovend rettet 
und dann seine Mutter, zuallererst aber 
den Dom. Wenn das nicht mehr gilt, ist 
in Köln das Ende nahe. Was so verkehrt 
nun auch nicht wäre, aber bitte nach 
Euch, liebe Düsseldorfer. 

Freitag 

„J-Village“heißt die größte Sportanlage 
in Japan. Dort hat sich die japanische 
Fußballnationalmannschaft der Herren 
immer wieder zu Trainingslagern ge¬ 
troffen. Während der Fußballweltmeis¬ 


terschaft 2002 in Japan und Südkorea 
diente die wunderschöne und großzügi¬ 
ge Sportanlage den argentinischen Fuß¬ 
ballern als Quartier. Ein Stadion, zwölf 
weitere Fußballplätze, Einrichtungen 
für Rugby, Tennis, Basketball, Volley¬ 
ball und Badminton sind vorhanden, 
dazu ein beheiztes Schwimmbad sowie 
ein Kongress Zentrum und ein Hotel mit 
262 Betten. Sportlerinnen logieren dort 
seit März 2011 nicht mehr. 

Aus gutem Grunde: Die Anlage gehört 
dem Energieversorger Tepco (Tokyo 
Electric Power Company), ebenso wie 
das unmittelbar angrenzende Atom¬ 
kraftwerk von Fukushima. Heute dient 
die ehemalige Sportanlage als „Basis¬ 
lager“ für etwa 20 000 Arbeiter und 
Ingenieure, die im havarierten Kraft¬ 
werk beschäftigt sind. Sie tragen ihre 
Gesundheit zu Markte, damit irgend¬ 
wann - wenn überhaupt - Fukushima 
und Umgebung entgiftet sind. Auch Be¬ 
sichtigungsfahrten für Journalisten wer¬ 
den von „J-Village“aus organisiert. De¬ 
nen erzählt man, dass „eines Tages“ die 
Einwohnerinnen wieder zurückkehren 
sollen, dass die Strahlenwerte „manch¬ 
mal“ erstaunlich niedrig sind und vor 
allem, dass Tepco alles tut, was in seiner 
Macht steht - bekanntlich mit dem Geld 
der japanischen Steuerzahler. 

Dass die Gefahren generell verschwie¬ 
gen werden, kann man trotzdem nicht 
behaupten. Dass niemand weiß, was im 
geschmolzenen und weiter schmelzen¬ 
den Reaktorblock drei vor sich geht, 
weil niemand dorthin kann, wird genau¬ 
so mitgeteilt, wie das ständige Zuneh¬ 
men der kontaminierten Wassermenge 
um mehrere hundert Tonnen täglich - 
und dergleichen mehr. Eine beschleu¬ 
nigte Kernschmelze, einschließlich gro¬ 
ßer Explosion ist nicht ausgeschlossen. 
Das schlimmste jedoch wäre ein weite¬ 
rer Tsunami, der in dieser Gegend jeder¬ 
zeit wieder möglich ist. Sämtliche Auf¬ 
räumarbeiten wären vergeblich gewe¬ 
sen. Die Katastrophe würde damit „auf 
eine neue Stufe“gehoben. 

Und doch liegt das Hauptproblem nicht 
in und um Fukushima oder Tscherno¬ 
byl oder Harrisburg, sondern in den 
Köpfen derer, die weltweit den weiteren 
Betrieb, ja den Ausbau der Kernenergie 
betreiben. Und das nur aus einem ein¬ 
zigen Grund: Es wirft so herrlich viel 
Profit ab. 

Adi Reiher 


Die Vergabe der Fußballweltmeister¬ 
schaft 2014 und der Olympiade 2016 
an Brasilien bzw. die brasilianische 
Metropole Rio de Janeiro wird gern 
als Verbeugung vor dem wirtschaftlich 
aufstrebenden Land mit dem Image 
von Karneval und Samba interpre¬ 
tiert. „Juntos num so ritmo“ (Alle im 
gleichen Rhythmus) lautet das offiziel¬ 
le Motto,das die anscheinend tanzwü¬ 
tigen älteren Herren des Fußballwelt¬ 
verbandes der Veranstaltung verliehen 
haben. 

Doch Brasilien ist auch ein Land kras¬ 
ser Armut, sozialer Ungleichheit und 
hoher Kriminalität. Zu den aktuellen 
Gegensätzen bricht nun eine Kontro¬ 
verse um die Bewältigung der brasilia¬ 
nischen Militärdiktatur auf, in der aus¬ 
gerechnet Jose Maria Marin, Präsident 
des brasilianischen Fußballverbandes 
und des WM-Organisationskomitees, 
eine unrühmliche Rolle spielte - und 
nicht nur er. 

Von 1963 bis 1985 dauerte die Diktatur. 
Öffentlich wurde sie nie aufgearbeitet. 
Ein umfassendes Amnestiegesetz hat 
die Täter aus Politik, Justiz, Heer und 
Polizei geschützt. Etwa 500 Opfer wa¬ 
ren tot, die Zehntausenden Überleben¬ 
den der Folter fanden keine öffentliche 
Redeplatform. Das ändert sich, seit An¬ 
fang 2011 mit Dilma Rousseff eine der 
Diktatur-Gegnerinnen Präsidentin des 
Landes wurde. Unter der ehemaligen 
Guerillera, heute Mitglied der Arbei¬ 
terpartei, wurde eine Wahrheitskom¬ 
mission gebildet, die nach Wegen sucht, 
Mörder und Folterer zur Verantwor¬ 
tung zu ziehen. So sind Entführungen 
und das Verschwindenlassen von Dik¬ 
tatur-Gegnern von der Amnestie nicht 
gedeckt. Tatsächlich hat die Staatsan¬ 
waltschaft nun erstmals Anklage gegen 
den Diktatur-Offizier Sebastiäo Curiö 
Rodrigues de Moura erhoben. Ihm 
wird vorgeworfen, 1974 fünf Gueril- 
leros gekidnappt zu haben, von denen 
keiner wieder auftauchte. 

Im Zuge dieser Diskussion wird nun 
auch die Vergangenheit von Jose Ma¬ 
rin diskutiert. Dieser machte während 
der Diktatur politische Karriere. 1969 
war er bereits Bürgermeister von Sao 



So wurde der tote Vladimir Herzog 
1975 in seiner Zelle gefunden. 


Paolo, 1982 wurde er Gouverneur des 
gleichnamigen Bundesstaates. Heute 
wird ihm konkret seine Rolle bei der 
Verhaftung, Folterung und Ermordung 
von Vladimir Herzog vorgeworfen. Die 
Familie des 1937 geborenen jüdischen 
Journalisten, Schriftstellers und Profes¬ 
sors war aus dem heimatlichen Jugosla¬ 
wien vor den Nazis nach Brasilien ge¬ 
flohen. Zum Zeitpunkt seiner Inhaftie¬ 
rung und Ermordung war Herzog ein 
landesweit bekannter Fernseh-Journa¬ 
list. Sein Fall erregte entsprechendes 
Aufsehen. 8 000 Menschen nahmen an 
einer öffentlichen Gedenkfeier in Sao 
Paolo am 1. 11. 1975 teil, wenige Tage 
nachdem man Vlado Herzog zu Tode 
gefoltert hatte. 

Der Politiker Jose Marin hatte ein 
scharfes Vorgehen gegen Regime¬ 
gegner gefordert - wenige Tage vor 
der Verhaftung Herzogs. Dass diese 
prompt erfolgte, wird wohl nicht zu 
Unrecht auf den einflussreichen Jose 
Marin zurückgeführt. Anfang dieses 
Jahres wurde an diese Zusammenhän¬ 
ge erinnert. Sofort brach in Brasilien 
eine Kontroverse auf. 

Denn viele der alten Nutznießer und 
Beteiligten der Militärdiktatur sind 


noch im Amt. Ihr Einfluss ist nach wie 
vor erheblich. Außerdem waren sie es, 
die die schreienden Gegensätze des 
Landes gezielt mit Fußball und Karne¬ 
val übertüncht haben. Und sich damit 
einen gewissen Rückhalt in der Be¬ 
völkerung gesichert haben. Es ist kein 
Zufall, dass Jose Maria Marin nach der 
Diktatur als Fußballfunktionär weiter¬ 
machte. 

Eine unbeschwerte Fußballweltmeis- 
terschaft - soweit das überhaupt mög¬ 
lich ist - setzt in jedem Falle voraus, 
dass die Rolle Marins bei der Ermor¬ 
dung von Vlado Herzog geklärt wird. 
Aus deutscher Sicht ist es interessant 
zu erwähnen, dass die Diktatur die 
deutschen Regierungen unter Brandt/ 
Scheel und Schmidt/Genscher nicht da¬ 
ran hinderte, einen sogenannten Atom¬ 
vertrag mit der brasilianischen Junta 
abzuschließen. Das damit verbunde¬ 
ne technische Know-How nutzte die¬ 
se, um ein geheimes Atomwaffenent¬ 
wicklungsprogramm zu starten. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Kriegsgefangenenschaft, A 2011 

Die beiden ersten Folgen des Versu¬ 
ches einer vierteiligen Gesamtdar¬ 
stellung der Kriegsgefangenenschaft 
im Zweiten Weltkrieg. Bezeichnen¬ 
derweise sind den deutschen Kriegs¬ 
gefangenen drei Folgen gewidmet. 
Schaun wir mal. Die letzen zwei Fol¬ 
gen morgen gleiche Zeit. 

So., 20.1., 20.15-22.00 Uhr, 3sat 

Mein Kampf mit Hitler 
„Machtergreifung“ 1933 , D 2013 

Die szenische Dokumentation ori¬ 
entiert sich an Sebastian Hafner, der 
1938 ins Exil musste. 

Di., 22.1., 20.15-21.00 Uhr, zdf 

Mobbing, D 2013 

Exzellentes TV-Drama über ein Pro¬ 
blem, das weit verbreitet ist. 

Fr., 25.12., 20.15-21.45 Uhr, arte 


Lenins letzte Schaffensperiode 

Dezember 1922 bis März 1923 


Ziemlich genau 90 Jahre ist es her, dass 
Wladimir Iljitsch Lenin seine Arbeits¬ 
fähigkeit gänzlich verlor. Am 10. März 
1923 erfolgte ein schwerer Schlaganfall, 
nach dem Lenin nicht mehr sprechen 
konnte. Die Lähmung des rechten Ar¬ 
mes und des rechten Beines verstärk¬ 
ten sich. In den Monaten davor, von 
Dezember 2022 bis Februar 2023, war 
er eingeschränkt arbeitsfähig. 

Die Ärzte erlaubten ihm, je nach Ge¬ 
sundheitszustand, mehr oder weniger 
lang zu lesen und zu diktieren. In die¬ 
ser letzten Schaffensperiode befasste 
sich Lenin vorwiegend mit der Situati¬ 
on in der russischen kommunistischen 
Partei und in Sowjetrussland, ohne den 
Bezug zur Perspektive des Sozialismus 
im Weltmaßstab aus dem Auge zu ver¬ 
lieren. Er litt darunter, dass er sich 
nicht mehr voll und ganz in die Arbeit 
der Partei und des Staates einbringen 
konnte. Um so mehr drängte es ihn, zu 
den - aus seiner Sicht - wichtigsten Fra¬ 
gen Stellung zu nehmen. 

Trotz der Einschränkungen Lenins ent¬ 
standen Arbeiten zur Nationalitäten¬ 
frage, zum Genossenschaftswesen, zu 
den Aufgaben der Arbeiter- und Bau¬ 
erninspektion, zur Bildungsfrage, zur 
staatlichen Planungskommission oder 
einfach „Über unsere Revolution“. Sei¬ 
ne letzte Arbeit „Lieber weniger, aber 
besser“ wurde am 2. März 1923 beendet 
und erschien am 4. März in der Prawda. 
Die letzten Arbeiten zeichnet ein un¬ 
mittelbarer, wenig ausgearbeiteter Stil 
aus, der die Intensität der Gedanken, 


die Bedrängnis des Autors umso deut¬ 
licher hervortreten lässt. 

Der berühmte Brief an den Parteitag 
von Dezember 1922, mit dem Zusatz 
von Januar 1923, wird oft als Lenins 
Testament bezeichnet. So mag es rich¬ 
tig sein, den letzten Arbeiten aber ge¬ 
hört dieser Begriff genauso und mit 
vielleicht größerem Recht, da sie um¬ 
fassender den weiteren Entwicklungs¬ 
gang der russischen Revolution analy¬ 
sieren und Maßnahmen für ihre Fort¬ 
führung vorschlagen. 

Immer wieder berührt Lenin z.B. das 
Verhältnis von Partei und Staat, die so¬ 
fortige Heranziehung von Arbeitern zu 
den Partei- und Staatsgeschäften, das 
Verhältnis von Arbeitern und Bauern 
unter den konkreten Bedingungen 
Russlands, die Verbesserung der Staats¬ 
führung, vor allem aber auch die Über¬ 
windung der mangelhaften Bildung auf 
allen Ebenen. 

In „Lieber weniger, aber besser“ 
schreibt er dazu: „Wir müssen uns [...] 
die Aufgabe stellen: erstens zu lernen, 
zweitens zu lernen und drittens zu ler¬ 
nen und dann zu kontrollieren, ob die 
Wissenschaft bei uns [...] vollständig 
und wirklich zu einem Bestandteil des 
Alltags geworden ist.“ 

Es lohnt auch heute noch, die letzten 
Schriften Lenins zu studieren. Wie es 
seine Art war, entwickelt er Maßstäbe 
zum Handeln. Nicht zuletzt dadurch 
finden wir wertvolle Hinweise darauf, 
wie die Geschichte der Sowjetunion 
nach Lenins Tod zu beurteilen ist. AR 


























